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VERORDNUNG (EU) 2015/...
DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 20. Mai 2015

iiber Insolvenzverfahren

(Neufassung)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf

Artikel 81,

auf Vorschlag der Europédischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
nach Stellungnahme des Européischen Wirtschafts- und Sozialausschusses',

gemiB dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren?,

! ABI. C 271 vom 19.9.2013, S. 55.

Standpunkt des Europdischen Parlaments vom 5. Februar 2014 (noch nicht im Amtsblatt
veroffentlicht) und Standpunkt des Rates in erster Lesung vom 12. Mérz 2015 (noch nicht
im Amtsblatt veroffentlicht). Standpunkt des Europidischen Parlaments vom 20. Mai 2015
(noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht).
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in Erwédgung nachstehender Griinde:

(D) Die Kommission hat am 12. Dezember 2012 einen Bericht tiber die Anwendung der
Verordnung des Rates (EG) Nr. 1346/2000" angenommen. Dem Bericht zufolge
funktioniert die Verordnung im Allgemeinen gut, doch sollte die Anwendung einiger
Vorschriften verbessert werden, um grenziiberschreitende Insolvenzverfahren noch
effizienter abwickeln zu konnen. Da die Verordnung mehrfach geédndert wurde und weitere
Anderungen erfolgen sollen, sollte aus Griinden der Klarheit eine Neufassung

vorgenommen werden.

(2) Die Union hat sich die Schaffung eines Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts

zum Ziel gesetzt.

3) Fiir ein reibungsloses Funktionieren des Binnenmarktes sind effiziente und wirksame
grenziiberschreitende Insolvenzverfahren erforderlich. Die Annahme dieser Verordnung ist
zur Verwirklichung dieses Ziels erforderlich, das in den Bereich der justiziellen

Zusammenarbeit in Zivilsachen im Sinne des Artikels 81 des Vertrags fallt.

4) Die Geschiftstitigkeit von Unternehmen greift mehr und mehr {iber die einzelstaatlichen
Grenzen hinaus und unterliegt damit in zunehmendem Maf} den Vorschriften des
Unionsrechts. Die Insolvenz solcher Unternehmen hat auch nachteilige Auswirkungen auf
das ordnungsgeméfe Funktionieren des Binnenmarktes, und es bedarf eines
Unionsrechtsakts, der eine Koordinierung der Malnahmen in Bezug auf das Vermdgen

eines zahlungsunfahigen Schuldners vorschreibt.

! Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 des Rates vom 29. Mai 2000 iiber Insolvenzverfahren
(ABI. L 160 vom 30.6.2000, S. 1).
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)

(6)

(7

Im Interesse eines ordnungsgemifBen Funktionierens des Binnenmarkts muss verhindert
werden, dass es fiir Beteiligte vorteilhafter ist, Vermdgensgegenstéinde oder
Gerichtsverfahren von einem Mitgliedstaat in einen anderen zu verlagern, um auf diese
Weise eine giinstigere Rechtsstellung zum Nachteil der Gesamtheit der Glaubiger zu

erlangen (im Folgenden "Forum Shopping").

Diese Verordnung sollte Vorschriften enthalten, die die Zustédndigkeit fiir die Er6ffnung
von Insolvenzverfahren und fiir Klagen regeln, die sich direkt aus diesen
Insolvenzverfahren ableiten und eng damit verkniipft sind. Dariiber hinaus sollte diese
Verordnung Vorschriften fiir die Anerkennung und Vollstreckung von in solchen
Verfahren ergangenen Entscheidungen sowie Vorschriften iiber das auf Insolvenzverfahren
anwendbare Recht enthalten. Sie sollte auch die Koordinierung von Insolvenzverfahren
regeln, die sich gegen denselben Schuldner oder gegen mehrere Mitglieder derselben

Unternehmensgruppe richten.

Konkurse, Vergleiche und dhnliche Verfahren sowie damit zusammenhingende Klagen
sind vom Anwendungsbereich der Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des Europidischen
Parlaments und des Rates ausgenommen'. Diese Verfahren sollten unter die vorliegende
Verordnung fallen. Die vorliegende Verordnung ist so auszulegen, dass Rechtsliicken
zwischen den beiden vorgenannten Rechtsinstrumenten so weit wie moglich vermieden
werden. Allerdings sollte der alleinige Umstand, dass ein nationales Verfahren nicht in
Anhang A dieser Verordnung aufgefiihrt ist, nicht bedeuten, dass es unter die Verordnung

(EU) Nr. 1215/2012 fillt.

Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des Européischen Parlaments und des Rates vom 12.
Dezember 2012 iiber die gerichtliche Zustandigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung
von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (ABI. L 351 vom 20.12.2012, S. 1).
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®)

©)

Zur Verwirklichung des Ziels einer Verbesserung der Effizienz und Wirksamkeit der
Insolvenzverfahren mit grenziiberschreitender Wirkung ist es notwendig und angemessen,
die Bestimmungen iiber den Gerichtsstand, die Anerkennung und das anwendbare Recht in
diesem Bereich in einer Malnahme der Union zu biindeln, die in den Mitgliedstaaten

verbindlich ist und unmittelbar gilt.

Diese Verordnung sollte fiir alle Insolvenzverfahren gelten, die die in ihr festgelegten
Voraussetzungen erfiillen, unabhédngig davon, ob es sich beim Schuldner um eine
natiirliche oder juristische Person, einen Kaufmann oder eine Privatperson handelt. Diese
Insolvenzverfahren sind erschopfend in Anhang A aufgefiihrt. Beziiglich der in Anhang A
aufgefiihrten nationalen Verfahren sollte diese Verordnung Anwendung finden, ohne dass
die Gerichte eines anderen Mitgliedstaats die Erfiillung der Anwendungsvoraussetzungen
dieser Verordnung nachpriifen. Nationale Insolvenzverfahren, die nicht in Anhang A

aufgefiihrt sind, sollten nicht in den Anwendungsbereich dieser Verordnung fallen.
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(10)

(an

(12)

In den Anwendungsbereich dieser Verordnung sollten Verfahren einbezogen werden, die
die Rettung wirtschaftlich bestandsfahiger Unternehmen, die sich jedoch in finanziellen
Schwierigkeiten befinden, begiinstigen und Unternehmern eine zweite Chance bieten.
Einbezogen werden sollten vor allem Verfahren, die auf eine Sanierung des Schuldners in
einer Situation gerichtet sind, in der lediglich die Wahrscheinlichkeit einer Insolvenz
besteht, und Verfahren, bei denen der Schuldner ganz oder teilweise die Kontrolle {iber
seine Vermogenswerte und Geschéfte behilt. Der Anwendungsbereich sollte sich auch auf
Verfahren erstrecken, die eine Schuldbefreiung oder eine Schuldenanpassung in Bezug auf
Verbraucher und Selbstiandige zum Ziel haben, indem z.B. der vom Schuldner zu zahlende
Betrag verringert oder die dem Schuldner gewéhrte Zahlungsfrist verldngert wird. Da in
solchen Verfahren nicht unbedingt ein Verwalter bestellt werden muss, sollten sie unter
diese Verordnung fallen, wenn sie der Kontrolle oder Aufsicht eines Gerichts unterliegen.
In diesem Zusammenhang sollte der Ausdruck "Kontrolle" auch Sachverhalte einschlieBen,
in denen ein Gericht nur aufgrund des Rechtsbehelfs eines Glaubigers oder anderer

Verfahrensbeteiligter titig wird.

Diese Verordnung sollte auch fiir Verfahren gelten, die einen vorldufigen Aufschub von
Vollstreckungsmafinahmen einzelner Glaubiger gewihren, wenn derartige MaBnahmen die
Verhandlungen beeintriachtigen und die Aussichten auf eine Sanierung des Unternehmens
des Schuldners mindern konnten. Diese Verfahren sollten sich nicht nachteilig auf die
Gesamtheit der Glaubiger auswirken und sollten, wenn keine Einigung {iber einen
Sanierungsplan erzielt werden kann, anderen Verfahren, die unter diese Verordnung fallen,

vorgeschaltet sein.

Diese Verordnung sollte fiir Verfahren gelten, deren Erdffnung 6ffentlich bekanntzugeben
ist, damit Glaubiger Kenntnis von dem Verfahren erlangen und ihre Forderungen anmelden
konnen, und dadurch der kollektive Charakter des Verfahrens sichergestellt wird, und
damit den Glaubigern Gelegenheit gegeben wird, die Zustandigkeit des Gerichts

iberpriifen zu lassen, das das Verfahren erdffnet hat.
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(13) Dementsprechend sollten vertraulich gefiihrte Insolvenzverfahren vom
Anwendungsbereich dieser Verordnung ausgenommen werden. Solche Verfahren mogen
zwar in manchen Mitgliedstaaten von grofler Bedeutung sein, es ist jedoch aufgrund ihrer
Vertraulichkeit unmoglich, dass ein Glédubiger oder Gericht in einem anderen Mitgliedstaat
Kenntnis von der Er6ffnung eines solchen Verfahrens erlangt, so dass es schwierig ist,

thren Wirkungen unionsweit Anerkennung zu verschaffen.

(14) Ein Gesamtverfahren, das unter diese Verordnung fillt, sollte alle oder einen wesentlichen
Teil der Gldubiger des Schuldners einschlieen, auf die die gesamten oder ein erheblicher
Anteil der ausstehenden Verbindlichkeiten des Schuldners entfallen, vorausgesetzt, dass
die Forderungen der Glaubiger, die nicht an einem solchen Verfahren beteiligt sind, davon
unberiihrt bleiben. Verfahren, die nur die finanziellen Gldubiger des Schuldners betreffen,
sollten auch unter diese Verordnung fallen. Ein Verfahren, das nicht alle Glaubiger eines
Schuldners einschlieft, sollte ein Verfahren sein, dessen Ziel die Rettung des Schuldners
ist. Ein Verfahren, das zur endgiiltigen Einstellung der Unternehmenstitigkeit des
Schuldners oder zur Verwertung seines Vermdgens fiihrt, sollte alle Glaubiger des
Schuldners einschlieBen. Einige Insolvenzverfahren fiir natiirliche Personen schlieBen
bestimmte Arten von Forderungen, wie etwa Unterhaltsforderungen, von der Moglichkeit
einer Schuldenbefreiung aus, was aber nicht bedeuten sollte, dass diese Verfahren keine

Gesamtverfahren sind.

(15) Diese Verordnung sollte auch fiir Verfahren gelten, die nach dem Recht einiger
Mitgliedstaaten fiir eine bestimmte Zeit vorldufig oder einstweilig er6ffnet und
durchgefiihrt werden kénnen, bevor ein Gericht durch eine Entscheidung die Fortfiihrung
des Verfahrens als nicht vorldufiges Verfahren bestétigt. Auch wenn diese Verfahren als
"vorldufig" bezeichnet werden, sollten sie alle anderen Anforderungen dieser Verordnung

erfullen.
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(16) Diese Verordnung sollte fiir Verfahren gelten, die sich auf gesetzliche Regelungen zur
Insolvenz stiitzen. Allerdings sollten Verfahren, die sich auf allgemeines
Gesellschaftsrecht stiitzen, das nicht ausschlieBlich auf Insolvenzfille ausgerichtet ist,
nicht als Verfahren gelten, die sich auf gesetzliche Regelungen zur Insolvenz stiitzen.
Ebenso sollten Verfahren zur Schuldenanpassung nicht bestimmte Verfahren umfassen, in
denen es um den Erlass von Schulden einer natiirlichen Person mit sehr geringem
Einkommen und Vermogen geht, sofern derartige Verfahren nie eine Zahlung an Gliubiger

vorsehen.

(17) Der Anwendungsbereich dieser Verordnung sollte sich auf Verfahren erstrecken, die
eingeleitet werden, wenn sich ein Schuldner in nicht finanziellen Schwierigkeiten befindet,
sofern diese Schwierigkeiten mit der tatsdchlichen und erheblichen Gefahr verbunden sind,
dass der Schuldner gegenwirtig oder in Zukunft seine Verbindlichkeiten bei Filligkeit
nicht begleichen kann. Der maB3gebliche Zeitraum zur Feststellung einer solchen Gefahr
kann mehrere Monate oder auch ldnger betragen, um Fillen Rechnung zu tragen, in denen
sich der Schuldner in nicht finanziellen Schwierigkeiten befindet, die die Fortfithrung
seines Unternehmens und mittelfristig seine Liquiditdt gefdhrden. Dies kann beispielsweise
der Fall sein, wenn der Schuldner einen Auftrag verloren hat, der fiir ihn von

entscheidender Bedeutung war.

(18) Die Vorschriften tiber die Riickforderung staatlicher Beihilfen von insolventen
Unternehmen, wie sie nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Européischen Union

ausgelegt worden sind, sollten von dieser Verordnung unberiihrt bleiben.
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(19) Insolvenzverfahren tiber das Vermogen von Versicherungsunternehmen, Kreditinstituten,
Wertpapierfirmen und anderen Firmen, Einrichtungen oder Unternehmen, die unter die
Richtlinie 2001/24/EG des Europiischen Parlaments und des Rates' fallen, und
Organismen fiir gemeinsame Anlagen sollten vom Anwendungsbereich dieser Verordnung
ausgenommen werden, da fiir sie besondere Vorschriften gelten und die nationalen

Aufsichtsbehorden weitreichende Eingriffsbefugnisse haben.

(20) Insolvenzverfahren sind nicht zwingend mit dem Eingreifen einer Justizbehorde
verbunden. Der Ausdruck "Gericht" in dieser Verordnung sollte daher in einigen
Bestimmungen weit ausgelegt werden und Personen oder Stellen umfassen, die nach
einzelstaatlichem Recht befugt sind, Insolvenzverfahren zu eréffnen. Damit diese
Verordnung Anwendung findet, muss es sich um ein Verfahren (mit den entsprechenden
gesetzlich festgelegten Handlungen und Formalitéten) handeln, das nicht nur im Einklang
mit dieser Verordnung steht, sondern auch in dem Mitgliedstaat der Er6ffnung des

Insolvenzverfahrens offiziell anerkannt und rechtsgiiltig ist.

(21) Verwalter sind in dieser Verordnung definiert und in Anhang B aufgefiihrt. Verwalter, die
ohne Beteiligung eines Justizorgans bestellt werden, sollten nach nationalem Recht einer
angemessenen Regulierung unterliegen und fiir die Wahrnehmung von Aufgaben in
Insolvenzverfahren zugelassen sein. Der nationale Regelungsrahmen sollte angemessene

Vorschriften tiber den Umgang mit potenziellen Interessenkonflikten umfassen.

! Richtlinie 2001/24/EG des Europidischen Parlaments und des Rates vom 4. April 2001 {iber
die Sanierung und Liquidation von Kreditinstituten (ABI. L 125 vom 5.5.2001, S. 15).
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(22) Diese Verordnung erkennt die Tatsache an, dass aufgrund der groBen Unterschiede im
materiellen Recht ein einziges Insolvenzverfahren mit universaler Geltung fiir die Union
nicht realisierbar ist. Die ausnahmslose Anwendung des Rechts des Staates der
Verfahrenser6ffnung wiirde vor diesem Hintergrund hiufig zu Schwierigkeiten fiihren.
Dies gilt etwa fiir die in den Mitgliedstaaten sehr unterschiedlich ausgepréigten nationalen
Regelungen zu den Sicherungsrechten. Aber auch die Vorrechte einzelner Glaubiger im
Insolvenzverfahren sind teilweise vollkommen anders ausgestaltet. Bei der ndchsten
Uberpriifung dieser Verordnung wird es erforderlich sein, weitere MaBnahmen zu
ermitteln, um die Vorrechte der Arbeitnehmer auf europdischer Ebene zu verbessern. Diese
Verordnung sollte solchen unterschiedlichen nationalen Rechten auf zweierlei Weise
Rechnung tragen. Zum einen sollten Sonderankniipfungen fiir besonders bedeutsame
Rechte und Rechtsverhéltnisse vorgesehen werden (z. B. dingliche Rechte und
Arbeitsvertrdge). Zum anderen sollten neben einem Hauptinsolvenzverfahren mit
universaler Geltung auch innerstaatliche Verfahren zugelassen werden, die lediglich das im

Erdffnungsstaat befindliche Vermdgen erfassen.

(23) Diese Verordnung gestattet die Erdffnung des Hauptinsolvenzverfahrens in dem
Mitgliedstaat, in dem der Schuldner den Mittelpunkt seiner hauptsidchlichen Interessen hat.
Dieses Verfahren hat universale Geltung sowie das Ziel, das gesamte Vermogen des
Schuldners zu erfassen. Zum Schutz der unterschiedlichen Interessen gestattet diese
Verordnung die Er6ffnung von Sekundérinsolvenzverfahren parallel zum
Hauptinsolvenzverfahren. Ein Sekundérinsolvenzverfahren kann in dem Mitgliedstaat
eroffnet werden, in dem der Schuldner eine Niederlassung hat. Seine Wirkungen sind auf
das in dem betreffenden Mitgliedstaat belegene Vermdgen des Schuldners beschrénkt.
Zwingende Vorschriften fiir die Koordinierung mit dem Hauptinsolvenzverfahren tragen

dem Gebot der Einheitlichkeit in der Union Rechnung.
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24)

(25)

(26)

27)

(28)

Wird iiber das Vermogen einer juristischen Person oder einer Gesellschaft ein
Hauptinsolvenzverfahren in einem anderen Mitgliedstaat als dem, in dem sie ihren Sitz hat,
eroftnet, so sollte die Mdglichkeit bestehen, im Einklang mit der Rechtsprechung des
Gerichtshofs der Européischen Union ein Sekundirinsolvenzverfahren in dem
Mitgliedstaat zu eroffnen, in dem sie ihren Sitz hat, sofern der Schuldner einer
wirtschaftlichen Aktivitdt nachgeht, die den Einsatz von Personal und Vermogenswerten in

diesem Mitgliedstaat voraussetzt.

Diese Verordnung gilt nur fiir Verfahren in Bezug auf einen Schuldner, der Mittelpunkt

seiner hauptsichlichen Interessen in der Union hat.

Die Zustindigkeitsvorschriften dieser Verordnung legen nur die internationale
Zusténdigkeit fest, das heif}t, sie geben den Mitgliedstaat an, dessen Gerichte
Insolvenzverfahren eréffnen diirfen. Die innerstaatliche Zustindigkeit des betreffenden

Mitgliedstaats sollte nach dem nationalen Recht des betreffenden Staates bestimmt werden.

Vor Eréffnung des Insolvenzverfahrens sollte das zustdndige Gericht von Amts wegen
priifen, ob sich der Mittelpunkt der hauptsédchlichen Interessen des Schuldners oder der

Niederlassung des Schuldners tatsdchlich in seinem Zusténdigkeitsbereich befindet.

Bei der Beantwortung der Frage, ob der Mittelpunkt der hauptsdchlichen Interessen des
Schuldners fiir Dritte feststellbar ist, sollte besonders beriicksichtigt werden, welchen Ort
die Gldubiger als denjenigen wahrnehmen, an dem der Schuldner der Verwaltung seiner
Interessen nachgeht. Hierfiir kann es erforderlich sein, die Glaubiger im Fall einer
Verlegung des Mittelpunkts der hauptsidchlichen Interessen zeitnah {iber den neuen Ort zu
unterrichten, an dem der Schuldner seine Tatigkeiten ausiibt, z.B. durch Hervorhebung der
Adressénderung in der Geschiftskorrespondenz, oder indem der neue Ort in einer anderen

geeigneten Weise verdffentlicht wird.
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(29) Diese Verordnung sollte eine Reihe von Schutzvorkehrungen enthalten, um betriigerisches

oder missbrauchliches Forum Shopping zu verhindern.

(30) Folglich sollten die Annahmen, dass der Sitz, die Hauptniederlassung und der gewdhnliche
Aufenthalt jeweils der Mittelpunkt des hauptsidchlichen Interesses sind, widerlegbar sein,
und das jeweilige Gericht eines Mitgliedstaats sollte sorgfiltig priifen, ob sich der
Mittelpunkt der hauptséchlichen Interessen des Schuldners tatsidchlich in diesem
Mitgliedstaat befindet. Bei einer Gesellschaft sollte diese Vermutung widerlegt werden
konnen, wenn sich die Hauptverwaltung der Gesellschaft in einem anderen Mitgliedstaat
befindet als in dem Mitgliedstaat, in dem sich der Sitz der Gesellschaft befindet, und wenn
eine Gesamtbetrachtung aller relevanten Faktoren die von Dritten liberpriifbare
Feststellung zuldsst, dass sich der tatsdchliche Mittelpunkt der Verwaltung und der
Kontrolle der Gesellschaft sowie der Verwaltung ihrer Interessen in diesem anderen
Mitgliedstaat befindet. Bei einer natiirlichen Person, die keine selbstindige gewerbliche
oder freiberufliche Tétigkeit ausiibt, sollte diese Vermutung widerlegt werden kénnen,
wenn sich z.B. der GroBteil des Vermogens des Schuldners auerhalb des Mitgliedstaats
des gewohnlichen Aufenthalts des Schuldners befindet oder wenn festgestellt werden kann,
dass der Hauptgrund fiir einen Umzug darin bestand, einen Insolvenzantrag im neuen
Gerichtsstand zu stellen, und die Interessen der Glaubiger, die vor dem Umzug eine
Rechtsbeziehung mit dem Schuldner eingegangen sind, durch einen solchen

Insolvenzantrag wesentlich beeintrachtigt wiirden.
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€2))

(32)

(33)

(34)

Im Rahmen desselben Ziels der Verhinderung von betriigerischem oder missbrauchlichem
Forum Shopping sollte die Vermutung, dass der Mittelpunkt der hauptséchlichen
Interessen der Sitz, die Hauptniederlassung der natiirlichen Person bzw. der gewdhnliche
Aufenthalt der natiirlichen Person ist, nicht gelten, wenn — im Falle einer Gesellschatft,
einer juristischen Person oder einer natiirlichen Person, die eine selbstindige gewerbliche
oder freiberufliche Téatigkeit ausiibt, — der Schuldner seinen Sitz oder seine
Hauptniederlassung in einem Zeitraum von drei Monaten vor dem Antrag auf Eroffnung
des Insolvenzverfahrens in einen anderen Mitgliedstaat verlegt hat, oder — im Falle einer
natiirlichen Person, die keine selbstindige gewerbliche oder freiberufliche Tatigkeit
ausiibt — wenn der Schuldner seinen gewohnlichen Aufenthalt in einem Zeitraum von sechs
Monaten vor dem Antrag auf Er6ffnung des Insolvenzverfahrens in einen anderen

Mitgliedstaat verlegt hat.

Das Gericht sollte in allen Féllen, in denen die Umstéinde des Falls Anlass zu Zweifeln an
seiner Zustiandigkeit geben, den Schuldner auffordern, zusitzliche Nachweise fiir seine
Behauptung vorzulegen, und, wenn das fiir das Insolvenzverfahren geltende Recht dies
erlaubt, den Glaubigern des Schuldners Gelegenheit geben, sich zur Frage der

Zusténdigkeit zu dullern.

Stellt das mit dem Antrag auf Eroffnung eines Insolvenzverfahrens befasste Gericht fest,
dass der Mittelpunkt der hauptsédchlichen Interessen nicht in seinem Hoheitsgebiet liegt, so

sollte es das Hauptinsolvenzverfahren nicht er6ffnen.

Allen Glaubigern des Schuldners sollte dariiber hinaus ein wirksamer Rechtsbehelf gegen
die Entscheidung, ein Insolvenzverfahren zu eréffnen, zustehen. Die Folgen einer
Anfechtung der Entscheidung, ein Insolvenzverfahren zu er6ffnen, sollten dem nationalen

Recht unterliegen.
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(35)

(36)

Die Gerichte des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet das Insolvenzverfahren eréffnet
wurde, sollten auch fiir Klagen zustdndig sein, die sich direkt aus dem Insolvenzverfahren
ableiten und eng damit verkniipft sind. Zu solchen Klagen sollten unter anderem
Anfechtungsklagen gegen Beklagte in anderen Mitgliedstaaten und Klagen in Bezug auf
Verpflichtungen gehoren, die sich im Verlauf des Insolvenzverfahrens ergeben, wie z.B. zu
Vorschiissen fiir Verfahrenskosten. Im Gegensatz dazu leiten sich Klagen wegen der
Erfiillung von Verpflichtungen aus einem Vertrag, der vom Schuldner vor der Er6ffnung
des Verfahrens abgeschlossen wurde, nicht unmittelbar aus dem Verfahren ab. Steht eine
solche Klage im Zusammenhang mit einer anderen zivil- oder handelsrechtlichen Klage, so
sollte der Verwalter beide Klagen vor die Gerichte am Wohnsitz des Beklagten bringen
konnen, wenn er sich von einer Erhebung der Klagen an diesem Gerichtsstand einen
Effizienzgewinn verspricht. Dies kann beispielsweise dann der Fall sein, wenn der
Verwalter eine insolvenzrechtliche Haftungsklage gegen einen Geschéftsfiihrer mit einer

gesellschaftsrechtlichen oder deliktsrechtlichen Klage verbinden will.

Das fiir die Er6ffnung des Hauptinsolvenzverfahrens zustiandige Gericht sollte zur
Anordnung einstweiliger Maflnahmen und von Sicherungsmafnahmen ab dem Zeitpunkt
des Antrags auf Verfahrenserdffnung befugt sein. Sicherungsmafnahmen sowohl vor als
auch nach Beginn des Insolvenzverfahrens sind zur Gewihrleistung der Wirksamkeit des
Insolvenzverfahrens von grofler Bedeutung. Diese Verordnung sollte hierfiir verschiedene
Moglichkeiten vorsehen. Zum einen sollte das fiir das Hauptinsolvenzverfahren zustindige
Gericht einstweilige Maflnahmen und Sicherungsmafinahmen auch tiber
Vermogensgegenstinde anordnen konnen, die sich im Hoheitsgebiet anderer
Mitgliedstaaten befinden. Zum anderen sollte ein vor Er6ffnung des
Hauptinsolvenzverfahrens bestellter vorldufiger Verwalter in den Mitgliedstaaten, in denen
sich eine Niederlassung des Schuldners befindet, die nach dem Recht dieser

Mitgliedstaaten moglichen Sicherungsmalinahmen beantragen konnen.
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(37) Das Recht, vor der Eroffnung des Hauptinsolvenzverfahrens die Er6ffnung eines
Insolvenzverfahrens in dem Mitgliedstaat, in dem der Schuldner eine Niederlassung hat, zu
beantragen, sollte nur lokalen Gldubigern und Behdrden zustehen beziechungsweise auf
Fille beschridnkt sein, in denen das Recht des Mitgliedstaats, in dem der Schuldner den
Mittelpunkt seiner hauptsédchlichen Interessen hat, die Eroffnung eines
Hauptinsolvenzverfahrens nicht zulédsst. Der Grund fiir diese Beschrankung ist, dass die
Fille, in denen die Er6ffnung eines Partikularverfahrens vor dem Hauptinsolvenzverfahren

beantragt wird, auf das unumgéngliche MaR} beschriankt werden sollen.

(38) Das Recht, nach der Er6ffnung des Hauptinsolvenzverfahrens die Eroffnung eines
Insolvenzverfahrens in dem Mitgliedstaat, in dem der Schuldner eine Niederlassung hat, zu
beantragen, wird durch diese Verordnung nicht beschrinkt. Der Verwalter des
Hauptinsolvenzverfahrens oder jede andere, nach dem Recht des betreffenden
Mitgliedstaats dazu befugte Person sollte die Erdffnung eines Sekundérverfahrens

beantragen konnen.

(39) Diese Verordnung sollte Vorschriften fiir die Bestimmung der Belegenheit der
Vermogenswerte des Schuldners vorsehen, und diese Vorschriften sollten bei der
Feststellung, welche Vermogenswerte zur Masse des Haupt- oder des
Sekundirinsolvenzverfahrens gehoren, und auf Situationen, in denen die dinglichen Rechte
Dritter betroffen sind, Anwendung finden. Insbesondere sollte in dieser Verordnung
bestimmt werden, dass Européische Patente mit einheitlicher Wirkung, eine
Gemeinschaftsmarke oder jedes andere dhnliche Recht, wie gemeinschaftliche
Sortenschutzrechte oder das Gemeinschaftsgeschmacksmuster, nur in das

Hauptinsolvenzverfahren mit einbezogen werden diirfen.
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(40)

(41)

(42)

Ein Sekundirinsolvenzverfahren kann neben dem Schutz der inléndischen Interessen auch
anderen Zwecken dienen. Dies kann der Fall sein, wenn die Insolvenzmasse des
Schuldners zu verschachtelt ist, um als Ganzes verwaltet zu werden, oder weil die
Unterschiede in den betroffenen Rechtssystemen so grof3 sind, dass sich Schwierigkeiten
ergeben konnen, wenn das Recht des Staates der Verfahrenser6ffnung seine Wirkung in
den anderen Staaten, in denen Vermogensgegenstiande belegen sind, entfaltet. Aus diesem
Grund kann der Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens die Eroffnung eines
Sekundérinsolvenzverfahrens beantragen, wenn dies fiir die effiziente Verwaltung der

Masse erforderlich ist.

Sekundirinsolvenzverfahren konnen eine effiziente Verwaltung der Insolvenzmasse auch
behindern. Daher sind in dieser Verordnung zwei spezifische Situationen vorgesehen, in
denen das mit einem Antrag auf Er6ffnung eines Sekundérinsolvenzverfahrens befasste
Gericht auf Antrag des Verwalters des Hauptinsolvenzverfahrens die Eréffnung eines

solchen Verfahrens aufschieben oder ablehnen konnen sollte.

Erstens erhilt der Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens im Rahmen dieser Verordnung
die Moglichkeit, den lokalen Gldubigern die Zusicherung zu geben, dass sie so behandelt
werden, als wére das Sekundérinsolvenzverfahren erdffnet worden. Bei dieser Zusicherung
ist eine Reihe von in dieser Verordnung festgelegten Voraussetzungen zu erfiillen,
insbesondere muss sie von einer qualifizierten Mehrheit der lokalen Glaubiger gebilligt
werden. Wurde eine solche Zusicherung gegeben, so sollte das mit einem Antrag auf
Erdffnung eines Sekundérinsolvenzverfahrens befasste Gericht den Antrag ablehnen
kénnen, wenn es der Uberzeugung ist, dass diese Zusicherung die allgemeinen Interessen
der lokalen Glaubiger angemessen schiitzt. Das Gericht sollte bei der Beurteilung dieser
Interessen die Tatsache beriicksichtigen, dass die Zusicherung von einer qualifizierten

Mehrheit der lokalen Glaubiger gebilligt worden ist.
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(43) Fiir die Zwecke der Abgabe einer Zusicherung an die lokalen Glaubiger sollten die in dem
Mitgliedstaat, in dem der Schuldner eine Niederlassung hat, belegenen Vermogenswerte
und Rechte eine Teilmasse der Insolvenzmasse bilden, und der Verwalter des
Hauptinsolvenzverfahrens sollte bei ihrer Verteilung bzw. der Verteilung des aus ihrer
Verwertung erzielten Erloses die Vorzugsrechte wahren, die Glaubiger bei Eroffnung eines

Sekundirinsolvenzverfahrens in diesem Mitgliedstaat hétten.

(44) Fiir die Billigung der Zusicherung sollte, soweit angemessen, das nationale Recht
Anwendung finden. Insbesondere sollten Forderungen der Glaubiger fiir die Zwecke der
Abstimmung tliber die Zusicherung als festgestellt gelten, wenn die Abstimmungsregeln fiir
die Annahme eines Sanierungsplans nach nationalem Recht die vorherige Feststellung
dieser Forderungen vorschreiben. Gibt es nach nationalem Recht unterschiedliche
Verfahren fiir die Annahme von Sanierungsplinen, so sollten die Mitgliedstaaten das

spezifische Verfahren benennen, das in diesem Zusammenhang mafgeblich sein sollte.

(45) Zweitens sollte in dieser Verordnung die Moglichkeit vorgesehen werden, dass das Gericht
die Eroffnung des Sekundérinsolvenzverfahrens vorlaufig aussetzt, wenn im
Hauptinsolvenzverfahren eine vorldufige Aussetzung von Einzelvollstreckungsverfahren
gewidhrt wurde, um die Wirksamkeit der im Hauptinsolvenzverfahren gewéhrten
Aussetzung zu wahren. Das Gericht sollte die vorldufige Aussetzung gewéhren konnen,
wenn es der Uberzeugung ist, dass geeignete MaBBnahmen zum Schutz der Interessen der
lokalen Glaubiger bestehen. In diesem Fall sollten alle Glaubiger, die von dem Ergebnis
der Verhandlungen iiber einen Sanierungsplan betroffen sein kdnnten, iiber diese

Verhandlungen informiert werden und daran teilnehmen diirfen.
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(46)

(47)

(48)

Im Interesse eines wirksamen Schutzes lokaler Interessen sollte es dem Verwalter im
Hauptinsolvenzverfahren nicht moglich sein, das in dem Mitgliedstaat der Niederlassung
befindliche Vermdgen missbrauchlich zu verwerten oder missbrauchlich an einen anderen
Ort zu bringen, insbesondere wenn dies in der Absicht geschieht, die wirksame
Befriedigung dieser Interessen fiir den Fall, dass im Anschluss ein

Sekundirinsolvenzverfahren erdffnet wird, zu vereiteln.

Diese Verordnung sollte die Gerichte der Mitgliedstaaten, in denen
Sekundérinsolvenzverfahren erdffnet worden sind, nicht daran hindern, gegen Mitglieder
der Geschiftsleitung des Schuldners Sanktionen wegen etwaiger Pflichtverletzung zu
verhdngen, sofern diese Gerichte nach nationalem Recht fiir diese Streitigkeiten zustindig

sind.

Hauptinsolvenzverfahren und Sekundirinsolvenzverfahren konnen zur wirksamen
Verwaltung der Insolvenzmasse oder der effizienten Verwertung des Gesamtvermogens
beitragen, wenn die an allen parallelen Verfahren beteiligten Akteure ordnungsgemal
zusammenarbeiten. Ordnungsgemafle Zusammenarbeit setzt voraus, dass die
verschiedenen beteiligten Verwalter und Gerichte eng zusammenarbeiten, insbesondere
indem sie einander wechselseitig ausreichend informieren. Um die dominierende Rolle des
Hauptinsolvenzverfahrens sicherzustellen, sollten dem Verwalter dieses Verfahrens
mehrere Einwirkungsmoglichkeiten auf gleichzeitig anhéngige
Sekundérinsolvenzverfahren gegeben werden. Der Verwalter sollte insbesondere einen
Sanierungsplan oder Vergleich vorschlagen oder die Aussetzung der Verwertung der
Masse im Sekundirinsolvenzverfahren beantragen konnen. Bei ihrer Zusammenarbeit
sollten Verwalter und Gerichte die bewéhrten Praktiken fiir grenziiberschreitende
Insolvenzfille beriicksichtigen, wie sie in den Kommunikations- und
Kooperationsgrundsétzen und -leitlinien, die von europdischen und internationalen
Organisationen auf dem Gebiet des Insolvenzrechts ausgearbeitet worden sind,
niedergelegt sind, insbesondere den einschldgigen Leitlinien der Kommission der

Vereinten Nationen fiir internationales Handelsrecht (UNCITRAL).
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(49)

(50)

(D

Zum Zwecke dieser Zusammenarbeit sollten Verwalter und Gerichte Vereinbarungen
schlieBen und Verstdndigungen herbeifiihren konnen, die der Erleichterung der
grenziiberschreitenden Zusammenarbeit zwischen mehreren Insolvenzverfahren in
verschiedenen Mitgliedstaaten {iber das Vermogen desselben Schuldners oder von
Mitgliedern derselben Unternechmensgruppe dienen, sofern dies mit den fiir die jeweiligen
Verfahren geltenden Vorschriften vereinbar ist. Diese Vereinbarungen und
Verstindigungen konnen in der Form - sie konnen schriftlich oder miindlich sein - und im
Umfang - von allgemein bis spezifisch - variieren und von verschiedenen Parteien
geschlossen werden. In einfachen allgemeinen Vereinbarungen kann die Notwendigkeit
einer engen Zusammenarbeit der Parteien hervorgehoben werden, ohne dass dabei auf
konkrete Punkte eingegangen wird, wéihrend in spezifischen Vereinbarungen ein Rahmen
von Grundsitzen fiir die Verwaltung mehrerer Insolvenzverfahren festgelegt werden und
von den beteiligten Gerichten gebilligt werden kann, sofern die nationalen
Rechtsvorschriften dies erfordern. In ihnen kann zum Ausdruck gebracht werden, dass
Einvernechmen unter den Parteien besteht, bestimmte Schritte zu unternechmen oder

MafBnahmen zu treffen oder davon abzusehen.

In dhnlicher Weise konnen Gerichte verschiedener Mitgliedstaaten durch die
Koordinierung der Bestellung von Verwaltern zusammenarbeiten. In diesem
Zusammenhang konnen sie dieselbe Person zum Verwalter fiir mehrere Insolvenzverfahren
iber das Vermogen desselben Schuldners oder verschiedener Mitglieder einer
Unternehmensgruppe bestellen, vorausgesetzt, dies ist mit den fiir die jeweiligen Verfahren
geltenden Vorschriften — insbesondere mit etwaigen Anforderungen an die Qualifikation

und Zulassung von Verwaltern — vereinbar.

Diese Verordnung sollte gewihrleisten, dass Insolvenzverfahren iiber das Vermogen
verschiedener Gesellschaften, die einer Unternehmensgruppe angehoren, effizient gefiihrt

werden.
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(52)

(33)

(34)

Wurden iiber das Vermogen mehrerer Gesellschaften derselben Unternehmensgruppe
Insolvenzverfahren erdffnet, so sollten die an diesen Verfahren beteiligten Akteure
ordnungsgemdll zusammenarbeiten. Die verschiedenen beteiligten Verwalter und Gerichte
sollten deshalb in dhnlicher Weise wie die Verwalter und Gerichte in denselben Schuldner
betreffenden Haupt- und Sekundirinsolvenzverfahren verpflichtet sein, miteinander zu
kommunizieren und zusammenzuarbeiten. Die Zusammenarbeit der Verwalter sollte nicht
den Interessen der Gldubiger in den jeweiligen Verfahren zuwiderlaufen, und das Ziel
dieser Zusammenarbeit sollte sein, eine Losung zu finden, durch die Synergien innerhalb

der Gruppe ausgeschopft werden.

Durch die Einfiihrung von Vorschriften iiber die Insolvenzverfahren von
Unternehmensgruppen sollte ein Gericht nicht in seiner Moglichkeit eingeschrénkt werden,
Insolvenzverfahren tiber das Vermogen mehrerer Gesellschaften, die derselben
Unternehmensgruppe angehoren, nur an einem Gerichtsstand zu eréffnen, wenn es
feststellt, dass der Mittelpunkt der hauptsidchlichen Interessen dieser Gesellschaften in
einem einzigen Mitgliedstaat liegt. In diesen Féllen sollte das Gericht fiir alle Verfahren
gegebenenfalls dieselbe Person als Verwalter bestellen konnen, sofern dies mit den dafiir

geltenden Vorschriften vereinbar ist.

Um die Koordinierung der Insolvenzverfahren iiber das Vermogen von Mitgliedern einer
Unternehmensgruppe weiter zu verbessern und eine koordinierte Sanierung der Gruppe zu
ermoglichen, sollten mit dieser Verordnung Verfahrensvorschriften fiir die Koordinierung
der Insolvenzverfahren gegen Mitglieder einer Unternehmensgruppe eingefiihrt werden.
Bei einer derartigen Koordinierung sollte angestrebt werden, dass die Effizienz der
Koordinierung gewihrleistet wird, wobei gleichzeitig die eigene Rechtspersonlichkeit

jedes einzelnen Gruppenmitglieds zu achten ist.
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(35)

(56)

Ein Verwalter, der in einem Insolvenzverfahren iiber das Vermdgen eines Mitglieds einer
Unternehmensgruppe bestellt worden ist, sollte die Er6ffnung eines Gruppen-
Koordinationsverfahrens beantragen konnen. Allerdings sollte dieser Verwalter vor der
Einreichung eines solchen Antrags die erforderliche Genehmigung einholen, sofern das fiir
das Insolvenzverfahren geltende Recht dies vorschreibt. Im Antrag sollten Angaben zu den
wesentlichen Elementen der Koordinierung erfolgen, insbesondere eine Darlegung des
Koordinationsplans, ein Vorschlag fiir die als Koordinator zu bestellende Person und eine

Ubersicht der geschitzten Kosten fiir die Koordinierung.

Um die Freiwilligkeit des Gruppen-Koordinationsverfahrens sicherzustellen, sollten die
beteiligten Verwalter innerhalb einer festgelegten Frist Widerspruch gegen ihre Teilnahme
am Verfahren einlegen konnen. Damit die beteiligten Verwalter eine fundierte
Entscheidung iiber ihre Teilnahme am Gruppen-Koordinationsverfahren treffen konnen,
sollten sie in einer frithen Phase iiber die wesentlichen Elemente der Koordinierung
unterrichtet werden. Allerdings sollten Verwalter, die einer Einbeziehung in ein Gruppen-
Koordinationsverfahren urspriinglich widersprochen haben, eine Beteiligung nachtriaglich
beantragen konnen. In einem solchen Fall sollte der Koordinator iiber die Zuldssigkeit des
Antrags befinden. Alle Verwalter einschlieBlich des antragstellenden Verwalters sollten
iiber die Entscheidung des Koordinators in Kenntnis gesetzt werden und die Gelegenheit
haben, diese Entscheidung bei dem Gericht anzufechten, von dem das Gruppen-

Koordinationsverfahren eroffnet wurde.
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(37)

(58)

(39)

Gruppen-Koordinationsverfahren sollten stets zum Ziel haben, dass die wirksame
Verwaltung in den Insolvenzverfahren iiber das Vermogen der Gruppenmitglieder
erleichtert wird, und sie sollten sich allgemein positiv fiir die Gldubiger auswirken. Mit
dieser Verordnung sollte daher sichergestellt werden, dass das Gericht, bei dem ein Antrag
auf ein Gruppen-Koordinationsverfahren gestellt wurde, diese Kriterien vor der Erdffnung

des Gruppen-Koordinationsverfahrens priift.

Die Kosten des Gruppen-Koordinationsverfahrens sollten dessen Vorteile nicht
tiberwiegen. Daher muss sichergestellt werden, dass die Kosten der Koordinierung und der
von jedem Gruppenmitglied zu tragende Anteil an diesen Kosten angemessen,
verhéltnismaBig und vertretbar sind und im Einklang mit den nationalen
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dem das Gruppen-Koordinationsverfahren
erdffnet wurde, festzulegen sind. Die beteiligten Verwalter sollten auch die Mdglichkeit
haben, diese Kosten ab einer frithen Phase des Verfahrens zu kontrollieren. Wenn es die
nationalen Rechtsvorschriften erfordern, kann die Kontrolle der Kosten ab einer frithen
Phase des Verfahrens damit verbunden sein, dass der Verwalter die Genehmigung eines

Gerichts oder eines Glidubigerausschusses einholt.

Wenn nach Uberlegung des Koordinators die Wahrnehmung seiner Aufgaben zu einer — im
Vergleich zu der eingangs vorgenommenen Kostenschitzung — erheblichen
Kostensteigerung fiihren wird, und auf jeden Fall, wenn die Kosten 10 % der geschétzten
Kosten iibersteigen, sollte der Koordinator von dem Gericht, das das Gruppen-
Koordinationsverfahren erdffnet hat, die Genehmigung zur Uberschreitung dieser Kosten
einholen. Bevor das Gericht, das das Gruppen-Koordinationsverfahren eroffnet hat, seine
Entscheidung trifft, sollte es den beteiligten Verwaltern Gelegenheit geben, gehort zu
werden und dem Gericht ihre Bemerkungen dazu darzulegen, ob der Antrag des

Koordinators angebracht ist.
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(60)

(61)

(62)

Diese Verordnung sollte fiir Mitglieder einer Unternehmensgruppe, die nicht in ein
Gruppen-Koordinationsverfahren einbezogen sind, auch einen alternativen Mechanismus
vorsehen, um eine koordinierte Sanierung der Gruppe zu erreichen. Ein in einem
Verfahren, das {iber das Vermodgen eines Mitglieds einer Unternehmensgruppe anhingig
ist, bestellter Verwalter sollte die Aussetzung jeder Mallnahme im Zusammenhang mit der
Verwertung der Masse in Verfahren iiber das Vermogen anderer Mitglieder der
Unternehmensgruppe, die nicht in ein Gruppen-Koordinationsverfahren einbezogen sind,
beantragen konnen. Es sollte nur moglich sein, eine solche Aussetzung zu beantragen,
wenn ein Sanierungsplan fiir die betroffenen Mitglieder der Gruppe vorgelegt wird, der
den Gldubigern des Verfahrens, fiir das die Aussetzung beantragt wird, zugute kommt und
die Aussetzung notwendig ist, um die ordnungsgeméfBe Durchfiihrung des Plans

sicherzustellen.

Diese Verordnung sollte die Mitgliedstaaten nicht daran hindern, nationale Bestimmungen
zu erlassen, mit denen die Bestimmungen dieser Verordnung iiber die Zusammenarbeit,
Kommunikation und Koordinierung im Zusammenhang mit Insolvenzverfahren {iber das
Vermogen von Mitgliedern einer Unternehmensgruppe ergénzt wiirden, vorausgesetzt, der
Geltungsbereich der nationalen Vorschriften beschrinkt sich auf die nationale
Rechtsordnung und ihre Anwendung beeintrichtigt nicht die Wirksamkeit der in dieser

Verordnung enthaltenen Vorschriften.

Die Vorschriften dieser Verordnung iiber die Zusammenarbeit, Kommunikation und
Koordinierung im Rahmen von Insolvenzverfahren iiber das Vermogen von Mitgliedern
einer Unternehmensgruppe sollten nur insoweit Anwendung finden, als Verfahren {iber das
Vermogen verschiedener Mitglieder derselben Unternehmensgruppe in mehr als einem

Mitgliedstaat er6ffnet worden sind.
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(63) Jeder Glaubiger, der seinen gewohnlichen Aufenthalt, Wohnsitz oder Sitz in der Union hat,
sollte das Recht haben, seine Forderungen in jedem in der Union anhéngigen
Insolvenzverfahren liber das Vermogen des Schuldners anzumelden. Dies sollte auch fiir
Steuerbehdrden und Sozialversicherungstriger gelten. Diese Verordnung sollte den
Verwalter nicht daran hindern, Forderungen im Namen bestimmter Glaubigergruppen -
z.B. der Arbeitnehmer - anzumelden, sofern dies im nationalen Recht vorgesehen ist. Im
Interesse der Glaubigergleichbehandlung sollte jedoch die Verteilung des Erloses
koordiniert werden. Jeder Gldubiger sollte zwar behalten diirfen, was er im Rahmen eines
Insolvenzverfahrens erhalten hat, sollte aber an der Verteilung der Masse in einem anderen
Verfahren erst dann teilnehmen konnen, wenn die Glaubiger gleichen Rangs die gleiche

Quote auf ihre Forderungen erlangt haben.

(64) Es ist von grundlegender Bedeutung, dass Gléubiger, die ihren gewohnlichen Aufenthalt,
Wohnsitz oder Sitz in der Union haben, tiber die Eréffnung von Insolvenzverfahren iiber
das Vermdgen ihres Schuldners informiert werden. Um eine rasche Ubermittlung der
Informationen an die Glaubiger sicherzustellen, sollte die Verordnung (EG) Nr. 1393/2007
des Européischen Parlaments und des Rates' keine Anwendung finden, wenn in der
vorliegenden Verordnung auf die Pflicht zur Information der Glaubiger verwiesen wird.
Gléaubigern sollte die Anmeldung ihrer Forderungen in Verfahren, die in einem anderen
Mitgliedstaat er6ffnet werden, durch die Bereitstellung von Standardformularen in allen
Amtssprachen der Organe der Union erleichtert werden. Die Folgen des unvollstdndigen

Ausfiillens des Standardformulars sollten durch das nationale Recht geregelt werden.

Verordnung (EG) Nr. 1393/2007 des Europdischen Parlaments und des Rates vom

13. November 2007 iiber die Zustellung gerichtlicher und auBergerichtlicher Schriftstiicke in
Zivil- oder Handelssachen in den Mitgliedstaaten (Zustellung von Schriftstiicken) und zur
Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1348/2000 des Rates (ABI. L 324 vom 10.12.2007,

S. 79).
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(65)

(66)

In dieser Verordnung sollte die unmittelbare Anerkennung von Entscheidungen zur
Eroffnung, Abwicklung und Beendigung der in ihren Geltungsbereich fallenden
Insolvenzverfahren sowie von Entscheidungen, die in unmittelbarem Zusammenhang mit
diesen Insolvenzverfahren ergehen, vorgesehen werden. Die automatische Anerkennung
sollte somit zur Folge haben, dass die Wirkungen, die das Recht des Mitgliedstaates der
Verfahrenseroffnung dem Verfahren beilegt, auf alle tibrigen Mitgliedstaaten ausgedehnt
werden. Die Anerkennung der Entscheidungen der Gerichte der Mitgliedstaaten sollte sich
auf den Grundsatz des gegenseitigen Vertrauens stiitzen. Die Griinde fiir eine
Nichtanerkennung sollten daher auf das unbedingt notwendige Mal} beschrénkt sein. Nach
diesem Grundsatz sollte auch der Konflikt gelost werden, wenn sich die Gerichte zweier
Mitgliedstaaten fiir zustdndig halten, ein Hauptinsolvenzverfahren zu eréffnen. Die
Entscheidung des zuerst eroffnenden Gerichts sollte in den anderen Mitgliedstaaten
anerkannt werden; diese Mitgliedstaaten sollten die Entscheidung dieses Gerichts keiner

Uberpriifung unterziehen diirfen.

Diese Verordnung sollte fiir den Insolvenzbereich einheitliche Kollisionsnormen
formulieren, die die nationalen Vorschriften des internationalen Privatrechts ersetzen.
Soweit nichts anderes bestimmt ist, sollte das Recht des Staates der Verfahrenser6ffnung
(lex concursus) Anwendung finden. Diese Kollisionsnorm sollte fiir
Hauptinsolvenzverfahren und Partikularverfahren gleichermaflen gelten. Die lex concursus
regelt sowohl die verfahrensrechtlichen als auch die materiellen Wirkungen des
Insolvenzverfahrens auf die davon betroffenen Personen und Rechtsverhaltnisse. Nach ihr
bestimmen sich alle Voraussetzungen fiir die Er6ffnung, Abwicklung und Beendigung des

Insolvenzverfahrens.
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(67)

(68)

(69)

Die automatische Anerkennung eines Insolvenzverfahrens, auf das regelmafig das Recht
des Staats der Verfahrenser6ffnung Anwendung findet, kann mit den Vorschriften anderer
Mitgliedstaaten fiir die Vornahme von Rechtshandlungen kollidieren. Um in den anderen
Mitgliedstaaten als dem Staat der Verfahrenseréffnung Vertrauensschutz und
Rechtssicherheit zu gewahrleisten, sollte eine Reihe von Ausnahmen von der allgemeinen

Vorschrift vorgesehen werden.

Ein besonderes Bediirfnis fiir eine vom Recht des Er6ffnungsstaats abweichende
Sonderankniipfung besteht bei dinglichen Rechten, da solche Rechte fiir die Gewéhrung
von Krediten von erheblicher Bedeutung sind. Die Begriindung, Giiltigkeit und Tragweite
von dinglichen Rechten sollten sich deshalb regelméfig nach dem Recht des
Belegenheitsorts bestimmen und von der Erdffnung des Insolvenzverfahrens nicht beriihrt
werden. Der Inhaber des dinglichen Rechts sollte somit sein Recht zur Aus- bzw.
Absonderung an dem Sicherungsgegenstand weiter geltend machen konnen. Falls an
Vermogensgegenstinden in einem Mitgliedstaat dingliche Rechte nach dem Recht des
Belegenheitsstaats bestehen, das Hauptinsolvenzverfahren aber in einem anderen
Mitgliedstaat stattfindet, sollte der Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens die Eroéffnung
eines Sekundirinsolvenzverfahrens in dem Zustiandigkeitsgebiet, in dem die dinglichen
Rechte bestehen, beantragen konnen, sofern der Schuldner dort eine Niederlassung hat.
Wird kein Sekundérinsolvenzverfahren erdffnet, so sollte ein etwaiger iiberschie3ender
Erl6s aus der VerduBerung der Vermogensgegenstinde, an denen dingliche Rechte

bestanden, an den Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens abzufiihren sein.

Diese Verordnung enthdlt mehrere Bestimmungen, wonach ein Gericht die Aussetzung der
Erdffnung eines Verfahrens oder die Aussetzung von Vollstreckungsverfahren anordnen
kann. Eine solche Aussetzung sollte die dinglichen Rechte von Gldubigern oder Dritten

unberiihrt lassen.
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(70)

(71)

Ist nach dem Recht des Staats der Verfahrenseréffnung eine Aufrechnung von
Forderungen nicht zuléssig, so sollte ein Glaubiger gleichwohl zur Aufrechnung berechtigt
sein, wenn diese nach dem fiir die Forderung des insolventen Schuldners maf3geblichen
Recht moglich ist. Auf diese Weise wiirde die Aufrechnung eine Art Garantiefunktion
aufgrund von Rechtsvorschriften erhalten, auf die sich der betreffende Glaubiger zum

Zeitpunkt der Entstehung der Forderung verlassen kann.

Ein besonderes Schutzbediirfnis besteht auch bei Zahlungssystemen und Finanzmarkten,
etwa im Zusammenhang mit den in diesen Systemen anzutreffenden
Glattstellungsvertragen und Nettingvereinbarungen sowie der Verduferung von
Wertpapieren und den zur Absicherung dieser Transaktionen gestellten Sicherheiten, wie
dies insbesondere in der Richtlinie 98/26/EG des Européischen Parlaments und des Rates'
geregelt ist. Fiir diese Transaktionen sollte deshalb allein das Recht ma3gebend sein, das
auf das betreffende System bzw. den betreffenden Markt anwendbar ist. Dieses Recht soll
verhindern, dass im Fall der Insolvenz eines Geschiftspartners die in Zahlungs- oder
Aufrechnungssystemen und auf den geregelten Finanzmaérkten der Mitgliedstaaten
vorgesehenen Mechanismen zur Zahlung und Abwicklung von Transaktionen geéndert
werden konnen. Die Richtlinie 98/26/EG enthilt Sondervorschriften, die den in dieser

Verordnung festgelegten allgemeinen Regelungen vorgehen sollten.

Richtlinie 98/26/EG des Europédischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 1998 iiber die
Wirksamkeit von Abrechnungen in Zahlungs- sowie Wertpapierliefer- und -
abrechnungssystemen (ABI. L 166 vom 11.6.1998, S. 45).
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(72)

(73)

Zum Schutz der Arbeitnehmer und der Arbeitsverhdltnisse sollten die Wirkungen der
Insolvenzverfahren auf die Fortsetzung oder Beendigung von Arbeitsverhiltnissen sowie
auf die Rechte und Pflichten aller an einem solchen Arbeitsverhiltnis beteiligten Parteien
durch das geméf den allgemeinen Kollisionsnormen fiir den jeweiligen Arbeitsvertrag
mafgebliche Recht bestimmt werden. Zudem sollte in Fillen, in denen zur Beendigung
von Arbeitsvertridgen die Zustimmung eines Gerichts oder einer Verwaltungsbehorde
erforderlich ist, die Zustdndigkeit zur Erteilung dieser Zustimmung bei dem Mitgliedstaat
verbleiben, in dem sich eine Niederlassung des Schuldners befindet, selbst wenn in diesem
Mitgliedstaat kein Insolvenzverfahren eréffnet wurde. Fiir sonstige insolvenzrechtliche
Fragen, wie etwa, ob die Forderungen der Arbeitnehmer durch ein Vorrecht geschiitzt sind
und welchen Rang dieses Vorrecht gegebenenfalls erhalten soll, sollte das Recht des
Mitgliedstaats mafigeblich sein, in dem das Insolvenzverfahren (Haupt- oder
Sekundérverfahren) erdffnet wurde, es sei denn, im Einklang mit dieser Verordnung wurde

eine Zusicherung gegeben, um ein Sekundérinsolvenzverfahren zu vermeiden.

Auf die Wirkungen des Insolvenzverfahrens auf ein anhéngiges Gerichts- oder
Schiedsverfahren iiber einen Vermogenswert oder ein Recht, der bzw. das Teil der
Insolvenzmasse ist, sollte das Recht des Mitgliedstaats Anwendung finden, in dem das
Gerichtsverfahren anhdngig ist oder die Schiedsgerichtsbarkeit ihren Sitz hat. Diese
Bestimmung sollte allerdings die nationalen Vorschriften iiber die Anerkennung und

Vollstreckung von Schiedsspriichen nicht beriihren.
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(74)

(75)

(76)

Um den verfahrensrechtlichen Besonderheiten der Rechtssysteme einiger Mitgliedstaaten
Rechnung zu tragen, sollten bestimmte Vorschriften dieser Verordnung die erforderliche
Flexibilitdt aufweisen. Dementsprechend sollten Bezugnahmen in dieser Verordnung auf
Mitteilungen eines Justizorgans eines Mitgliedstaats, sofern es die Verfahrensvorschriften
eines Mitgliedstaats erforderlich machen, eine Anordnung dieses Justizorgans umfassen,

die Mitteilung vorzunehmen.

Im Interesse des Geschiftsverkehrs sollte der wesentliche Inhalt der Entscheidung tiber die
Verfahrenser6ffnung auf Antrag des Verwalters in einem anderen Mitgliedstaat als in dem,
in dem das Gericht diese Entscheidung erlassen hat, bekanntgemacht werden. Befindet sich
in dem betreffenden Mitgliedstaat eine Niederlassung, sollte die Bekanntmachung
obligatorisch sein. In keinem dieser Félle sollte die Bekanntmachung jedoch

Voraussetzung fiir die Anerkennung des ausldndischen Verfahrens sein.

Um eine bessere Information der betroffenen Glaubiger und Gerichte zu gewéhrleisten und
die Er6ffnung von Parallelverfahren zu verhindern, sollten die Mitgliedstaaten verpflichtet
werden, relevante Informationen in grenziiberschreitenden Insolvenzfillen in einem
offentlich zugénglichen elektronischen Register bekanntzumachen. Um Gléubigern und
Gerichten in anderen Mitgliedstaaten den Zugriff auf diese Informationen zu erleichtern,
sollte diese Verordnung die Vernetzung solcher Insolvenzregister iiber das Europdische
Justizportal vorsehen. Den Mitgliedstaaten sollte freistehen, relevante Informationen in
verschiedenen Registern bekanntzumachen, und es sollte mdglich sein, mehr als ein

Register je Mitgliedstaat zu vernetzen.
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(77)

(78)

(79)

In dieser Verordnung sollte der Mindestumfang der Informationen, die in den
Insolvenzregistern bekanntzumachen sind, festgelegt werden. Die Mitgliedstaaten sollten
zusitzliche Informationen aufnehmen diirfen. Ist der Schuldner eine natiirliche Person, so
sollte in den Insolvenzregistern nur dann eine Registrierungsnummer angegeben werden,
wenn der Schuldner eine selbstindige gewerbliche oder freiberufliche Tétigkeit ausiibt.
Diese Registrierungsnummer sollte gegebenenfalls als die einheitliche
Registrierungsnummer seiner selbstdndigen oder freiberuflichen Tétigkeit im

Handelsregister zu verstehen sein.

Informationen tiber bestimmte Aspekte des Insolvenzverfahrens, wie z.B. die Fristen fiir
die Anmeldung von Forderungen oder die Anfechtung von Entscheidungen, sind fiir die
Gldubiger von grundlegender Bedeutung. Diese Verordnung sollte allerdings die
Mitgliedstaaten nicht dazu verpflichten, diese Fristen im Einzelfall zu berechnen. Die
Mitgliedstaaten sollten ihren Pflichten nachkommen konnen, indem sie Hyperlinks zum
Europdischen Justizportal einfligen, liber das selbsterklarende Angaben zu den Kriterien

zur Berechnung dieser Fristen verfiigbar zu machen sind.

Damit ausreichender Schutz der Informationen tiber natiirliche Personen, die keine
selbsténdige gewerbliche oder freiberufliche Tétigkeit ausiiben, gewihrleistet ist, sollte es
den Mitgliedstaaten moglich sein, den Zugang zu diesen Informationen von zusétzlichen
Suchkriterien wie der personlichen Kennnummer des Schuldners, seiner Anschrift, seinem
Geburtsdatum oder dem Bezirk des zustindigen Gerichts abhéngig zu machen oder den
Zugang an die Voraussetzung eines Antrags an die zustidndige Behorde oder der

Feststellung eines rechtméfBigen Interesses zu kniipfen.
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(80) Den Mitgliedstaaten sollte es auch mdglich sein, Informationen {iber natiirliche Personen,
die keine selbstindige gewerbliche oder freiberufliche Tétigkeit ausiiben, nicht in ihre
Insolvenzregister aufzunehmen. In solchen Féllen sollten die Mitgliedstaaten sicherstellen,
dass die einschldgigen Informationen durch individuelle Mitteilung an die Glaubiger
iibermittelt werden und die Forderungen von Glaubigern, die die Informationen nicht

erhalten haben, durch die Verfahren nicht beriihrt werden.

(81) Es kann der Fall eintreten, dass einige der betroffenen Personen keine Kenntnis von der
Eroffnung des Insolvenzverfahrens haben und gutgldubig im Widerspruch zu der neuen
Sachlage handeln. Zum Schutz solcher Personen, die in Unkenntnis der ausldndischen
Verfahrenseroffnung eine Zahlung an den Schuldner statt an den ausldndischen Verwalter
leisten, sollte eine schuldbefreiende Wirkung der Leistung bzw. Zahlung vorgesehen

werden.

(82) Zur Gewihrleistung einheitlicher Bedingungen fiir die Durchfiihrung dieser Verordnung
sollten der Kommission Durchfiihrungsbefugnisse iibertragen werden. Diese Befugnisse
sollten im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Européischen Parlaments

und des Rates' ausgeiibt werden.

Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europdischen Parlaments und des Rates vom

16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen Regeln und Grundsitze, nach denen die
Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchfiihrungsbefugnisse durch die Kommission
kontrollieren (ABI. L 55 vom 28.2.2011, S. 13).
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(83)

(84)

(85)

(86)

Diese Verordnung steht im Einklang mit den Grundrechten und Grundsétzen, die mit der
Charta der Grundrechte der Europédischen Union anerkannt wurden. Die Verordnung zielt
insbesondere darauf ab, die Anwendung der Artikel 8, 17 und 47 der Charta zu foérdern, die
den Schutz der personenbezogenen Daten, das Recht auf Eigentum und das Recht auf

einen wirksamen Rechtsbehelf und ein faires Verfahren betreffen.

Die Richtlinie 95/46/EG des Européischen Parlaments und des Rates' und die Verordnung
(EG) Nr. 45/2001 des Europiischen Parlaments und des Rates” regeln die Verarbeitung

personenbezogener Daten im Rahmen dieser Verordnung.

Diese Verordnung lisst die Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1182/71 des Rates®

unberihrt.

Da das Ziel dieser Verordnung von den Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht
werden kann, sondern vielmehr aufgrund der Schaffung eines rechtlichen Rahmens fiir die
geordnete Abwicklung von grenziiberschreitenden Insolvenzverfahren auf Unionsebene
besser zu verwirklichen ist, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags
tiber die Europdische Union verankerten Subsidiaritétsprinzip tatig werden. Entsprechend
dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der VerhiltnisméBigkeit geht diese

Verordnung nicht {iber das zur Verwirklichung dieses Ziels erforderliche Maf} hinaus.

Richtlinie 95/46/EG des Europidischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum
Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien
Datenverkehr (ABI. L 281 vom 23.11.1995, S. 31).

Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europidischen Parlaments und des Rates vom

18. Dezember 2000 zum Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum
freien Datenverkehr (ABI. L 8 vom 12.1.2001, S. 1).

Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1182/71 des Rates vom 3. Juni 1971 zur Festlegung der
Regeln fiir die Fristen, Daten und Termine (ABI. L 124 vom 8.6.1971, S.1).
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(87) GemalB Artikel 3 und Artikel 4a Absatz 1 des dem Vertrag iiber die Europédische Union und
dem Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union beigefiigten Protokolls Nr. 21
tiber die Position des Vereinigten Konigreichs und Irlands hinsichtlich des Raums der
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts haben diese Mitgliedstaaten mitgeteilt, dass sie sich

an der Annahme und Anwendung der vorliegenden Verordnung beteiligen mochten.

(88) Gemail den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag iiber die Europdische Union und dem
Vertrag tiber die Arbeitsweise der Européischen Union beigefiigten Protokolls Nr. 22 {iber
die Position Dénemarks beteiligt sich Ddnemark nicht an der Annahme dieser Verordnung

und ist weder durch diese Verordnung gebunden noch zu ihrer Anwendung verpflichtet.

(89) Der Européische Datenschutzbeauftragte wurde angehdrt und hat seine Stellungnahme am

27. Mirz 2013 abgegeben' —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

! ABI. C 358 vom 7.12.2013, S. 15.
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KAPITEL 1
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1

Anwendungsbereich

(1) Diese Verordnung gilt fiir 6ffentliche Gesamtverfahren einschlieBlich vorldufiger
Verfahren, die auf der Grundlage gesetzlicher Regelungen zur Insolvenz stattfinden und in

denen zu Zwecken der Rettung, Schuldenanpassung, Reorganisation oder Liquidation

a)  dem Schuldner die Verfligungsgewalt {iber sein Vermdgen ganz oder teilweise

entzogen und ein Verwalter bestellt wird,

b) das Vermdgen und die Geschéfte des Schuldners der Kontrolle oder Aufsicht durch

ein Gericht unterstellt werden oder

c¢) die voriibergehende Aussetzung von Einzelvollstreckungsverfahren von einem
Gericht oder kraft Gesetzes gewéhrt wird, um Verhandlungen zwischen dem
Schuldner und seinen Glaubigern zu ermoglichen, sofern das Verfahren, in dem die
Aussetzung gewihrt wird, geeignete Mallnahmen zum Schutz der Gesamtheit der
Gléaubiger vorsieht und in dem Fall, dass keine Einigung erzielt wird, einem der in

den Buchstaben a oder b genannten Verfahren vorgeschaltet ist.

Kann ein in diesem Absatz genanntes Verfahren in Situationen eingeleitet werden, in
denen lediglich die Wahrscheinlichkeit einer Insolvenz besteht, ist der Zweck des
Verfahrens die Vermeidung der Insolvenz des Schuldners oder der Einstellung seiner

Geschéftstatigkeit.

Die Verfahren, auf die in diesem Absatz Bezug genommen wird, sind in Anhang A

aufgefiihrt.
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Diese Verordnung gilt nicht fiir Verfahren nach Absatz 1 in Bezug auf
a)  Versicherungsunternehmen,
b)  Kreditinstitute,

c)  Wertpapierfirmen und andere Firmen, Einrichtungen und Unternehmen, soweit sie

unter die Richtlinie 2001/24/EG fallen, oder

d)  Organismen fiir gemeinsame Anlagen.

Artikel 2
Begriffsbestimmungen

Fiir die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

"Gesamtverfahren" ein Verfahren, an dem alle oder ein wesentlicher Teil der Glaubiger des
Schuldners beteiligt sind, vorausgesetzt, dass im letzteren Fall das Verfahren nicht die

Forderungen der Glaubiger beriihrt, die nicht daran beteiligt sind;

"Organismen fiir gemeinsame Anlagen" Organismen fiir gemeinsame Anlagen in
Wertpapieren (OGAW) im Sinne der Richtlinie 2009/65/EG des Europdischen Parlaments
und des Rates' und alternative Investmentfonds (AIF) im Sinne der Richtlinie 2011/61/EU

des Europiischen Parlaments und des Rates?;

Richtlinie 2009/65/EG des Europidischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 zur
Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften betreffend bestimmte Organismen
fiir gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW) (ABI. L 302 vom 17.11.2009, S. 32).
Richtlinie 2011/61/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2011 iiber
die Verwalter alternativer Investmentfonds und zur Anderung der Richtlinien 2003/41/EG
und 2009/65/EG und der Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009 und (EU) Nr. 1095/2010 (ABI.
L 174 vom 1.7.2011, S. 1).
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3. "Schuldner in Eigenverwaltung" einen Schuldner, {iber dessen Vermogen ein
Insolvenzverfahren er6ffnet wurde, das nicht zwingend mit der Bestellung eines
Verwalters oder der vollstindigen Ubertragung der Rechte und Pflichten zur Verwaltung
des Vermogens des Schuldners auf einen Verwalter verbunden ist, und bei dem der
Schuldner daher ganz oder zumindest teilweise die Kontrolle tiber sein Vermogen und

seine Geschéfte behilt;
4. "Insolvenzverfahren" ein in Anhang A aufgefiihrtes Verfahren;
5. "Verwalter" jede Person oder Stelle, deren Aufgabe es ist, auch vorlaufig
i) die in Insolvenzverfahren angemeldeten Forderungen zu priifen und zuzulassen;
i1)  die Gesamtinteressen der Glaubiger zu vertreten;
ii1)  die Insolvenzmasse entweder vollstindig oder teilweise zu verwalten;
iv)  die Insolvenzmasse im Sinne der Ziffer iii zu verwerten oder
v)  die Geschiftstitigkeit des Schuldners zu {iberwachen.
Die in Unterabsatz 1 genannten Personen und Stellen sind in Anhang B aufgefiihrt;
6. "Gericht"

1) in Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben b und c, Artikel 4 Absatz 2, Artikel 5, Artikel 6,
Artikel 21 Absatz 3, Artikel 24 Absatz 2 Buchstabe j, Artikel 36, Artikel 39 und
Artikel 61 bis Artikel 77 das Justizorgan eines Mitgliedstaats;
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i1)  in allen anderen Artikeln das Justizorgan oder jede sonstige zustindige Stelle eines
Mitgliedstaats, die befugt ist, ein Insolvenzverfahren zu erdffnen, die Eroffnung
eines solchen Verfahrens zu bestitigen oder im Rahmen dieses Verfahrens

Entscheidungen zu treffen;
7. "Entscheidung zur Er6ffnung eines Insolvenzverfahrens"

1) die Entscheidung eines Gerichts zur Er6ffnung eines Insolvenzverfahrens oder zur

Bestitigung der Er6ffnung eines solchen Verfahrens und
i1)  die Entscheidung eines Gerichts zur Bestellung eines Verwalters;

8. "Zeitpunkt der Verfahrenseroffnung" den Zeitpunkt, zu dem die Entscheidung zur
Eroffnung des Insolvenzverfahrens wirksam wird, unabhiangig davon, ob die Entscheidung

endgiiltig ist oder nicht;
9. "Mitgliedstaat, in dem sich ein Vermogensgegenstand befindet", im Fall von

1) Namensaktien, soweit sie nicht von Ziffer ii erfasst sind, den Mitgliedstaat, in dessen

Hoheitsgebiet die Gesellschaft, die die Aktien ausgegeben hat, ihren Sitz hat;

i1)  Finanzinstrumenten, bei denen die Rechtsinhaberschaft durch Eintrag in ein Register
oder Buchung auf ein Konto, das von einem oder fiir einen Intermediér gefiihrt wird,
nachgewiesen wird ("im Effektengiro iibertragbare Wertpapiere"), den Mitgliedstaat,
in dem das betreffende Register oder Konto gefiihrt wird;
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iii)

vi)

vii)

viii)

Guthaben auf Konten bei einem Kreditinstitut den Mitgliedstaat, der in der
internationalen Kontonummer (IBAN) angegeben ist, oder im Fall von Guthaben auf
Konten bei einem Kreditinstitut ohne IBAN den Mitgliedstaat, in dem das
Kreditinstitut, bei dem das Konto gefiihrt wird, seine Hauptverwaltung hat, oder,
sofern das Konto bei einer Zweigniederlassung, Agentur oder sonstigen
Niederlassung gefiihrt wird, den Mitgliedstaat, in dem sich die Zweigniederlassung,

Agentur oder sonstige Niederlassung befindet;

Gegenstinden oder Rechten, bei denen das Eigentum oder die Rechtsinhaberschaft in
anderen als den unter Ziffer i genannten 6ffentlichen Registern eingetragen ist, den

Mitgliedstaat, unter dessen Aufsicht das Register gefiihrt wird;

Europdischen Patenten den Mitgliedstaat, fiir den das Européische Patent erteilt

wurde;

Urheberrechten und verwandten Schutzrechten den Mitgliedstaat, in dessen
Hoheitsgebiet der Eigentiimer solcher Rechte seinen gewohnlichen Aufenthalt oder

Sitz hat;

anderen als den unter den Ziffern i bis iv genannten korperlichen Gegenstéinden den

Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet sich der Gegenstand befindet;

anderen Forderungen gegen Dritte als solchen, die sich auf Vermogenswerte gemal3
Zifter iii beziehen, den Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet der zur Leistung
verpflichtete Dritte den Mittelpunkt seiner hauptsédchlichen Interessen im Sinne des

Artikels 3 Absatz 1 hat;
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10.

11.

12.

13.

14.

"Niederlassung" jeden Tatigkeitsort, an dem der Schuldner einer wirtschaftlichen Aktivitat
von nicht voriibergehender Art nachgeht oder in den drei Monaten vor dem Antrag auf
Eroftnung des Hauptinsolvenzverfahrens nachgegangen ist, die den Einsatz von Personal

und Vermogenswerten voraussetzt;

"lokaler Glaubiger" den Glaubiger, dessen Forderungen gegen den Schuldner aus oder in
Zusammenhang mit dem Betrieb einer Niederlassung in einem anderen Mitgliedstaat als
dem Mitgliedstaat entstanden sind, in dem sich der Mittelpunkt der hauptsichlichen

Interessen des Schuldners befindet;

"auslandischer Glaubiger" den Glaubiger, der seinen gewohnlichen Aufenthalt, Wohnsitz
oder Sitz in einem anderen Mitgliedstaat als dem Mitgliedstaat der Verfahrenseréffnung
hat, einschlieBlich der Steuerbehdrden und der Sozialversicherungstréger der

Mitgliedstaaten;
"Unternehmensgruppe" ein Mutterunternehmen und alle seine Tochterunternehmen;

"Mutterunternehmen" ein Unternehmen, das ein oder mehrere Tochterunternehmen
entweder unmittelbar oder mittelbar kontrolliert. Ein Unternehmen, das einen
konsolidierten Abschluss geméf der Richtlinie 2013/34/EU des Europdischen Parlaments

und des Rates' erstellt, wird als Mutterunternehmen angesehen.

Richtlinie 2013/34/EU des Européischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 iiber
den Jahresabschluss, den konsolidierten Abschluss und damit verbundene Berichte von
Unternehmen bestimmter Rechtsformen und zur Anderung der Richtlinie 2006/43/EG des
Europiischen Parlaments und des Rates und zur Authebung der Richtlinien 78/660/EWG
und 83/349/EWG des Rates (ABI. L 182 vom 29.6.2013, S. 19).
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(1

Artikel 3

Internationale Zustdindigkeit

Fiir die Eroffnung des Insolvenzverfahrens sind die Gerichte des Mitgliedstaats zustindig,
in dessen Hoheitsgebiet der Schuldner den Mittelpunkt seiner hauptsidchlichen Interessen
hat (im Folgenden "Hauptinsolvenzverfahren"). Mittelpunkt der hauptsdchlichen Interessen
ist der Ort, an dem der Schuldner gewohnlich der Verwaltung seiner Interessen nachgeht

und der fur Dritte feststellbar ist.

Bei Gesellschaften oder juristischen Personen wird bis zum Beweis des Gegenteils
vermutet, dass der Mittelpunkt ihrer hauptsidchlichen Interessen der Ort ihres Sitzes ist.
Diese Annahme gilt nur, wenn der Sitz nicht in einem Zeitraum von drei Monaten vor dem
Antrag auf Eroffnung des Insolvenzverfahrens in einen anderen Mitgliedstaat verlegt

wurde.

Bei einer natiirlichen Person, die eine selbstindige gewerbliche oder freiberufliche

Tatigkeit ausiibt, wird bis zum Beweis des Gegenteils vermutet, dass der Mittelpunkt ihrer
hauptsédchlichen Interessen ihre Hauptniederlassung ist. Diese Annahme gilt nur, wenn die
Hauptniederlassung der natiirlichen Person nicht in einem Zeitraum von drei Monaten vor
dem Antrag auf Eroffnung des Insolvenzverfahrens in einen anderen Mitgliedstaat verlegt

wurde.
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3)

“4)

Bei allen anderen natiirlichen Personen wird bis zum Beweis des Gegenteils vermutet, dass
der Mittelpunkt ihrer hauptséchlichen Interessen der Ort ihres gewohnlichen Aufenthalts
ist. Diese Annahme gilt nur, wenn der gewdhnliche Aufenthalt nicht in einem Zeitraum
von sechs Monaten vor dem Antrag auf Eroffnung des Insolvenzverfahrens in einen

anderen Mitgliedstaat verlegt wurde.

Hat der Schuldner den Mittelpunkt seiner hauptséchlichen Interessen im Hoheitsgebiet
eines Mitgliedstaats, so sind die Gerichte eines anderen Mitgliedstaats nur dann zur
Er6ffnung eines Insolvenzverfahrens befugt, wenn der Schuldner eine Niederlassung im
Hoheitsgebiet dieses anderen Mitgliedstaats hat. Die Wirkungen dieses Verfahrens sind auf
das im Hoheitsgebiet dieses letzteren Mitgliedstaats befindliche Vermogen des Schuldners

beschrankt.

Wird ein Insolvenzverfahren nach Absatz 1 er6ffnet, so ist jedes zu einem spéteren

Zeitpunkt nach Absatz 2 eréffnete Insolvenzverfahren ein Sekundirinsolvenzverfahren.

Vor der Er6ffnung eines Insolvenzverfahrens nach Absatz 1 kann ein Partikularverfahren

nach Absatz 2 nur erdffnet werden, falls:

a)  die Eroffnung eines Insolvenzverfahrens nach Absatz 1 angesichts der Bedingungen,
die das Recht des Mitgliedstaats vorschreibt, in dessen Hoheitsgebiet der Schuldner

den Mittelpunkt seiner hauptsidchlichen Interessen hat, nicht méglich ist oder
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b) die Er6ffnung des Partikularverfahrens von

1) einem Glaubiger beantragt wird, dessen Forderung sich aus dem Betrieb einer
Niederlassung ergibt oder damit im Zusammenhang steht, die sich im
Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats befindet, in dem die Er6ffnung des

Partikularverfahrens beantragt wird, oder

1)  einer Behorde beantragt wird, die nach dem Recht des Mitgliedstaats, in dessen
Hoheitsgebiet sich die Niederlassung befindet, das Recht hat, die Eroffnung

von Insolvenzverfahren zu beantragen.

Nach der Er6ffnung des Hauptinsolvenzverfahrens wird das Partikularverfahren zum

Sekundirinsolvenzverfahren.

Artikel 4
Priifung der Zustdndigkeit

(1) Das mit einem Antrag auf Eroffnung eines Insolvenzverfahrens befasste Gericht priift von
Amts wegen, ob es nach Artikel 3 zustdndig ist. In der Entscheidung zur Eréffnung des
Insolvenzverfahrens sind die Griinde anzugeben, auf denen die Zusténdigkeit des Gerichts
beruht sowie insbesondere, ob die Zustindigkeit auf Artikel 3 Absatz 1 oder Absatz 2

gestiitzt ist.
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(2) Unbeschadet des Absatzes 1 konnen die Mitgliedstaaten in Insolvenzverfahren, die gemaf
den nationalen Rechtsvorschriften ohne gerichtliche Entscheidung er6ffnet werden, den in
einem solchen Verfahren bestellten Verwalter damit betrauen, zu priifen, ob der
Mitgliedstaat, in dem der Antrag auf Er6ffnung des Verfahrens anhingig ist, geméf
Artikel 3 zusténdig ist. Ist dies der Fall, fiihrt der Verwalter in der Entscheidung zur
Verfahrenseroffnung die Griinde auf, auf welchen die Zustdandigkeit beruht sowie

insbesondere, ob die Zustindigkeit auf Artikel 3 Absatz 1 oder Absatz 2 gestiitzt ist.

Artikel 5
Gerichtliche Nachpriifung der Entscheidung zur Eroffnung des Hauptinsolvenzverfahrens

(D) Der Schuldner oder jeder Glédubiger kann die Entscheidung zur Er6ffnung des
Hauptinsolvenzverfahrens vor Gericht aus Griinden der internationalen Zustindigkeit

anfechten.

(2) Die Entscheidung zur Eréffnung des Hauptinsolvenzverfahrens kann von anderen als den
in Absatz 1 genannten Verfahrensbeteiligten oder aus anderen Griinden als einer
mangelnden internationalen Zusténdigkeit angefochten werden, wenn dies nach nationalem

Recht vorgesehen ist.

Artikel 6
Zustdndigkeit fiir Klagen, die unmittelbar aus dem Insolvenzverfahren hervorgehen

und in engem Zusammenhang damit stehen

(1) Die Gerichte des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet das Insolvenzverfahren nach
Artikel 3 eroffnet worden ist, sind zustdndig fiir alle Klagen, die unmittelbar aus dem
Insolvenzverfahren hervorgehen und in engem Zusammenhang damit stehen, wie

beispielsweise Anfechtungsklagen.
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(2) Steht eine Klage nach Absatz 1 im Zusammenhang mit einer anderen zivil- oder
handelsrechtlichen Klage gegen denselben Beklagten, so kann der Verwalter beide Klagen
bei den Gerichten in dem Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet der Beklagte seinen
Wohnsitz hat, oder — bei einer Klage gegen mehrere Beklagte — bei den Gerichten in dem
Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet einer der Beklagten seinen Wohnsitz hat, erheben,
vorausgesetzt, die betreffenden Gerichte sind nach der Verordnung (EU) Nr. 1215/2012

zustdndig.

Unterabsatz 1 gilt auch fiir den Schuldner in Eigenverwaltung, sofern der Schuldner in

Eigenverwaltung nach nationalem Recht Klage fiir die Insolvenzmasse erheben kann.

3) Klagen gelten fiir die Zwecke des Absatzes 2 als miteinander im Zusammenhang stehend,
wenn zwischen ihnen eine so enge Beziehung gegeben ist, dass eine gemeinsame
Verhandlung und Entscheidung zweckméBig ist, um die Gefahr zu vermeiden, dass in

getrennten Verfahren miteinander unvereinbare Entscheidungen ergehen.

Artikel 7

Anwendbares Recht

(1) Soweit diese Verordnung nichts anderes bestimmt, gilt fiir das Insolvenzverfahren und
seine Wirkungen das Insolvenzrecht des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet das

Verfahren eroffnet wird (im Folgenden "Staat der Verfahrenseroffnung").
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(2) Das Recht des Staates der Verfahrenseroffnung regelt, unter welchen Voraussetzungen das

Insolvenzverfahren er6ffnet wird und wie es durchzufiihren und zu beenden ist. Es regelt

insbesondere:

a)  bei welcher Art von Schuldnern ein Insolvenzverfahren zuldssig ist;

b)  welche Vermogenswerte zur Insolvenzmasse gehoren und wie die nach der
Verfahrenseroffnung vom Schuldner erworbenen Vermdgenswerte zu behandeln
sind;

c) diejeweiligen Befugnisse des Schuldners und des Verwalters;

d) die Voraussetzungen fiir die Wirksamkeit einer Aufrechnung;

e)  wie sich das Insolvenzverfahren auf laufende Vertrdage des Schuldners auswirkt;

f)  wie sich die Er6ffnung eines Insolvenzverfahrens auf Rechtsverfolgungsmafnahmen
einzelner Glaubiger auswirkt; ausgenommen sind die Wirkungen auf anhédngige
Rechtsstreitigkeiten;

g)  welche Forderungen als Insolvenzforderungen anzumelden sind und wie
Forderungen zu behandeln sind, die nach der Er6ffnung des Insolvenzverfahrens
entstehen;

h)  die Anmeldung, die Priifung und die Feststellung der Forderungen;
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1)  die Verteilung des Erloses aus der Verwertung des Vermogens, den Rang der
Forderungen und die Rechte der Glaubiger, die nach der Er6ffnung des
Insolvenzverfahrens aufgrund eines dinglichen Rechts oder infolge einer

Aufrechnung teilweise befriedigt wurden;

j)  die Voraussetzungen und die Wirkungen der Beendigung des Insolvenzverfahrens,

insbesondere durch Vergleich;
k)  die Rechte der Gldubiger nach der Beendigung des Insolvenzverfahrens;
1)  wer die Kosten des Insolvenzverfahrens einschlieBlich der Auslagen zu tragen hat;

m) welche Rechtshandlungen nichtig, anfechtbar oder relativ unwirksam sind, weil sie

die Gesamtheit der Glaubiger benachteiligen.

Artikel 8
Dingliche Rechte Dritter

(1) Das dingliche Recht eines Glaubigers oder eines Dritten an korperlichen oder
unkdrperlichen, beweglichen oder unbeweglichen Gegenstanden des Schuldners — sowohl
an bestimmten Gegensténden als auch an einer Mehrheit von nicht bestimmten
Gegenstidnden mit wechselnder Zusammensetzung —, die sich zum Zeitpunkt der Er6ffnung
des Insolvenzverfahrens im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats befinden, wird von

der Eroffnung des Verfahrens nicht bertihrt.
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(2) Rechte im Sinne von Absatz 1 sind insbesondere

a)  das Recht, den Gegenstand zu verwerten oder verwerten zu lassen und aus dem Erl6s
oder den Nutzungen dieses Gegenstands befriedigt zu werden, insbesondere

aufgrund eines Pfandrechts oder einer Hypothek;

b)  das ausschlieliche Recht, eine Forderung einzuziehen, insbesondere aufgrund eines
Pfandrechts an einer Forderung oder aufgrund einer Sicherheitsabtretung dieser

Forderung;

c) das Recht, die Herausgabe von Gegenstinden von jedermann zu verlangen, der diese

gegen den Willen des Berechtigten besitzt oder nutzt;
d) das dingliche Recht, die Friichte eines Gegenstands zu ziehen.

3) Das in einem 6ffentlichen Register eingetragene und gegen jedermann wirksame Recht, ein
dingliches Recht im Sinne von Absatz 1 zu erlangen, wird einem dinglichen Recht

gleichgestellt.

4) Absatz 1 steht der Nichtigkeit, Anfechtbarkeit oder relativen Unwirksamkeit einer
Rechtshandlung nach Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe m nicht entgegen.
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Artikel 9
Aufrechnung

Die Befugnis eines Glaubigers, mit seiner Forderung gegen eine Forderung eines
Schuldners aufzurechnen, wird von der Er6ffnung des Insolvenzverfahrens nicht bertihrt,
wenn diese Aufrechnung nach dem fiir die Forderung des insolventen Schuldners

malgeblichen Recht zuldssig ist.

Absatz 1 steht der Nichtigkeit, Anfechtbarkeit oder relativen Unwirksamkeit einer
Rechtshandlung nach Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe m nicht entgegen.

Artikel 10

Eigentumsvorbehalt

Die Eroffnung eines Insolvenzverfahrens gegen den Kéufer einer Sache ldsst die Rechte
der Verkéufer aus einem Eigentumsvorbehalt unberiihrt, wenn sich diese Sache zum
Zeitpunkt der Eroffnung des Verfahrens im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats als

dem der Verfahrenseroffnung befindet.

Die Er6ffnung eines Insolvenzverfahrens gegen den Verkédufer einer Sache nach deren
Lieferung rechtfertigt nicht die Auflésung oder Beendigung des Kaufvertrags und steht
dem Eigentumserwerb des Kéufers nicht entgegen, wenn sich diese Sache zum Zeitpunkt
der Verfahrenseroffnung im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats als dem der

Verfahrenser6ffnung befindet.
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3)

(1)

)

(1

Die Absitze 1 und 2 stehen der Nichtigkeit, Anfechtbarkeit oder relativen Unwirksamkeit

einer Rechtshandlung nach Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe m nicht entgegen.

Artikel 11

Vertrag iiber einen unbeweglichen Gegenstand

Fiir die Wirkungen des Insolvenzverfahrens auf einen Vertrag, der zum Erwerb oder zur
Nutzung eines unbeweglichen Gegenstands berechtigt, ist ausschlielich das Recht des

Mitgliedstaats mafligebend, in dessen Hoheitsgebiet sich dieser Gegenstand befindet.

Die Zustindigkeit fiir die Zustimmung zu einer Beendigung oder Anderung von Vertrigen
nach diesem Artikel liegt bei dem Gericht, das das Hauptinsolvenzverfahren er6ffnet hat,

wenn

a) ein derartiger Vertrag nach den fiir diese Vertrdge geltenden Rechtsvorschriften des
Mitgliedstaats nur mit Zustimmung des Gerichts der Verfahrenserdffnung beendet

oder gedndert werden kann und

b) in dem betreffenden Mitgliedstaat kein Insolvenzverfahren eréffnet worden ist.

Artikel 12

Zahlungssysteme und Finanzmdrkte

Unbeschadet des Artikels 8 ist fiir die Wirkungen des Insolvenzverfahrens auf die Rechte
und Pflichten der Mitglieder eines Zahlungs- oder Abwicklungssystems oder eines
Finanzmarktes ausschlielich das Recht des Mitgliedstaats maf3gebend, das fiir das
betreffende System oder den betreffenden Markt gilt.
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2

Absatz 1 steht einer Nichtigkeit, Anfechtbarkeit oder relativen Unwirksamkeit der
Zahlungen oder Transaktionen geméf den fiir das betreffende Zahlungssystem oder den

betreffenden Finanzmarkt geltenden Rechtsvorschriften nicht entgegen.

Artikel 13

Arbeitsvertrag

Fiir die Wirkungen des Insolvenzverfahrens auf einen Arbeitsvertrag und auf das
Arbeitsverhiltnis gilt ausschlieBlich das Recht des Mitgliedstaats, das auf den

Arbeitsvertrag anzuwenden ist.

Die Zustindigkeit fiir die Zustimmung zu einer Beendigung oder Anderung von Vertrigen
nach diesem Artikel verbleibt bei den Gerichten des Mitgliedstaats, in dem ein
Sekundéarinsolvenzverfahren eroffnet werden kann, auch wenn in dem betreffenden

Mitgliedstaat kein Insolvenzverfahren erdffnet worden ist.
Unterabsatz 1 gilt auch fiir eine Behorde, die nach nationalem Recht fiir die Zustimmung

zu einer Beendigung oder Anderung von Vertriigen nach diesem Artikel zustiindig ist.

Artikel 14
Wirkung auf eintragungspflichtige Rechte

Fiir die Wirkungen des Insolvenzverfahrens auf Rechte des Schuldners an einem unbeweglichen

Gegenstand, einem Schiff oder einem Luftfahrzeug, die der Eintragung in ein 6ffentliches Register

unterliegen, ist das Recht des Mitgliedstaats maf3gebend, unter dessen Aufsicht das Register gefiihrt

wird.
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Artikel 15

Europdische Patente mit einheitlicher Wirkung und Gemeinschaftsmarken

Fiir die Zwecke dieser Verordnung kann ein Européisches Patent mit einheitlicher Wirkung, eine
Gemeinschaftsmarke oder jedes andere durch Unionsrecht begriindete dhnliche Recht nur in ein

Verfahren nach Artikel 3 Absatz 1 miteinbezogen werden.
Artikel 16
Benachteiligende Handlungen

Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe m findet keine Anwendung, wenn die Person, die durch eine die

Gesamtheit der Glaubiger benachteiligende Handlung begiinstigt wurde, nachweist, dass

a) fiir diese Handlung das Recht eines anderen Mitgliedstaats als des Staates der

Verfahrenser6tfnung maBgeblich ist und

b) diese Handlung im vorliegenden Fall in keiner Weise nach dem Recht dieses

Mitgliedstaats angreifbar ist.
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Artikel 17

Schutz des Dritterwerbers

Verfligt der Schuldner durch eine nach Eréffnung des Insolvenzverfahrens vorgenommene

Handlung gegen Entgelt tiber

a) einen unbeweglichen Gegenstand,

b) ein Schiff oder ein Luftfahrzeug, das der Eintragung in ein 6ffentliches Register unterliegt,
oder

c) Wertpapiere, deren Eintragung in ein gesetzlich vorgeschriebenes Register Voraussetzung

fur ihre Existenz ist,

so richtet sich die Wirksamkeit dieser Rechtshandlung nach dem Recht des Staats, in dessen
Hoheitsgebiet sich dieser unbewegliche Gegenstand befindet oder unter dessen Aufsicht das

Register gefiihrt wird.

Artikel 18
Wirkungen des Insolvenzverfahrens auf anhdngige Rechtstreitigkeiten

und Schiedsverfahren

Fiir die Wirkungen des Insolvenzverfahrens auf einen anhédngigen Rechtsstreit oder ein anhingiges
Schiedsverfahren iiber einen Gegenstand oder ein Recht, der bzw. das Teil der Insolvenzmasse ist,
gilt ausschlieBlich das Recht des Mitgliedstaats, in dem der Rechtsstreit anhidngig oder in dem das

Schiedsgericht belegen ist.
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KAPITEL 11
ANERKENNUNG DER INSOLVENZVERFAHREN

Artikel 19

Grundsatz

(1) Die Er6ffnung eines Insolvenzverfahrens durch ein nach Artikel 3 zustidndiges Gericht
eines Mitgliedstaats wird in allen iibrigen Mitgliedstaaten anerkannt, sobald die

Entscheidung im Staat der Verfahrenserdffnung wirksam ist.

Die Regel nach Unterabsatz 1 gilt auch, wenn in den iibrigen Mitgliedstaaten liber das
Vermogen des Schuldners wegen seiner Eigenschaft ein Insolvenzverfahren nicht erdffnet

werden konnte.

2) Die Anerkennung eines Verfahrens nach Artikel 3 Absatz 1 steht der Eréffnung eines
Verfahrens nach Artikel 3 Absatz 2 durch ein Gericht eines anderen Mitgliedstaats nicht
entgegen. In diesem Fall ist das Verfahren nach Artikel 3 Absatz 2 ein

Sekundérinsolvenzverfahren im Sinne von Kapitel I11.
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Artikel 20

Wirkungen der Anerkennung

(1) Die Erdéffnung eines Insolvenzverfahrens nach Artikel 3 Absatz 1 entfaltet in jedem
anderen Mitgliedstaat, ohne dass es hierfiir irgendwelcher Férmlichkeiten bediirfte, die
Wirkungen, die das Recht des Staates der Verfahrenseroffnung dem Verfahren beilegt,
sofern diese Verordnung nichts anderes bestimmt und solange in diesem anderen

Mitgliedstaat kein Verfahren nach Artikel 3 Absatz 2 erdffnet ist.

2) Die Wirkungen eines Verfahrens nach Artikel 3 Absatz 2 diirfen in den anderen
Mitgliedstaaten nicht in Frage gestellt werden. Jegliche Beschriankung der Rechte der
Gléaubiger, insbesondere eine Stundung oder eine Schuldbefreiung infolge des Verfahrens,
wirkt hinsichtlich des im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats befindlichen

Vermogens nur gegeniiber den Glaubigern, die ihre Zustimmung hierzu erteilt haben.

Artikel 21

Befugnisse des Verwalters

(D) Der Verwalter, der durch ein nach Artikel 3 Absatz 1 zustédndiges Gericht bestellt worden
ist, darf im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats alle Befugnisse ausiiben, die ihm nach dem
Recht des Staates der Verfahrenserdffnung zustehen, solange in dem anderen Staat nicht
ein weiteres Insolvenzverfahren eréffnet ist oder eine gegenteilige Sicherungsmafinahme
auf einen Antrag auf Erdffnung eines Insolvenzverfahrens hin ergriffen worden ist. Er darf
insbesondere vorbehaltlich der Artikel 8 und 10 die zur Masse gehdrenden Gegensténde

aus dem Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats entfernen, in dem diese sich befinden.
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(2) Der Verwalter, der durch ein nach Artikel 3 Absatz 2 zusténdiges Gericht bestellt worden
ist, darf in jedem anderen Mitgliedstaat gerichtlich und auBergerichtlich geltend machen,
dass ein beweglicher Gegenstand nach der Er6ffnung des Insolvenzverfahrens aus dem
Hobheitsgebiet des Staates der Verfahrenseroffnung in das Hoheitsgebiet dieses anderen
Mitgliedstaats verbracht worden ist. Des Weiteren kann der Verwalter eine den Interessen

der Glaubiger dienende Anfechtungsklage erheben.

3) Bei der Ausiibung seiner Befugnisse hat der Verwalter das Recht des Mitgliedstaats, in
dessen Hoheitsgebiet er handeln will, zu beachten, insbesondere hinsichtlich der Art und
Weise der Verwertung eines Gegenstands der Masse. Diese Befugnisse diirfen nicht die
Anwendung von Zwangsmitteln ohne Anordnung durch ein Gerichts dieses Mitgliedstaats
oder das Recht umfassen, Rechtsstreitigkeiten oder andere Auseinandersetzungen zu

entscheiden.

Artikel 22

Nachweis der Verwalterbestellung

Die Bestellung zum Verwalter wird durch eine beglaubigte Abschrift der Entscheidung, durch die er
bestellt worden ist, oder durch eine andere von dem zustdndigen Gericht ausgestellte Bescheinigung

nachgewiesen.

Es kann eine Ubersetzung in die Amtssprache oder eine der Amtssprachen des Mitgliedstaats, in
dessen Hoheitsgebiet er handeln will, verlangt werden. Eine Legalisation oder eine entsprechende

andere Formlichkeit wird nicht verlangt.
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Artikel 23
Herausgabepflicht und Anrechnung

(1) Ein Gldubiger, der nach der Er6ffnung eines Insolvenzverfahrens nach Artikel 3 Absatz 1
auf irgendeine Weise, insbesondere durch Zwangsvollstreckung, vollstindig oder teilweise
aus einem Gegenstand der Masse befriedigt wird, der im Hoheitsgebiet eines anderen
Mitgliedstaat belegen ist, hat vorbehaltlich der Artikel 8 und 10 das Erlangte an den

Verwalter herauszugeben.

2) Zur Wahrung der Gleichbehandlung der Glaubiger nimmt ein Gl4ubiger, der in einem
Insolvenzverfahren eine Quote auf seine Forderung erlangt hat, an der Verteilung im
Rahmen eines anderen Verfahrens erst dann teil, wenn die Glaubiger gleichen Ranges oder

gleicher Gruppenzugehorigkeit in diesem anderen Verfahren die gleiche Quote erlangt

haben.
Artikel 24
Einrichtung von Insolvenzregistern
(1) Die Mitgliedstaaten errichten und unterhalten in ihrem Hoheitsgebiet ein oder mehrere

Register, um Informationen iiber Insolvenzerfahren bekanntzumachen (im Folgenden
"Insolvenzregister"). Diese Informationen werden sobald als moglich nach Eréffnung eines

solchen Verfahrens bekanntgemacht.
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(2) Die Informationen nach Absatz 1 sind gemif3 den Voraussetzungen nach Artikel 27

offentlich bekanntzumachen und umfassen die folgenden Informationen (im Folgenden

"Pflichtinformationen"):

a)  Datum der Er6ffnung des Insolvenzverfahrens;

b)  Gericht, das das Insolvenzverfahren erdffnet hat, und - soweit vorhanden -
Aktenzeichen;

c)  Artdes erdffneten Insolvenzverfahrens nach Anhang A und gegebenenfalls Unterart
des nach nationalem Recht eroffneten Verfahrens;

d)  Angaben dazu, ob die Zustindigkeit fiir die Eroffnung des Verfahrens auf Artikel 3
Absatz 1, 2 oder 4 beruht;

e) Name, Registernummer, Sitz oder, sofern davon abweichend, Postanschrift des
Schuldners, wenn es sich um eine Gesellschaft oder eine juristische Person handelt;

f)  Name, gegebenenfalls Registernummer sowie Postanschrift des Schuldners oder,
falls die Anschrift geschiitzt ist, Geburtsort und Geburtsdatum des Schuldners, wenn
er eine natiirliche Person ist, unabhédngig davon, ob er eine selbstindige gewerbliche
oder freiberufliche Tatigkeit ausiibt;

g)  gegebenenfalls Name, Postanschrift oder E-Mail-Adresse des fiir das Verfahren
bestellten Verwalters;

h)  gegebenenfalls die Frist fiir die Anmeldung der Forderungen bzw. einen Verweis auf
die Kriterien fiir die Berechnung dieser Frist;
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3)

“

)

i)  gegebenenfalls das Datum der Beendigung des Hauptinsolvenzverfahrens;

1) das Gericht, das gemdl3 Artikel 5 fiir eine Anfechtung der Entscheidung zur
Er6ffnung des Insolvenzverfahrens zustindig ist und gegebenenfalls die Frist fiir die

Anfechtung bzw. einen Verweis auf die Kriterien fiir die Berechnung dieser Frist.

Absatz 2 hindert die Mitgliedstaaten nicht, Dokumente oder zusétzliche Informationen,
beispielsweise denn Ausschluss von einer Tétigkeit als Geschiftsleiter im Zusammenhang

mit der Insolvenz, in ihre nationalen Insolvenzregister aufzunehmen.

Die Mitgliedstaaten sind nicht verpflichtet, die in Absatz 1 dieses Artikels genannten
Informationen iiber natiirliche Personen, die keine selbstindige gewerbliche oder
freiberufliche Téatigkeit ausiiben, in die Insolvenzregister aufzunehmen oder diese
Informationen tliber das System der Vernetzung dieser Register 6ffentlich zugénglich zu
machen, sofern bekannte ausldndische Glaubiger gemdf3 Artikel 54 iiber die in Absatz 2

Buchstabe j dieses Artikels genannten Elemente informiert werden.

Macht ein Mitgliedstaat von der in Unterabsatz 1 genannten Moglichkeit Gebrauch, so
bertihrt das Insolvenzverfahren nicht die Forderungen der ausldndischen Glaubiger, die die

Informationen gemiR Unterabsatz 1 nicht erhalten haben.

Die Bekanntmachung von Informationen in den Registern gemif3 dieser Verordnung hat
keine anderen Rechtswirkungen als die, die nach nationalem Recht und in Artikel 55

Absatz 6 festgelegt sind.
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Artikel 25

Vernetzung von Insolvenzregistern

(1) Die Kommission richtet im Wege von Durchfiihrungsrechtsakten ein dezentrales System
zur Vernetzung der Insolvenzregister ein. Dieses System besteht aus den
Insolvenzregistern und dem Européischen Justizportal, das fiir die Offentlichkeit als
zentraler elektronischer Zugangspunkt zu Informationen im System dient. Das System
bietet fiir die Abfrage der Pflichtinformationen und alle anderen Dokumente oder
Informationen in den Insolvenzregistern, die von den Mitgliedstaaten {iber das Europdische
Justizportal verfiigbar gemacht werden, einen Suchdienst in allen Amtssprachen der

Organe der Union.

(2) Die Kommission legt im Wege von Durchfiihrungsrechtsakten geméll dem Verfahren nach

Artikel 87 bis zum......" Folgendes fest:

a)  die technischen Spezifikationen fiir die elektronische Kommunikation und den
elektronischen Informationsaustausch auf der Grundlage der festgelegten

Schnittstellenspezifikation fiir das System zur Vernetzung der Insolvenzregister;

b)  die technischen Maflnahmen, durch die die IT-Mindestsicherheitsstandards fiir die
Ubermittlung und Verbreitung von Informationen innerhalb des Systems zur

Vernetzung der Insolvenzregister gewihrleistet werden,;

ABI.: Bitte Datum einfiligen: 48 Monate nach Inkrafttreten dieser Verordnung.
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c) die Mindestkriterien fiir den vom Europdischen Justizportal bereitgestellten
Suchdienst anhand der Informationen nach Artikel 24;

d)  die Mindestkriterien fiir die Anzeige der Suchergebnisse in Bezug auf die
Informationen nach Artikel 24;

e) die Mittel und technischen Voraussetzungen fiir die Verfligbarkeit der durch das
System der Vernetzung von Insolvenzregistern angebotenen Dienste und

f)  einen Glossar mit einer allgemeinen Erlduterung der in Anhang A aufgefiihrten
nationalen Insolvenzverfahren.

Artikel 26
Kosten fiir die Einrichtung und Vernetzung der Insolvenzregister
(1) Die Einrichtung, Unterhaltung und Weiterentwicklung des Systems zur Vernetzung der

Insolvenzregister wird aus dem Gesamthaushalt der Union finanziert.

(2) Jeder Mitgliedstaat tragt die Kosten fiir die Einrichtung und Anpassung seiner nationalen

Insolvenzregister fiir deren Interoperabilitdt mit dem Européischen Justizportal sowie die

Kosten fiir die Verwaltung, den Betrieb und die Pflege dieser Register. Davon unberiihrt

bleibt die Moglichkeit, Zuschiisse zur Unterstiitzung dieser Vorhaben im Rahmen der

Finanzierungsprogramme der Union zu beantragen.
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Artikel 27

Voraussetzungen fiir den Zugang zu Informationen iiber das System der Vernetzung

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Pflichtinformationen nach Artikel 24 Absatz 2
Buchstaben a bis j liber das System der Vernetzung von Insolvenzregistern gebiihrenfrei

zur Verfiigung stehen.

Diese Verordnung hindert die Mitgliedstaaten nicht, fiir den Zugang zu den Dokumenten
oder zusitzlichen Informationen nach Artikel 24 Absatz 3 iiber das System der Vernetzung

von Insolvenzregister eine angemessene Gebiihr zu erheben.

Die Mitgliedstaaten konnen den Zugang zu Pflichtinformationen beziiglich natiirlicher
Personen, die keine selbstdndige gewerbliche oder freiberufliche Tatigkeit ausiiben sowie
beziiglich natiirlicher Personen, die eine selbstdndige gewerbliche oder freiberufliche
Tétigkeit ausiiben, sofern sich das Insolvenzverfahren nicht auf diese Tétigkeit bezieht,
von zusatzlichen, iiber die Mindestkriterien nach Artikel 25 Absatz 2 Buchstabe ¢

hinausgehenden Suchkriterien in Bezug auf den Schuldner abhingig machen.

Die Mitgliedstaaten kdnnen ferner verlangen, dass der Zugang zu den Informationen nach
Absatz 3 von einem Antrag an die zustindige Behorde abhéngig zu machen ist. Die
Mitgliedstaaten konnen den Zugang von der Priifung des berechtigten Interesses am
Zugang zu diesen Daten anhdngig machen. Der anfragenden Person muss es moglich sein,
die Auskunftsanfrage in elektronischer Form anhand eines Standardformulars iiber das
Europiische Justizportal zu tibermitteln. Ist ein berechtigtes Interesse erforderlich, so ist es
zuldssig, dass die anfragende Person die RechtmiBigkeit ihres Antrags anhand von Kopien
einschldgiger Dokumente in elektronischer Form belegt. Die anfragende Person erhilt

innerhalb von drei Arbeitstagen eine Antwort von der zustdndigen Behorde.
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Die anfragende Person ist weder verpflichtet, Ubersetzungen der Dokumente, die die
Berechtigung ihrer Anfrage belegen, zur Verfligung zu stellen, noch dazu, die bei der

Behodrde moglicherweise aufgrund der Ubersetzungen anfallenden Kosten zu tragen.

Artikel 28

Offentliche Bekanntmachung in einem anderen Mitgliedstaat

Der Verwalter oder der Schuldner in Eigenverwaltung hat zu beantragen, dass eine
Bekanntmachung der Entscheidung zur Er6ffnung des Insolvenzverfahrens und
gegebenenfalls der Entscheidung zur Bestellung des Verwalters in jedem anderen
Mitgliedstaat, in dem sich eine Niederlassung des Schuldners befindet, nach den in diesem
Mitgliedstaat vorgesehenen Verfahren veroffentlicht wird. In der Bekanntmachung ist
gegebenenfalls anzugeben, wer als Verwalter bestellt wurde und ob sich die Zustandigkeit

aus Artikel 3 Absatz 1 oder Absatz 2 ergibt.

Der Verwalter oder der Schuldner in Eigenverwaltung kann beantragen, dass die
Bekanntmachung nach Absatz 1 in jedem anderen Mitgliedstaat, in dem er dies fiir
notwendig hélt, nach dem in diesem Mitgliedstaat vorgesehenen Verfahren der

Bekanntmachung ver6ffentlicht wird.
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Artikel 29

Eintragung in offentliche Register eines anderen Mitgliedstaats

(1) Ist es in einem Mitgliedstaat, in dem sich eine Niederlassung des Schuldners befindet und
diese Niederlassung in einem 6ffentlichen Register dieses Mitgliedstaats eingetragen ist
oder in dem unbewegliches Vermogen des Schuldners belegen ist, gesetzlich
vorgeschrieben, dass die Informationen nach Artikel 28 iiber die Er6ffnung eines
Insolvenzverfahrens im Grundbuch, Handelsregister oder einem sonstigen 6ffentlichen
Register einzutragen sind, stellt der Verwalter oder der Schuldner in Eigenverwaltung die

Eintragung im Register durch alle dazu erforderlichen Mallnahmen sicher.

2) Der Verwalter oder der Schuldner in Eigenverwaltung kann diese Eintragung in jedem
anderen Mitgliedstaat beantragen, sofern das Recht des Mitgliedstaats, in dem das Register

gefiihrt wird, eine solche Eintragung zulésst.
Artikel 30
Kosten

Die Kosten der 6ffentlichen Bekanntmachung nach Artikel 28 und der Eintragung nach Artikel 29

gelten als Kosten und Aufwendungen des Verfahrens.

PE-CONS 31/15 62
DE



(1

2

(1

Artikel 31

Leistung an den Schuldner

Wer in einem Mitgliedstaat an einen Schuldner leistet, iiber dessen Vermdgen in einem
anderen Mitgliedstaat ein Insolvenzverfahren er6ffnet worden ist, obwohl er an den
Verwalter des Insolvenzverfahrens hitte leisten miissen, wird befreit, wenn ihm die

Er6ffnung des Verfahrens nicht bekannt war.

Erfolgt die Leistung vor der 6ffentlichen Bekanntmachung nach Artikel 28, so wird bis
zum Beweis des Gegenteils vermutet, dass dem Leistenden die Eroffnung nicht bekannt
war. Erfolgt die Leistung nach der Bekanntmachung gemil3 Artikel 28, so wird bis zum

Beweis des Gegenteils vermutet, dass dem Leistenden die Er6ffnung bekannt war.

Artikel 32

Anerkennung und Vollstreckbarkeit sonstiger Entscheidungen

Die zur Durchfiihrung und Beendigung eines Insolvenzverfahrens ergangenen

Entscheidungen eines Gerichts, dessen Eroffnungsentscheidung nach Artikel 19 anerkannt

wird, sowie ein von diesem Gericht bestétigter Vergleich werden ebenfalls ohne weitere

Formlichkeiten anerkannt. Diese Entscheidungen werden nach den Artikeln 39 bis 44 und

47 bis 57 der Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 vollstreckt.
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Unterabsatz 1 gilt auch fiir Entscheidungen, die unmittelbar aufgrund des
Insolvenzverfahrens ergehen und in engem Zusammenhang damit stehen, auch wenn diese

Entscheidungen von einem anderen Gericht erlassen werden.

Unterabsatz 1 gilt auch fiir Entscheidungen tiber SicherungsmafBnahmen, die nach dem
Antrag auf Er6ffnung eines Insolvenzverfahrens oder in Verbindung damit getroffen

werden.

(2) Die Anerkennung und Vollstreckung anderer als der in Absatz 1 dieses Artikels genannten
Entscheidungen unterliegen der Verordnung (EU) Nr. 1215/2012, sofern jene Verordnung

anwendbar ist.

Artikel 33
Offentliche Ordnung

Jeder Mitgliedstaat kann sich weigern, ein in einem anderen Mitgliedstaat erdffnetes
Insolvenzverfahren anzuerkennen oder eine in einem solchen Verfahren ergangene Entscheidung zu
vollstrecken, soweit diese Anerkennung oder Vollstreckung zu einem Ergebnis fiihrt, das
offensichtlich mit seiner 6ffentlichen Ordnung, insbesondere mit den Grundprinzipien oder den

verfassungsmafig garantierten Rechten und Freiheiten des Einzelnen, unvereinbar ist.
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KAPITEL III
SEKUNDARINSOLVENZVERFAHREN

Artikel 34
Verfahrenseroffnung

Ist durch ein Gericht eines Mitgliedstaats ein Hauptinsolvenzverfahren erdffnet worden, das in
einem anderen Mitgliedstaat anerkannt worden ist, kann ein nach Artikel 3 Absatz 2 zustindiges
Gericht dieses anderen Mitgliedstaats nach Mallgabe der Vorschriften dieses Kapitels ein
Sekundirinsolvenzverfahren er6ffnen. War es fiir das Hauptinsolvenzverfahren erforderlich, dass
der Schuldner insolvent ist, so wird die Insolvenz des Schuldners in dem Mitgliedstaat, in dem ein
Sekundéarinsolvenzverfahren erdffnet werden kann, nicht erneut gepriift. Die Wirkungen des
Sekundirinsolvenzverfahrens sind auf das Vermogen des Schuldners beschréinkt, das im

Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats belegen ist, in dem dieses Verfahren eréffnet wurde.

Artikel 35

Anwendbares Recht

Soweit diese Verordnung nichts anderes bestimmt, finden auf das Sekundérinsolvenzverfahren die
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats Anwendung, in dessen Hoheitsgebiet das

Sekundirinsolvenzverfahren eroffnet worden ist.
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Artikel 36

Recht, zur Vermeidung eines Sekunddrinsolvenzverfahrens eine Zusicherung zu geben

Um die Er6ffnung eines Sekundérinsolvenzverfahrens zu vermeiden, kann der Verwalter
des Hauptinsolvenzverfahrens in Bezug auf das Vermogen, das in dem Mitgliedstaat, in
dem ein Sekundérinsolvenzverfahren erdffnet werden konnte, belegen ist, eine einseitige
Zusicherung (im Folgenden "Zusicherung") des Inhalts geben, dass er bei der Verteilung
dieses Vermogens oder des bei seiner Verwertung erzielten Erloses die Verteilungs- und
Vorzugsrechte nach nationalem Recht wahrt, die Glaubiger hétten, wenn ein
Sekundirinsolvenzverfahren in diesem Mitgliedstaat eroffnet worden wire. Die
Zusicherung nennt die ihr zu Grunde liegenden tatsdchlichen Annahmen, insbesondere in
Bezug auf den Wert der in dem betreffenden Mitgliedstaat belegenen Gegensténde der

Masse und die Moglichkeiten ihrer Verwertung.

Wurde eine Zusicherung im Einklang mit diesem Artikel gegeben, so gilt fiir die
Verteilung des Erloses aus der Verwertung von Gegenstianden der Masse nach Absatz 1,
fiir den Rang der Forderungen und fiir die Rechte der Glaubiger in Bezug auf Gegensténde
der Masse nach Absatz 1 das Recht des Mitgliedstaats, in dem das
Sekundérinsolvenzverfahren hitte erdffnet werden konnen. Maflgebender Zeitpunkt fiir die
Feststellung, welche Gegenstidnde nach Absatz 1 betroffen sind, ist der Zeitpunkt der
Abgabe der Zusicherung.
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3) Die Zusicherung erfolgt in der Amtssprache oder einer der Amtssprachen des
Mitgliedstaats, in dem ein Sekundérinsolvenzverfahren hitte erdffnet werden konnen,
oder — falls es in dem betreffenden Mitgliedstaat mehrere Amtssprachen gibt — in der
Amtssprache oder einer Amtssprache des Ortes, an dem das Sekundérinsolvenzverfahren

hitte eroffnet werden konnen.

4) Die Zusicherung erfolgt in schriftlicher Form. Sie unterliegt den gegebenenfalls im Staat
der Er6ffnung des Hauptinsolvenzverfahrens geltenden Formerfordernissen und

Zustimmungserfordernissen hinsichtlich der Verteilung.

(5) Die Zusicherung muss von den bekannten lokalen Glaubigern gebilligt werden. Die Regeln
iiber die qualifizierte Mehrheit und iiber die Abstimmung, die fiir die Annahme von
Sanierungsplidnen gemil dem Recht des Mitgliedstaats, in dem ein
Sekundérinsolvenzverfahren hitte erdffnet werden kdnnen, gelten, gelten auch fiir die
Billigung der Zusicherung. Die Glaubiger konnen iiber Fernkommunikationsmittel an der
Abstimmung teilzunehmen, sofern das nationale Recht dies gestattet. Der Verwalter
unterrichtet die bekannten lokalen Gléubiger {iber die Zusicherung, die Regeln und

Verfahren fiir deren Billigung sowie die Billigung oder deren Ablehnung.

(6) Eine gemél diesem Artikel gegebene und gebilligte Zusicherung ist fiir die
Insolvenzmasse verbindlich. Wird ein Sekundérinsolvenzverfahren geméfl den Artikeln 37
und 38 erdffnet, so gibt der Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens Gegenstdnde der
Masse, die er nach Abgabe der Zusicherung aus dem Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaats
entfernt hat, oder — falls diese bereits verwertet wurden — ihren Erlos an den Verwalter des

Sekundirinsolvenzverfahrens heraus.
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Hat der Verwalter eine Zusicherung gegeben, so benachrichtigt er die lokalen Glaubiger,
bevor er Massegegenstdnde und Erlose im Sinne des Absatzes 1 verteilt, {iber die
beabsichtigte Verteilung. Entspricht diese Benachrichtigung nicht dem Inhalt der
Zusicherung oder dem geltendem Recht, so kann jeder lokale Glaubiger diese Verteilung
vor einem Gericht des Mitgliedstaats anfechten, in dem das Hauptinsolvenzverfahren
eroffnet wurde, um eine Verteilung geméfl dem Inhalt der Zusicherung und dem geltendem
Recht zu erreichen. In diesen Fillen findet keine Verteilung statt, bis das Gericht iiber die

Anfechtung entschieden hat.

Lokale Glaubiger konnen die Gerichte des Mitgliedstaats, in dem das
Hauptinsolvenzverfahren eréffnet wurde, anrufen, um den Verwalter des
Hauptinsolvenzverfahrens zu verpflichten, die Einhaltung des Inhalts der Zusicherung
durch alle geeigneten MaBBnahmen nach dem Recht des Staats, in dem das

Hauptinsolvenzverfahren erdffnet wurde, sicherzustellen.

Lokale Glaubiger konnen auch die Gerichte des Mitgliedstaats, in dem ein
Sekundirinsolvenzverfahren erdffnet worden wire, anrufen, damit das Gericht einstweilige
MafBnahmen oder Sicherungsmafnahmen trifft, um die Einhaltung des Inhalts der

Zusicherung durch den Verwalter sicherzustellen.

Der Verwalter haftet gegeniiber den lokalen Glaubigern fiir jeden Schaden infolge der

Nichterfiillung seiner Pflichten und Auflagen im Sinne dieses Artikels.
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(11) Fiir die Zwecke dieses Artikels gilt eine Behorde, die in dem Mitgliedstaat, in dem ein
Sekundirinsolvenzverfahren hitte er6ffnet werden konnen, eingerichtet ist und die nach
der Richtlinie 2008/94/EG des Europiischen Parlaments und des Rates' verpflichtet ist, die
Befriedigung nicht erfiillter Anspriiche von Arbeitnehmern aus Arbeitsvertrigen oder
Arbeitsverhéltnissen zu garantieren, als lokaler Gldubiger, sofern dies im nationalen Recht

geregelt ist.
Artikel 37
Recht auf Beantragung eines Sekunddrinsolvenzverfahrens
(1) Die Eroffnung eines Sekundarinsolvenzverfahrens kann beantragt werden von
a) dem Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens,

b)  jeder anderen Person oder Behorde, die nach dem Recht des Mitgliedstaats, in dessen
Hoheitsgebiet die Er6ffnung des Sekundérinsolvenzverfahrens beantragt wird, dazu

befugt ist.

2) Ist eine Zusicherung im Einklang mit Artikel 36 bindend geworden, so ist der Antrag auf
Erdoffnung eines Sekundérinsolvenzverfahrens innerhalb von 30 Tagen nach Erhalt der

Mitteilung tiber die Billigung der Zusicherung zu stellen.

! Richtlinie 2008/94/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 2008
iber den Schutz der Arbeitnehmer bei Zahlungsunfahigkeit des Arbeitgebers (OJ L 283,
28.10.2008, p. 36).
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Artikel 38

Entscheidung zur Erdffnung eines Sekunddrinsolvenzverfahrens

Das mit einem Antrag auf Er6ffnung eines Sekundérinsolvenzverfahrens befasste Gericht
unterrichtet den Verwalter oder den Schuldner in Eigenverwaltung des
Hauptinsolvenzverfahrens umgehend davon und gibt ihm Gelegenheit, sich zu dem Antrag

zu auflern.

Hat der Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens eine Zusicherung gemif3 Artikel 36
gegeben, so erdffnet das in Absatz 1 dieses Artikels genannte Gericht auf Antrag des
Verwalters kein Sekundirinsolvenzverfahren, wenn es der Uberzeugung ist, dass die

Zusicherung die allgemeinen Interessen der lokalen Glaubiger angemessen schiitzt.

Wurde eine voriibergehende Aussetzung eines Einzelvollstreckungsverfahrens gewéhrt,
um Verhandlungen zwischen dem Schuldner und seinen Glaubigern zu ermoglichen, so
kann das Gericht auf Antrag des Verwalters oder des Schuldners in Eigenverwaltung die
Eroffnung eines Sekundarinsolvenzverfahrens fiir einen Zeitraum von hdchstens drei
Monaten aussetzen, wenn geeignete Maflnahmen zum Schutz des Interesses der lokalen

Gldubiger bestehen.

Das in Absatz 1 genannte Gericht kann Sicherungsmafinahmen zum Schutz des Interesses
der lokalen Glaubiger anordnen, indem es dem Verwalter oder Schuldner in
Eigenverwaltung untersagt, Gegenstéinde der Masse, die in dem Mitgliedstaat belegen sind,
in dem sich seine Niederlassung befindet, zu entfernen oder zu verduBlern, es sei denn, dies
erfolgt im Rahmen des gewdhnlichen Geschéftsbetriebs. Das Gericht kann ferner andere
Mafnahmen zum Schutz des Interesses der lokalen Glaubiger wihrend einer Aussetzung
anordnen, es sei denn, dies ist mit den nationalen Vorschriften iiber Zivilverfahren

unvereinbar.
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Die Aussetzung der Eroffnung eines Sekundérinsolvenzverfahrens wird vom Gericht von
Amts wegen oder auf Antrag eines Glaubigers widerrufen, wenn wiahrend der Aussetzung

im Zuge der Verhandlungen gemif Unterabsatz 1 eine Vereinbarung geschlossen wurde.

Die Aussetzung kann vom Gericht von Amts wegen oder auf Antrag eines Glaubigers
widerrufen werden, wenn die Fortdauer der Aussetzung fiir die Rechte des Glaubigers
nachteilig ist, insbesondere wenn die Verhandlungen zum Erliegen gekommen sind oder
wenn offensichtlich geworden ist, dass sie wahrscheinlich nicht abgeschlossen werden,
oder wenn der Verwalter oder der Schuldner in Eigenverwaltung gegen das Verbot der
VerduBerung von Gegenstinden der Masse oder ihres Entfernens aus dem Hoheitsgebiet

des Mitgliedstaats, in dem sich seine Niederlassung befindet, verstofen hat.

4) Auf Antrag des Verwalters des Hauptinsolvenzverfahrens kann das Gericht nach Absatz 1
abweichend von der urspriinglich beantragten Art des Insolvenzverfahrens ein anderes in
Anhang A aufgefiihrtes Insolvenzverfahren erdffnen, sofern die Voraussetzungen fiir die
Eroffnung dieses anderen Verfahrens nach nationalem Recht erfiillt sind und dieses
Verfahren im Hinblick auf die Interessen der lokalen Glaubiger und die Kohérenz
zwischen Haupt- und Sekundérinsolvenzverfahren am geeignetsten ist. Artikel 34 Satz 2

findet Anwendung.

Artikel 39
Gerichtliche Nachpriifung der Entscheidung zur Erdffnung des Sekunddrinsolvenzverfahrens

Der Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens kann die Entscheidung zur Er6ffnung eines
Sekundirinsolvenzverfahrens bei dem Gericht des Mitgliedstaats, in dem das
Sekundirinsolvenzverfahren eroffnet wurde, mit der Begriindung anfechten, dass das Gericht den

Voraussetzungen und Anforderungen des Artikels 38 nicht entsprochen hat.
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Artikel 40

Kostenvorschuss

Verlangt das Recht des Mitgliedstaats, in dem ein Sekundérinsolvenzverfahren beantragt wird, dass
die Kosten des Verfahrens einschlieBlich der Auslagen ganz oder teilweise durch die Masse gedeckt
sind, so kann das Gericht, bei dem ein solcher Antrag gestellt wird, vom Antragsteller einen

Kostenvorschuss oder eine angemessene Sicherheitsleistung verlangen.

Artikel 41

Zusammenarbeit und Kommunikation der Verwalter

(1) Der Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens und der oder die in
Sekundirinsolvenzverfahren iiber das Vermdgen desselben Schuldners bestellten
Verwalter arbeiten soweit zusammen, wie eine solche Zusammenarbeit mit den fiir das
jeweilige Verfahren geltenden Vorschriften vereinbar ist. Die Zusammenarbeit kann in
beliebiger Form, einschlieBlich durch den Abschluss von Vereinbarungen oder

Verstandigungen, erfolgen.
(2) Bei der Durchfiihrung der Zusammenarbeit nach Absatz 1 obliegt es den Verwaltern,

a)  einander so bald wie moglich alle Informationen mitzuteilen, die fiir das jeweilige
andere Verfahren von Bedeutung sein konnen, insbesondere den Stand der
Anmeldung und Priifung der Forderungen sowie alle Maflnahmen zur Rettung oder
Sanierung des Schuldners oder zur Beendigung des Insolvenzverfahrens,
vorausgesetzt, es bestehen geeignete Vorkehrungen zum Schutz vertraulicher

Informationen;
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b)  die Moglichkeit einer Sanierung des Schuldners zu priifen und, falls eine solche
Moglichkeit besteht, die Ausarbeitung und Umsetzung eines Sanierungsplans zu

koordinieren;

c) die Verwertung oder Verwendung der Insolvenzmasse und die Verwaltung der
Geschifte des Schuldners zu koordinieren; der Verwalter eines
Sekundérinsolvenzverfahrens gibt dem Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens
frithzeitig Gelegenheit, Vorschlige fiir die Verwertung oder Verwendung der Masse

des Sekundirinsolvenzverfahrens zu unterbreiten.

3) Die Absitze 1 und 2 gelten sinngemal fiir Félle, in denen der Schuldner im Haupt- oder
Sekundirinsolvenzverfahren oder in einem der Partikularverfahren iiber das Vermogen
desselben Schuldners, das zur gleichen Zeit erdffnet ist, die Verfligungsgewalt iiber sein

Vermogen behilt.

Artikel 42

Zusammenarbeit und Kommunikation der Gerichte

(1) Um die Koordinierung von Hauptinsolvenzverfahren, Partikularverfahren und
Sekundirinsolvenzverfahren iiber das Vermogen desselben Schuldners zu erleichtern,
arbeitet ein Gericht, das mit einem Antrag auf Er6ffnung eines Insolvenzverfahrens befasst
ist oder das ein solches Verfahren erdffnet hat, mit jedem anderen Gericht, das mit einem
Antrag auf Er6ffnung eines Insolvenzverfahrens befasst ist oder das ein solches Verfahren
eroffnet hat, zusammen, soweit diese Zusammenarbeit mit den fiir jedes dieser Verfahren
geltenden Vorschriften vereinbar ist. Die Gerichte konnen hierzu bei Bedarf eine
unabhédngige Person oder Stelle bestellen bzw. bestimmen, die auf ihre Weisungen hin titig

wird, sofern dies mit den fiir sie geltenden Vorschriften vereinbar ist.
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(1

Bei der Durchfiihrung der Zusammenarbeit nach Absatz 1 konnen die Gerichte oder eine
von ihnen bestellte bzw. bestimmte und in ihrem Auftrag tatige Person oder Stelle im
Sinne des Absatzes 1 direkt miteinander kommunizieren oder einander direkt um
Informationen und Unterstiitzung ersuchen, vorausgesetzt, bei dieser Kommunikation
werden die Verfahrensrechte der Verfahrensbeteiligten sowie die Vertraulichkeit der

Informationen gewabhrt.

Die Zusammenarbeit im Sinne des Absatzes 1 kann auf jedem von dem Gericht als

geeignet erachteten Weg erfolgen. Sie kann sich insbesondere beziehen auf
a)  die Koordinierung bei der Bestellung von Verwaltern,

b)  die Mitteilung von Informationen auf jedem von dem betreffenden Gericht als

geeignet erachteten Weg,

¢) die Koordinierung der Verwaltung und Uberwachung des Vermdgens und der

Geschifte des Schuldners,
d) die Koordinierung der Verhandlungen,

e) soweit erforderlich die Koordinierung der Zustimmung zu einer Verstindigung der
Verwalter.
Artikel 43

Zusammenarbeit und Kommunikation zwischen Verwaltern und Gerichten

Um die Koordinierung von Hauptinsolvenzverfahren, Partikularverfahren und

Sekundérinsolvenzverfahren iiber das Vermogen desselben Schuldners zu erleichtern,

a)  arbeitet der Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens mit jedem Gericht, das mit

einem Antrag auf Er6ffnung eines Sekundérinsolvenzverfahrens befasst ist oder das

ein solches Verfahren eroffnet hat, zusammen und kommuniziert mit diesem,

PE-CONS 31/15

D

74
E



b) arbeitet der Verwalter eines Partikularverfahrens oder Sekundirinsolvenzverfahrens
mit dem Gericht, das mit einem Antrag auf Er6ffnung des Hauptinsolvenzverfahrens
befasst ist oder das ein solches Verfahren er6ffnet hat, zusammen und kommuniziert

mit diesem, und

c) arbeitet der Verwalter eines Partikularverfahrens oder Sekundérinsolvenzverfahrens
mit dem Gericht, das mit einem Antrag auf Er6ffnung eines anderen
Partikularverfahrens oder Sekundérinsolvenzverfahrens befasst ist oder das ein

solches Verfahren er6ffnet hat, zusammen und kommuniziert mit diesem,

soweit diese Zusammenarbeit und Kommunikation mit den fiir die einzelnen Verfahren

geltenden Vorschriften vereinbar sind und keine Interessenkonflikte nach sich ziehen.
2 Die Zusammenarbeit im Sinne des Absatzes 1 kann auf jedem geeigneten Weg, wie etwa
J geelg g
in Artikel 42 Absatz 3 bestimmt, erfolgen.
Artikel 44

Kosten der Zusammenarbeit und Kommunikation

Die Anforderungen nach Artikel 42 und 43 diirfen nicht zur Folge haben, dass Gerichte einander die

Kosten der Zusammenarbeit und Kommunikation in Rechnung stellen.
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Artikel 45

Ausiibung von Gldubigerrechten

(1) Jeder Gldaubiger kann seine Forderung im Hauptinsolvenzverfahren und in jedem

Sekundirinsolvenzverfahren anmelden.

(2) Die Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens und der Sekundarinsolvenzverfahren melden
in den anderen Verfahren die Forderungen an, die in dem Verfahren, fiir das sie bestellt
sind, bereits angemeldet worden sind, soweit dies fiir die Glaubiger des letztgenannten
Verfahrens zweckméBig ist und vorbehaltlich des Rechts dieser Glaubiger, eine solche
Anmeldung abzulehnen oder die Anmeldung ihrer Anspriiche zuriickzunehmen, sofern das

anwendbare Recht dies vorsieht.

3) Der Verwalter eines Haupt- oder eines Sekundérinsolvenzverfahrens ist berechtigt, wie ein
Glaubiger an einem anderen Insolvenzverfahren mitzuwirken, insbesondere indem er an

einer Glaubigerversammlung teilnimmt.
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Artikel 46

Aussetzung der Verwertung der Masse

(1) Das Gericht, welches das Sekundérinsolvenzverfahren erdffnet hat, setzt auf Antrag des
Verwalters des Hauptinsolvenzverfahrens die Verwertung der Masse ganz oder teilweise
aus. In diesem Fall kann das Gericht jedoch vom Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens
verlangen, alle angemessenen Mallnahmen zum Schutz der Interessen der Glaubiger des
Sekundérinsolvenzverfahrens sowie einzelner Gruppen von Glaubigern zu ergreifen. Der
Antrag des Verwalters des Hauptinsolvenzverfahrens kann nur abgelehnt werden, wenn die
Aussetzung offensichtlich fiir die Glaubiger des Hauptinsolvenzverfahrens nicht von
Interesse ist. Die Aussetzung der Verwertung der Masse kann fiir hochstens drei Monate
angeordnet werden. Sie kann fiir jeweils denselben Zeitraum verlédngert oder erneuert

werden.

(2) Das Gericht nach Absatz 1 hebt die Aussetzung der Verwertung der Masse in folgenden

Féllen auf:
a) auf Antrag des Verwalters des Hauptinsolvenzverfahrens,

b)  von Amts wegen, auf Antrag eines Glaubigers oder auf Antrag des Verwalters des
Sekundirinsolvenzverfahrens, wenn sich herausstellt, dass diese Maflnahme
insbesondere nicht mehr mit dem Interesse der Glaubiger des Haupt- oder des

Sekundérinsolvenzverfahrens zu rechtfertigen ist.
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)

(1

Artikel 47

Recht des Verwalters, Sanierungspline vorzuschlagen

Kann nach dem Recht des Mitgliedstaats, in dem das Sekundirinsolvenzverfahren eroffnet
worden ist, ein solches Verfahren ohne Liquidation durch einen Sanierungsplan, einen
Vergleich oder eine andere vergleichbare Maflnahme beendet werden, so hat der Verwalter
des Hauptinsolvenzverfahrens das Recht, eine solche Mallnahme im Einklang mit dem

Verfahren des betreffenden Mitgliedstaats vorzuschlagen.

Jede Beschriankung der Rechte der Gldubiger, wie zum Beispiel eine Stundung oder eine
Schuldbefreiung, die sich aus einer im Sekundarinsolvenzverfahren vorgeschlagenen
Maflnahme im Sinne des Absatzes 1 ergibt, darf ohne Zustimmung aller von ihr
betroffenen Glaubiger keine Auswirkungen auf das nicht von diesem Verfahren erfasste

Vermogen des Schuldners haben.

Artikel 48

Auswirkungen der Beendigung eines Insolvenzverfahrens

Unbeschadet des Artikels 49 steht die Beendigung eines Insolvenzverfahrens der
Fortfiihrung eines zu diesem Zeitpunkt noch anhéngigen anderen Insolvenzverfahrens {iber

das Vermogen desselben Schuldners nicht entgegen.
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(2) Hatte ein Insolvenzverfahren iiber das Vermdgen einer juristischen Person oder einer
Gesellschaft in dem Mitgliedstaat, in dem diese Person oder Gesellschaft ihren Sitz hat,
deren Auflosung zur Folge, so besteht die betreffende juristische Person oder Gesellschaft
so lange fort, bis jedes andere Insolvenzverfahren liber das Vermogen desselben
Schuldners beendet ist oder von dem Verwalter in diesem bzw. den Verwaltern in diesen

anderen Verfahren der Auflésung zugestimmt wurde.

Artikel 49

Uberschuss im Sekunddrinsolvenzverfahren

Konnen bei der Verwertung der Masse des Sekundérinsolvenzverfahrens alle in diesem Verfahren
festgestellten Forderungen befriedigt werden, so libergibt der in diesem Verfahren bestellte
Verwalter den verbleibenden Uberschuss unverziiglich dem Verwalter des

Hauptinsolvenzverfahrens.

Artikel 50
Nachtrdgliche Eréffnung des Hauptinsolvenzverfahrens

Wird ein Verfahren nach Artikel 3 Absatz 1 ero6ffnet, nachdem in einem anderen Mitgliedstaat ein
Verfahren nach Artikel 3 Absatz 2 er6ffnet worden ist, so gelten die Artikel 41, 45, 46, 47 und 49
fiir das zuerst eroffnete Insolvenzverfahren, soweit dies nach dem Stand dieses Verfahrens moglich

ist.
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Artikel 51

Umwandlung von Sekunddrinsolvenzverfahren

(1) Auf Antrag des Verwalters des Hauptinsolvenzverfahrens kann das Gericht eines
Mitgliedstaats, bei dem ein Sekundérinsolvenzverfahren erdffnet worden ist, die
Umwandlung des Sekundérinsolvenzverfahrens in ein anderes der in Anhang A
aufgefiihrten Insolvenzverfahren anordnen, sofern die Voraussetzungen nach nationalem
Recht fiir die Er6ffnung dieses anderen Verfahrens erfiillt sind und dieses Verfahren im
Hinblick auf die Interessen der lokalen Glaubiger und die Kohédrenz zwischen Haupt- und

Sekundirinsolvenzverfahren am geeignetsten ist.

2) Bei der Priifung des Antrags nach Absatz 1 kann das Gericht Informationen von den

Verwaltern beider Verfahren anfordern.

Artikel 52

Sicherungsmafinahmen

Bestellt das nach Artikel 3 Absatz 1 zustdndige Gericht eines Mitgliedstaats zur Sicherung des
Schuldnervermdgens einen vorldufigen Verwalter, so ist dieser berechtigt, zur Sicherung und
Erhaltung des Schuldnervermdgens, das sich in einem anderen Mitgliedstaat befindet, jede
Malnahme zu beantragen, die nach dem Recht dieses Mitgliedstaates fiir die Zeit zwischen dem

Antrag auf Er6ffnung eines Insolvenzverfahrens und dessen Er6ffnung vorgesehen ist.
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KAPITEL IV
UNTERRICHTUNG DER GLAUBIGER
UND ANMELDUNG IHRER FORDERUNGEN

Artikel 53
Recht auf Forderungsanmeldung

Jeder ausldndische Glaubiger kann sich zur Anmeldung seiner Forderungen in dem
Insolvenzverfahren aller Kommunikationsmittel bedienen, die nach dem Recht des Staats der
Verfahrenser6ffnung zuldssig sind. Allein fiir die Anmeldung einer Forderung ist die Vertretung

durch einen Rechtsanwalt oder sonstigen Rechtsbeistand nicht zwingend.

Artikel 54
Pflicht zur Unterrichtung der Gldubiger

(1) Sobald in einem Mitgliedstaat ein Insolvenzverfahren er6ffnet wird, unterrichtet das
zustidndige Gericht dieses Staates oder der von diesem Gericht bestellte Verwalter

unverziiglich alle bekannten auslédndischen Gliubiger.
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(2) Die Unterrichtung nach Absatz 1 erfolgt durch individuelle Ubersendung eines Vermerks
und gibt insbesondere an, welche Fristen einzuhalten sind, welches die Versdumnisfolgen
sind, welche Stelle fiir die Entgegennahme der Anmeldungen zustindig ist und welche
weiteren Maflnahmen vorgeschrieben sind. In dem Vermerk ist auch anzugeben, ob die
bevorrechtigten oder dinglich gesicherten Glaubiger ihre Forderungen anmelden miissen.
Dem Vermerk ist des Weiteren eine Kopie des Standardformulars fiir die Anmeldung von
Forderungen gemil Artikel 55 beizufiigen oder es ist anzugeben, wo dieses Formular

erhiltlich ist.

3) Die Unterrichtung nach den Absétzen 1 und 2 dieses Artikels erfolgt mithilfe eines
Standardmitteilungsformulars, das gemil3 Artikel 88 festgelegt wird. Das Formular wird
im Europiischen Justizportal verdffentlicht und triigt die Uberschrift "Mitteilung iiber ein
Insolvenzverfahren" in simtlichen Amtssprachen der Organe der Union. Es wird in der
Amtssprache des Staates der Verfahrenseroffnung oder — falls es in dem betreffenden
Mitgliedstaat mehrere Amtssprachen gibt — in der Amtssprache oder einer der
Amtssprachen des Ortes, an dem das Insolvenzverfahren erdffnet wurde, oder in einer
anderen Sprache libermittelt, die dieser Staat geméf Artikel 55 Absatz 5 zugelassen hat,
wenn anzunehmen ist, dass diese Sprache fiir ausldndische Glaubiger leichter zu verstehen

ist.

4 Bei Insolvenzverfahren beziiglich einer natiirlichen Person, die keine selbstidndige
g g
gewerbliche oder freiberufliche Tétigkeit ausiibt, ist die Verwendung des in diesem Artikel
genannten Standardformulars nicht vorgeschrieben, sofern die Glaubiger nicht verpflichtet

sind, ihre Forderungen anzumelden, damit diese im Verfahren beriicksichtigt werden.
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Artikel 55
Verfahren fiir die Forderungsanmeldung

(1) Auslindische Gldubiger konnen ihre Forderungen mithilfe des Standardformulars

anmelden, das gemiB Artikel 88 festgelegt wird. Das Formular triigt die Uberschrift

"Forderungsanmeldung" in simtlichen Amtssprachen der Organe der Union.

2) Das Standardformular fiir die Forderungsanmeldung nach Absatz 1 enthélt die folgenden

Angaben:

a)

Name, Postanschrift, E-Mail-Adresse sofern vorhanden, personliche Kennnummer
sofern vorhanden sowie Bankverbindung des auslandischen Glaubigers nach

Absatz 1,

b)  Forderungsbetrag unter Angabe der Hauptforderung und gegebenenfalls der Zinsen
sowie Entstehungszeitpunkt der Forderung und — sofern davon abweichend —
Filligkeitsdatum,

c¢) umfasst die Forderung auch Zinsen, den Zinssatz unter Angabe, ob es sich um einen
gesetzlichen oder vertraglich vereinbarten Zinssatz handelt, sowie den Zeitraum, fiir
den die Zinsen gefordert werden, und den Betrag der kapitalisierten Zinsen,

d) falls Kosten fiir die Geltendmachung der Forderung vor Er6ffnung des Verfahrens
gefordert werden, Betrag und Aufschliisselung dieser Kosten,

e)  Artder Forderung,

PE-CONS 31/15 83

DE



f)  ob ein Status als bevorrechtigter Glaubiger beansprucht wird und die Grundlage fiir

einen solchen Anspruch,

g)  ob fiir die Forderung eine dingliche Sicherheit oder ein Eigentumsvorbehalt geltend
gemacht wird und wenn ja, welche Vermdgenswerte Gegenstand der Sicherheit sind,
Zeitpunkt der Uberlassung der Sicherheit und Registernummer, wenn die Sicherheit

in ein Register eingetragen wurde, und

h)  ob eine Aufrechnung beansprucht wird und wenn ja, die Betrdge der zum Zeitpunkt
der Eréffnung des Insolvenzverfahrens bestehenden gegenseitigen Forderungen, den

Zeitpunkt ihres Entstehens und den geforderten Saldo nach Aufrechnung.
Der Forderungsanmeldung sind etwaige Belege in Kopie beizufiigen.

3) Das Standardformular fiir die Forderungsanmeldung enthélt den Hinweis, dass die
Bankverbindung und die personliche Kennnummer des Gléubigers nach Absatz 2

Buchstabe a nicht zwingend anzugeben sind.

4) Meldet ein Glaubiger seine Forderung auf anderem Wege als mithilfe des in Absatz 1
genannten Standardformulars an, so muss seine Anmeldung die in Absatz 2 genannten

Angaben enthalten.
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)

(6)

(7

Forderungen konnen in einer Amtssprache der Organe der Union angemeldet werden. Das
Gericht, der Verwalter oder der Schuldner in Eigenverwaltung konnen vom Glaubiger eine
Ubersetzung in die Amtssprache des Staats der Verfahrenseréffnung oder — falls es in dem
betreffenden Mitgliedstaat mehrere Amtssprachen gibt — in die Amtssprache oder in eine
der Amtssprachen des Ortes, an dem das Insolvenzverfahren erdffnet wurde, oder in eine
andere Sprache, die dieser Mitgliedstaat zugelassen hat, verlangen. Jeder Mitgliedstaat gibt
an, ob er neben seiner oder seinen eigenen Amtssprachen andere Amtssprachen der Organe

der Union fiir eine Forderungsanmeldung zuldsst.

Forderungen sind innerhalb der im Recht des Staats der Verfahrenseroffnung festgelegten
Frist anzumelden. Bei ausldndischen Glaubigern betrdgt diese Frist mindestens 30 Tage
nach Bekanntmachung der Er6ffnung des Insolvenzverfahrens im Insolvenzregister des
Staats der Verfahrenser6ffnung. Stiitzt sich ein Mitgliedstaat auf Artikel 24 Absatz 4, so
betrigt diese Frist mindestens 30 Tage ab Unterrichtung eines Glaubigers gemal3

Artikel 54.

Hat das Gericht, der Verwalter oder der Schuldner in Eigenverwaltung Zweifel an einer
nach MaBgabe dieses Artikels angemeldeten Forderung, so gibt er dem Glaubiger

Gelegenbheit, zusétzliche Belege fiir das Bestehen und die Hohe der Forderung vorzulegen.
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KAPITEL V
INSOLVENZVERFAHREN UBER DAS VERMOGEN
VON MITGLIEDERN EINER UNTERNEHMENSGRUPPE

ABSCHNITT 1

ZUSAMMENARBEIT UND KOMMUNIKATION

Artikel 56

Zusammenarbeit und Kommunikation der Verwalter

(1) Bei Insolvenzverfahren {liber das Vermogen von zwei oder mehr Mitgliedern derselben
Unternehmensgruppe arbeiten die Verwalter dieser Verfahren zusammen, soweit diese
Zusammenarbeit die wirksame Abwicklung der Verfahren erleichtern kann, mit den fiir die
einzelnen Verfahren geltenden Vorschriften vereinbar ist und keine Interessenkonflikte
nach sich zieht. Diese Zusammenarbeit kann in beliebiger Form, einschlieBlich durch den

Abschluss von Vereinbarungen oder Verstandigungen, erfolgen.
2) Bei der Durchfiihrung der Zusammenarbeit nach Absatz 1 obliegt es den Verwaltern,

a)  einander so bald wie moglich alle Informationen mitzuteilen, die fiir das jeweilige
andere Verfahren von Bedeutung sein konnen, vorausgesetzt, es bestehen geeignete

Vorkehrungen zum Schutz vertraulicher Informationen;
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b)  zu priifen, ob Moglichkeiten einer Koordinierung der Verwaltung und Uberwachung
der Geschifte der Gruppenmitglieder, iiber deren Vermogen ein Insolvenzverfahren
eroftnet wurde, bestehen; falls eine solche Moglichkeit besteht, koordinieren sie die

Verwaltung und Uberwachung dieser Geschiifte;

c)  zu priifen, ob Moglichkeiten einer Sanierung von Gruppenmitgliedern, iiber deren
Vermogen ein Insolvenzverfahren eréffnet wurde, bestehen und, falls eine solche
Moglichkeit besteht, sich liber den Vorschlag fiir einen koordinierten Sanierungsplan

und dazu, wie er ausgehandelt werden soll, abzustimmen.

Fiir die Zwecke der Buchstaben b und ¢ kdnnen alle oder einige der in Absatz 1 genannten
Verwalter vereinbaren, einem Verwalter aus ihrer Mitte zusétzliche Befugnisse zu
ibertragen, wenn eine solche Vereinbarung nach den fiir die jeweiligen Verfahren
geltenden Vorschriften zuléssig ist. Sie konnen ferner vereinbaren, bestimmte Aufgaben
unter sich aufzuteilen, wenn eine solche Aufteilung nach den fiir die jeweiligen Verfahren

geltenden Vorschriften zuldssig ist.
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(1

2

3)

Artikel 57

Zusammenarbeit und Kommunikation der Gerichte

Bei Insolvenzverfahren {iber das Vermdgen von zwei oder mehr Mitgliedern derselben
Unternehmensgruppe arbeitet ein Gericht, das ein solches Verfahren eréffnet hat, mit
Gerichten, die mit einem Antrag auf Er6ffnung eines Insolvenzverfahrens iiber das
Vermogen eines anderen Mitglieds derselben Unternehmensgruppe befasst sind oder die
ein solches Verfahren er6ffnet haben, zusammen, soweit diese Zusammenarbeit eine
wirksame Verfahrensfithrung erleichtern kann, mit den fiir die einzelnen Verfahren
geltenden Vorschriften vereinbar ist und keine Interessenkonflikte nach sich zieht. Die
Gerichte konnen hierzu bei Bedarf eine unabhéingige Person oder Stelle bestellen bzw.
bestimmen, die auf ihre Weisungen hin titig wird, sofern dies mit den fiir sie geltenden

Vorschriften vereinbar ist.

Bei der Durchfiihrung der Zusammenarbeit nach Absatz 1 konnen die Gerichte oder eine
von ihnen bestellte bzw. bestimmte und in ihrem Auftrag tatige Person oder Stelle im
Sinne des Absatzes 1 direkt miteinander kommunizieren oder einander direkt um
Informationen und Unterstiitzung ersuchen, vorausgesetzt, bei dieser Kommunikation
werden die Verfahrensrechte der Verfahrensbeteiligten sowie die Vertraulichkeit der

Informationen gewabhrt.

Die Zusammenarbeit im Sinne des Absatzes 1 kann auf jedem von dem Gericht als

geeignet erachteten Weg erfolgen. Sie kann insbesondere Folgendes betreffen:
a)  die Koordinierung bei der Bestellung von Verwaltern,

b) die Mitteilung von Informationen auf jedem von dem betreffenden Gericht als

geeignet erachteten Weg,
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c) die Koordinierung der Verwaltung und Uberwachung der Insolvenzmasse und

Geschifte der Mitglieder der Unternehmensgruppe,
d) die Koordinierung der Verhandlungen,

e) soweit erforderlich die Koordinierung der Zustimmung zu einer Verstindigung der

Verwalter.

Artikel 58

Zusammenarbeit und Kommunikation zwischen Verwaltern und Gerichten

Ein Verwalter, der in einem Insolvenzverfahren iiber das Vermdgen eines Mitglieds einer

Unternehmensgruppe bestellt worden ist,

a) arbeitet mit jedem Gericht, das mit einem Antrag auf Er6ffnung eines Insolvenzverfahrens
iber das Vermdgen eines anderen Mitglieds derselben Unternehmensgruppe befasst ist

oder das ein solches Verfahren er6ffnet hat, zusammen und kommuniziert mit diesem und

b) kann dieses Gericht um Informationen zum Verfahren iiber das Vermdgen des anderen
Mitgliedes der Unternehmensgruppe oder um Unterstiitzung in dem Verfahren, fiir das er

bestellt worden ist, ersuchen,

soweit eine solche Zusammenarbeit und Kommunikation die wirkungsvolle Verfahrensfiihrung
erleichtern konnen, keine Interessenkonflikte nach sich ziehen und mit den fiir die Verfahren

geltenden Vorschriften vereinbar sind.
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Artikel 59
Kosten der Zusammenarbeit und Kommunikation bei Verfahren

tiber das Vermégen von Mitgliedern einer Unternehmensgruppe

Die Kosten der Zusammenarbeit und Kommunikation nach den Artikeln 56 bis 60, die einem
Verwalter oder einem Gericht entstehen, gelten als Kosten und Auslagen des Verfahrens, in dem sie

angefallen sind.

Artikel 60
Rechte des Verwalters bei Verfahren

tiber das Vermogen von Mitgliedern einer Unternehmensgruppe

(D) Der Verwalter eines iiber das Vermogen eines Mitglieds einer Unternehmensgruppe
erdffneten Insolvenzverfahrens kann, soweit dies eine effektive Verfahrensfithrung

erleichtern kann,

a) injedem iiber das Vermdgen eines anderen Mitglieds derselben

Unternehmensgruppe erdffneten Verfahren gehort werden,

b)  eine Aussetzung jeder Mallnahme im Zusammenhang mit der Verwertung der Masse
in jedem Verfahren {iber das Vermdgen eines anderen Mitglieds derselben

Unternehmensgruppe beantragen, sofern

1) fiir alle oder einige Mitglieder der Unternehmensgruppe, iiber deren Vermogen
ein Insolvenzverfahren erdffnet worden ist, ein Sanierungsplan gemal3
Artikel 56 Absatz 2 Buchstabe c vorgeschlagen wurde und hinreichende
Aussicht auf Erfolg hat;
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ii)  die Aussetzung notwendig ist, um die ordnungsgeméafe Durchfiihrung des

Sanierungsplans sicherzustellen;

ii1)  der Sanierungsplan den Gldubigern des Verfahrens, fiir das die Aussetzung

beantragt wird, zugute kdme und

iv)  weder das Insolvenzverfahren, fiir das der Verwalter gemél3 Absatz 1 bestellt
wurde, noch das Verfahren, fiir das die Aussetzung beantragt wird, einer

Koordinierung geméf Abschnitt 2 dieses Kapitels unterliegt;
c) die Eroffnung eines Gruppen-Koordinationsverfahrens gemaf3 Artikel 61 beantragen.

(2) Das Gericht, das das Verfahren nach Absatz 1 Buchstabe b erdffnet hat, setzt alle
Mafnahmen im Zusammenhang mit der Verwertung der Masse in dem Verfahren ganz
oder teilweise aus, wenn es sich liberzeugt hat, dass die Voraussetzungen nach Absatz 1

Buchstabe b erfiillt sind.

Vor Anordnung der Aussetzung hort das Gericht den Verwalter des Insolvenzverfahrens,
fiir das die Aussetzung beantragt wird. Die Aussetzung kann fiir jeden Zeitraum bis zu drei
Monaten angeordnet werden, den das Gericht fiir angemessen hilt und der mit den fiir das

Verfahren geltenden Vorschriften vereinbar ist.

Das Gericht, das die Aussetzung anordnet, kann verlangen, dass der Verwalter nach
Absatz 1 alle geeigneten Mallnahmen nach nationalem Recht zum Schutz der Interessen

der Gldubiger des Verfahrens ergreift.
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Das Gericht kann die Dauer der Aussetzung um einen weiteren Zeitraum oder mehrere
weitere Zeitrdume verldngern, die es fiir angemessen hilt und die mit den fiir das
Verfahren geltenden Vorschriften vereinbar sind, sofern die in Absatz 1 Buchstabe b
Ziffern ii bis iv genannten Voraussetzungen weiterhin erfiillt sind und die Gesamtdauer der
Aussetzung (die anfingliche Dauer zuziiglich aller Verlangerungen) sechs Monate nicht

uberschreitet.

ABSCHNITT 2

KOORDINIERUNG

UNTERABSCHNITT 1

VERFAHREN

Artikel 61

Antrag auf Eréffnung eines Gruppen-Koordinationsverfahrens

(1) Ein Gruppen-Koordinationsverfahren kann von einem Verwalter, der in einem
Insolvenzverfahren iiber das Vermogen eines Mitglieds der Gruppe bestellt worden ist, bei
jedem Gericht, das fiir das Insolvenzverfahren eines Mitglieds der Gruppe zustindig ist,
beantragt werden.

(2) Der Antrag nach Absatz 1 erfolgt gemdll dem fiir das Verfahren, in dem der Verwalter
bestellt wurde, geltenden Recht.
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3)

Dem Antrag nach Absatz 1 ist Folgendes beizufiigen:

a)

b)

d)

ein Vorschlag beziiglich der Person, die zum Gruppenkoordinator (im Folgenden:
"Koordinator") ernannt werden soll, Angaben zu ihrer Eignung nach Artikel 71,
Angaben zu ihren Qualifikationen und ihre schriftliche Zustimmung zur Téatigkeit als

Koordinator;

eine Darlegung der vorgeschlagenen Gruppen-Koordination, insbesondere der

Griinde, weshalb die Voraussetzungen nach Artikel 63 Absatz 1 erfiillt sind;

eine Liste der fiir die Mitglieder der Gruppe bestellten Verwalter und gegebenenfalls
die Gerichte und zustdndigen Behdrden, die in den Insolvenzverfahren iiber das

Vermogen der Mitglieder der Gruppe betroffen sind;

eine Darstellung der geschitzten Kosten der vorgeschlagenen Gruppen-Koordination
und eine Schitzung des von jedem Mitglied der Gruppe zu tragenden Anteils dieser

Kosten.

Artikel 62

Prioritdtsregel

Unbeschadet des Artikels 66 gilt Folgendes: Wird die Er6ffnung eines Gruppen-

Koordinationsverfahrens bei Gerichten verschiedener Mitgliedstaaten beantragt, so erkliren sich die

spiter angerufenen Gerichte zugunsten des zuerst angerufenen Gerichts fiir unzustandig.
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Artikel 63
Mitteilung durch das befasste Gericht

(1) Das mit einem Antrag auf Er6ffnung eines Gruppen-Koordinationsverfahrens befasste
Gericht unterrichtet so bald als moglich die fiir die Mitglieder der Gruppe bestellten
Verwalter, die im Antrag gemdf3 Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe ¢ angegeben sind, iiber den
Antrag auf Er6ffnung eines Gruppen-Koordinationsverfahrens und den vorgeschlagenen

Koordinator, wenn es davon iiberzeugt ist, dass

a)  die Eroffnung eines solchen Verfahrens die effektive Fiithrung der
Insolvenzverfahren iiber das Vermogen der verschiedenen Mitglieder der Gruppe

erleichtern kann,

b)  nicht zu erwarten ist, dass ein Gliubiger eines Mitglieds der Gruppe, das
voraussichtlich am Verfahren teilnehmen wird, durch die Einbeziehung dieses

Mitglieds in das Verfahren finanziell benachteiligt wird, und
c) der vorgeschlagene Koordinator die Anforderungen gemal Artikel 71 erfiillt.

2) In der Mitteilung nach Absatz 1 dieses Artikels sind die in Artikel 61 Absatz 3 Buchstaben

a bis d genannten Bestandteile des Antrags aufzulisten.

3) Die Mitteilung nach Absatz 1 ist eingeschrieben mit Riickschein aufzugeben.
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4)

(M

)

3)

Das befasste Gericht gibt den beteiligten Verwaltern die Gelegenheit, sich zu dullern.

Artikel 64

Einwdnde von Verwaltern
Ein fiir ein Mitglied einer Gruppe bestellter Verwalter kann Einwénde erheben gegen

a) die Einbeziehung des Insolvenzverfahrens, fiir das er bestellt wurde, in ein Gruppen-

Koordinationsverfahren oder
b) die als Koordinator vorgeschlagene Person.

Einwinde nach Absatz 1 dieses Artikels sind innerhalb von 30 Tagen nach Eingang der
Mitteilung liber den Antrag auf Eroffnung eines Gruppen-Koordinationsverfahrens durch

den Verwalter gemil3 Absatz 1 dieses Artikels bei dem Gericht nach Artikel 63 zu erheben.

Der Einwand kann mittels des nach Artikel 88 eingefiihrten Standardformulars erhoben

werden.

Vor der Entscheidung iiber eine Teilnahme bzw. Nichtteilnahme an der Koordination
gemél Absatz 1 Buchstabe a hat ein Verwalter die Genehmigungen, die gegebenenfalls
nach dem Recht des Staats der Verfahrenserdffnung, fiir das er bestellt wurde, erforderlich

sind, zu erwirken.
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2

(1

2

3)

Artikel 65

Folgen eines Einwands gegen die Einbeziehung in ein Gruppen-Koordinationsverfahren

Hat ein Verwalter gegen die Einbeziehung des Verfahrens, fiir das er bestellt wurde, in ein
Gruppen-Koordinationsverfahren Einwand erhoben, so wird dieses Verfahren nicht in das

Gruppen-Koordinationsverfahren einbezogen.

Die Befugnisse des Gerichts gemall Artikel 68 oder des Koordinators, die sich aus diesem
Verfahren ergeben, haben keine Wirkung hinsichtlich des betreffenden Mitglieds und

ziehen keine Kosten fiir dieses Mitglied nach sich.

Artikel 66

Wahl des Gerichts fiir ein Gruppen-Koordinationsverfahren

Sind sich mindestens zwei Drittel aller Verwalter, die fiir Insolvenzverfahren iiber das
Vermogen der Mitglieder der Gruppe bestellt wurden, dariiber einig, dass ein zustidndiges
Gericht eines anderen Mitgliedstaats am besten fiir die Eroffnung eines Gruppen-

Koordinationsverfahrens geeignet ist, so ist dieses Gericht ausschlieBlich zustdndig.

Die Wahl des Gerichts erfolgt als gemeinsame Vereinbarung in Schriftform oder wird
schriftlich festgehalten. Sie kann bis zum Zeitpunkt der Er6ffnung des Gruppen-

Koordinationsverfahrens geméf Artikel 68 erfolgen.

Jedes andere als das gemél Absatz 1 befasste Gericht erklért sich zugunsten dieses

Gerichts fiir unzustindig.
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4) Der Antrag auf Ero6ffnung eines Gruppen-Koordinationsverfahrens wird bei dem

vereinbarten Gericht gemil Artikel 61 eingereicht.

Artikel 67

Folgen von Einwdnden gegen den vorgeschlagenen Koordinator

Werden gegen die als Koordinator vorgeschlagene Person Einwénde von einem Verwalter
vorgebracht, der nicht gleichzeitig Einwénde gegen die Einbeziehung des Mitglieds, fiir das er
bestellt wurde, in das Gruppen-Koordinationsverfahren erhebt, kann das Gericht davon absehen,
diese Person zu bestellen und den Einwande erhebenden Verwalter auffordern, einen den

Anforderungen nach Artikel 61 Absatz 3 entsprechenden neuen Antrag einzureichen.

Artikel 68

Entscheidung zur Eroffnung eines Gruppen-Koordinationsverfahrens

(D) Nach Ablauf der in Artikel 64 Absatz 2 genannten Frist kann das Gericht ein Gruppen-

Koordinationsverfahren erdffnen, sofern es davon iliberzeugt ist, dass die Voraussetzungen

nach Artikel 63 Absatz 1 erfiillt sind. In diesem Fall hat das Gericht:
a)  einen Koordinator zu bestellen,
b)  iiber den Entwurf der Koordination zu entscheiden und

c)  uber die Kostenschédtzung und den Anteil, der von den Mitgliedern der Gruppe zu

tragen ist, zu entscheiden.
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(2) Die Entscheidung zur Eréffnung eines Gruppen-Koordinationsverfahrens wird den

beteiligten Verwaltern und dem Koordinator mitgeteilt.

Artikel 69
Nachtrdgliches Opt-in durch Verwalter

(1) Im Einklang mit dem dafiir geltenden nationalen Recht kann jeder Verwalter im Anschluss
an die Entscheidung des Gerichts nach Artikel 68 die Einbeziehung des Verfahrens, fiir das

er bestellt wurde, beantragen, wenn

a) ein Einwand gegen die Einbeziehung des Insolvenzverfahrens in das Gruppen-

Koordinationsverfahren erhoben wurde oder

b)  ein Insolvenzverfahren iiber das Vermdgen eines Mitglieds der Gruppe eroffnet

wurde, nachdem das Gericht ein Gruppen-Koordinationsverfahren erdffnet hat.

(2) Unbeschadet des Absatzes 4 kann der Koordinator einem solchen Antrag nach Anhérung

der beteiligten Verwalter entsprechen, wenn

a) er davon liberzeugt ist, dass unter Beriicksichtigung des Stands, den das Gruppen-
Koordinationsverfahren zum Zeitpunkt des Antrags erreicht hat, die

Voraussetzungen gemil Artikel 63 Absatz 1 Buchstaben a und b erfiillt sind, oder

b) alle beteiligten Verwalter geméfl den Bestimmungen ihres nationalen Rechts

zustimmen.
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3) Der Koordinator unterrichtet das Gericht und die am Verfahren teilnehmenden Verwalter

iiber seine Entscheidung gemél Absatz 2 und iiber die Griinde, auf denen sie beruht.

4) Jeder beteiligte Verwalter und jeder Verwalter, dessen Antrag auf Einbeziehung in das

Gruppen-Koordinationsverfahren abgelehnt wurde, kann die in Absatz 2 genannte

Entscheidung gemél dem Verfahren anfechten, das nach dem Recht des Mitgliedstaats, in

dem das Gruppen-Koordinationsverfahren eréffnet wurde, bestimmt ist.

Artikel 70
Empfehlungen und Gruppen-Koordinationsplan

(1) Bei der Durchfiihrung ihrer Insolvenzverfahren beriicksichtigen die Verwalter die
Empfehlungen des Koordinators und den Inhalt des in Artikel 72 Absatz 1 genannten

Gruppen-Koordinationsplans.

(2) Ein Verwalter ist nicht verpflichtet, den Empfehlungen des Koordinators oder dem

Gruppen-Koordinationsplan ganz oder teilweise Folge zu leisten.

Folgt er den Empfehlungen des Koordinators oder dem Gruppen-Koordinationsplan nicht,

so informiert er die Personen oder Stellen, denen er nach seinem nationalen Recht Bericht

erstatten muss, und den Koordinator iiber die Griinde dafiir.
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UNTERABSCHNITT 2

ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN

Artikel 71
Der Koordinator
(D) Der Koordinator muss eine Person sein, die nach dem Recht eines Mitgliedstaats geeignet
ist, als Verwalter titig zu werden.
2) Der Koordinator darf keiner der Verwalter sein, die fiir ein Mitglied der Gruppe bestellt

sind, und es darf kein Interessenkonflikt hinsichtlich der Mitglieder der Gruppe, ihrer
Glaubiger und der fiir die Mitglieder der Gruppe bestellten Verwalter vorliegen.

Artikel 72
Aufgaben und Rechte des Koordinator
(D) Der Koordinator

a) legt Empfehlungen fiir die koordinierte Durchfiihrung der Insolvenzverfahren fest

und stellt diese dar,
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b)  schligt einen Gruppen-Koordinationsplan vor, der einen umfassenden Katalog
geeigneter Mallnahmen fiir einen integrierten Ansatz zur Bewiéltigung der Insolvenz
der Gruppenmitglieder festlegt, beschreibt und empfiehlt. Der Plan kann

insbesondere Vorschldge enthalten zu

i)  den MaBnahmen, die zur Wiederherstellung der wirtschaftlichen
Leistungsfahigkeit und der Solvenz der Gruppe oder einzelner Mitglieder zu

ergreifen sind,

i1)  der Beilegung gruppeninterner Streitigkeiten in Bezug auf gruppeninterne

Transaktionen und Anfechtungsklagen,
i)  Vereinbarungen zwischen den Verwaltern der insolventen Gruppenmitglieder.
2) Der Koordinator hat zudem das Recht

a) injedem Insolvenzverfahren iiber das Vermdgen eines Mitglieds der
Unternehmensgruppe gehdrt werden und daran mitwirken, insbesondere durch

Teilnahme an der Gladubigerversammlung,

b)  bei allen Streitigkeiten zwischen zwei oder mehr Verwaltern von

Gruppenmitgliedern zu vermitteln,

¢) seinen Gruppen-Koordinationsplan den Personen oder Stellen vorzulegen und zu
erlautern, denen er aufgrund der nationalen Rechtsvorschriften seines Landes Bericht

erstatten muss,
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d) von jedem Verwalter Informationen in Bezug auf jedes Gruppenmitglied
anzufordern, wenn diese Informationen bei der Festlegung und Darstellung von
Strategien und Mallnahmen zur Koordinierung der Verfahren von Nutzen sind oder

sein konnten, und

e) eine Aussetzung von Verfahren iiber das Vermdgen jedes Mitglieds der Gruppe fiir
bis zu sechs Monate zu beantragen, sofern die Aussetzung notwendig ist, um die
ordnungsgeméfe Durchfiihrung des Plans sicherzustellen, und den Glaubigern des
Verfahrens, fiir das die Aussetzung beantragt wird, zugute kéime, oder die Authebung
jeder bestehenden Aussetzung zu beantragen. Ein derartiger Antrag ist bei dem
Gericht zu stellen, das das Verfahren eroffnet hat, flir das die Aussetzung beantragt

wird.

3) Der in Absatz 1 Buchstabe b genannte Plan darf keine Empfehlungen zur Konsolidierung

von Verfahren oder Insolvenzmassen umfassen.

4) Die in diesem Artikel festgelegten Aufgaben und Rechte des Koordinators erstrecken sich

nicht auf Mitglieder der Gruppe, die nicht am Gruppen-Koordinationsverfahren beteiligt

sind.
(5) Der Koordinator iibt seine Pflichten unparteiisch und mit der gebotenen Sorgfalt aus.
(6) Wenn nach Ansicht des Koordinators die Wahrnehmung seiner Aufgaben zu einer — im

Vergleich zu der in Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe d genannten Kostenschitzung —
erheblichen Kostensteigerung fiihren wird, und auf jeden Fall, wenn die Kosten die

geschitzten Kosten um 10 % tibersteigen, hat der Koordinator
a)  unverziiglich die beteiligten Verwalter zu informieren und

b)  die vorherige Zustimmung des Gerichts einzuholen, das das Gruppen-

Koordinationsverfahren eroffnet hat.
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Artikel 73
Sprachen

(1) Der Koordinator kommuniziert mit dem Verwalter eines beteiligten Gruppenmitglieds in
der mit dem Verwalter vereinbarten Sprache oder bei Fehlen einer entsprechenden
Vereinbarung in der Amtssprache oder in einer der Amtssprachen der Organe der Union

und des Gericht, das das Verfahren fiir dieses Gruppenmitglied erdffnet hat, verwendet.

2) Der Koordinator kommuniziert mit einem Gericht in der Amtssprache, die dieses Gericht

verwendet.

Artikel 74

Zusammenarbeit zwischen den Verwaltern und dem Koordinator

(1) Die fiir die Mitglieder der Gruppe bestellten Verwalter und der Koordinator arbeiten
soweit zusammen, wie diese Zusammenarbeit mit den fiir das betreffende Verfahren

geltenden Vorschriften vereinbar ist.

2) Insbesondere iibermitteln die Verwalter jede Information, die fiir den Koordinator zur

Wahrnehmung seiner Aufgaben von Belang ist.
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Artikel 75
Abberufung des Koordinators

Das Gericht ruft den Koordinator von Amts wegen oder auf Antrag des Verwalters eines beteiligten

Gruppenmitglieds ab, wenn der Koordinator

a) zum Schaden der Glaubiger eines beteiligten Gruppenmitglieds handelt oder
b) nicht seinen Verpflichtungen nach diesem Kapitel nachkommt.
Artikel 76

Schuldner in Eigenverwaltung

Die gemil3 diesem Kapitel fiir den Verwalter geltenden Bestimmungen gelten soweit einschldgig

entsprechend fiir den Schuldner in Eigenverwaltung.

Artikel 77

Kosten und Kostenaufteilung

(1) Die Vergiitung des Koordinators muss angemessen und verhéltnisméfig zu den

wahrgenommenen Aufgaben sein sowie angemessene Aufwendungen beriicksichtigen.

(2) Nach Erfiillung seiner Aufgaben legt der Koordinator die Endabrechnung der Kosten mit
dem von jedem Mitglied zu tragenden Anteil vor und iibermittelt diese Abrechnung jedem

beteiligten Verwalter und dem Gericht, das das Koordinationsverfahren er6ffnet hat.
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3)

4)

)

(1

Legt keiner der Verwalter innerhalb von 30 Tagen nach Eingang der in Absatz 2 genannten
Abrechnung Widerspruch ein, gelten die Kosten und der von jedem Mitglied zu tragende
Anteil als gebilligt. Die Abrechnung wird dem Gericht, das das Koordinationsverfahren

eroffnet hat, zur Bestitigung vorgelegt.

Im Falle eines Widerspruchs entscheidet das Gericht, das das Gruppen-
Koordinationsverfahren eroffnet hat, auf Antrag des Koordinator oder eines beteiligten
Verwalters iiber die Kosten und den von jedem Mitglied zu tragenden Anteil im Einklang
mit den Kriterien gemil Absatz 1 dieses Artikels und unter Beriicksichtigung der

Kostenschitzung gemall Artikel 68 Absatz 1 und gegebenenfalls Artikel 72 Absatz 6.

Jeder beteiligte Verwalter kann die in Absatz 4 genannte Entscheidung geméfl dem
Verfahren anfechten, das nach dem Recht des Mitgliedstaats, in dem das Gruppen-

Koordinationsverfahren erdffnet wurde, vorgesehen ist.

KAPITEL VI
DATENSCHUTZ

Artikel 78

Datenschutz

Sofern keine Verarbeitungsvorgénge im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 der Richtlinie
95/46/EG betroffen sind, finden die nationalen Vorschriften zur Umsetzung der Richtlinie
95/46/EG auf die nach MafB3gabe dieser Verordnung in den Mitgliedstaaten durchgefiihrte

Verarbeitung personenbezogener Daten Anwendung.
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(1

2

3)

“4)

Die Verordnung (EG) Nr. 45/2001 gilt fiir die Verarbeitung personenbezogener Daten, die

von der Kommission nach Mallgabe der vorliegenden Verordnung durchgefiihrt wird.

Artikel 79

Aufgaben der Mitgliedstaaten hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten

in nationalen Insolvenzregistern

Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission im Hinblick auf seine Bekanntmachung im
Europiischen Justizportal den Namen der natiirlichen oder juristischen Person, Behorde,
Einrichtung oder jeder anderen Stelle mit, die nach den nationalen Rechtsvorschriften fiir
die Ausiibung der Aufgaben eines fiir die Verarbeitung Verantwortlichen geméf Artikel 2
Buchstabe d der Richtlinie 95/46/EG benannt worden ist.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die technischen Maflnahmen zur Gewéhrleistung
der Sicherheit der in ihren nationalen Insolvenzregistern nach Artikel 24 verarbeiteten

personenbezogenen Daten durchgefiihrt werden.

Es obliegt den Mitgliedstaaten, zu {iberpriifen, dass der geméf Artikel 2 Buchstabe d der
Richtlinie 95/46/EG benannte fiir die Verarbeitung Verantwortliche die Einhaltung der
Grundsitze in Bezug auf die Qualitdt der Daten, insbesondere die Richtigkeit und die

Aktualisierung der in nationalen Insolvenzregistern gespeicherten Daten sicherstellt.

Es obliegt den Mitgliedstaaten geméal der Richtlinie 95/46/EG, Daten zu erheben und in
nationalen Datenbanken zu speichern und zu entscheiden, diese Daten im vernetzten
Register, das iiber das Europdische Justizportal eingesehen werden kann, zugénglich zu

machen.
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)

Als Teil der Information, die betroffene Personen erhalten, um ihre Rechte und
insbesondere das Recht auf Loschung von Daten wahrnehmen zu kénnen, teilen die
Mitgliedstaaten betroffenen Personen mit, fiir welchen Zeitraum ihre in Insolvenzregistern

gespeicherten personenbezogenen Daten zugdnglich sind.

Artikel 80

Aufgaben der Kommission im Zusammenhang mit der Verarbeitung personenbezogener Daten

(1

2

3)

4)

Die Kommission nimmt die Aufgaben des fiir die Verarbeitung Verantwortlichen gemif3
Artikel 2 Buchstabe d der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 im Einklang mit den
diesbeziiglich in diesem Artikel festgelegten Aufgaben wahr.

Die Kommission legt die notwendigen Grundsétze fest und wendet die notwendigen
technischen Losungen an, um ihre Aufgaben im Aufgabenbereich des fiir die Verarbeitung

Verantwortlichen zu erfiillen.

Die Kommission setzt die technischen Maflnahmen um, die erforderlich sind, um die
Sicherheit der personenbezogenen Daten bei der Ubermittlung, insbesondere die
Vertraulichkeit und Unversehrtheit bei der Ubermittlung zum und vom Européischen

Justizportal, zu gewdhrleisten.

Die Aufgaben der Mitgliedstaaten und anderer Stellen in Bezug auf den Inhalt und den
Betrieb der von ihnen gefiihrten, vernetzten nationalen Datenbanken bleiben von den

Verpflichtungen der Kommission unberiihrt.
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Artikel 81

Informationspflichten

Unbeschadet der anderen den betroffenen Personen nach Artikel 11 und 12 der Verordnung (EG)
Nr. 45/2001 zu erteilenden Informationen informiert die Kommission die betroffenen Personen
durch Bekanntmachung im Européischen Justizportal tiber ihre Rolle bei der Datenverarbeitung und

die Zwecke dieser Datenverarbeitung.

Artikel 82

Speicherung personenbezogener Daten

Fiir Informationen aus vernetzten nationalen Datenbanken gilt, dass keine personenbezogenen
Daten von betroffenen Personen im Européischen Justizportal gespeichert werden. Sdmtliche
derartige Daten werden in den von den Mitgliedstaaten oder anderen Stellen betriebenen nationalen

Datenbanken gespeichert.

Artikel 83

Zugang zu personenbezogenen Daten iiber das Europdische Justizportal

Die in den nationalen Insolvenzregistern nach Artikel 24 gespeicherten personenbezogenen Daten
sind solange iiber das Européische Justizportal zugénglich, wie sie nach nationalem Recht

zuginglich bleiben.
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(M

KAPITEL VII
UBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 84

Zeitlicher Anwendungsbereich

*

Diese Verordnung ist nur auf solche Insolvenzverfahren anzuwenden, die nach dem ...
erdffnet worden sind. Fiir Rechtshandlungen des Schuldners vor diesem Datum gilt
weiterhin das Recht, das fiir diese Rechtshandlungen anwendbar war, als sie vorgenommen

wurden.

Unbeschadet des Artikels 91 der vorliegenden Verordnung gilt die Verordnung (EG)
Nr. 1346/2000 weiterhin fiir Verfahren, die in den Geltungsbereich jener Verordnung

fallen und vor dem ..." erdffnet wurden.

Artikel 85

Verhdltnis zu Ubereinkiinften

Diese Verordnung ersetzt in ihrem sachlichen Anwendungsbereich hinsichtlich der
Beziehungen der Mitgliedstaaten untereinander die zwischen zwei oder mehreren

Mitgliedstaaten geschlossenen Ubereinkiinfte, insbesondere

a) dasam 8. Juli 1899 in Paris unterzeichnete belgisch-franzdsische Abkommen iiber
die gerichtliche Zustindigkeit, die Anerkennung und die Vollstreckung von

gerichtlichen Entscheidungen, Schiedsspriichen und 6ffentlichen Urkunden;

ABI.: Bitte Datum des Anwendungsbeginns dieser Verordnung einfiigen.
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b)

d)

g)

h)

das am 16. Juli 1969 in Briissel unterzeichnete belgisch-osterreichische Abkommen
iiber Konkurs, Ausgleich und Zahlungsaufschub (mit Zusatzprotokoll vom 13. Juni

1973);

das am 28. Mérz 1925 in Briissel unterzeichnete belgisch-niederlédndische
Abkommen iiber die Zustandigkeit der Gerichte, den Konkurs sowie die
Anerkennung und die Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen,

Schiedsspriichen und 6ffentlichen Urkunden;

den am 25. Mai 1979 in Wien unterzeichneten deutsch-osterreichischen Vertrag auf

dem Gebiet des Konkurs- und Vergleichs-(Ausgleichs-)rechts;

das am 27. Februar 1979 in Wien unterzeichnete franzosisch-0sterreichische
Abkommen iiber die gerichtliche Zusténdigkeit, die Anerkennung und die

Vollstreckung von Entscheidungen auf dem Gebiet des Insolvenzrechts;

das am 3. Juni 1930 in Rom unterzeichnete franzosisch-italienische Abkommen tiber

die Vollstreckung gerichtlicher Urteile in Zivil- und Handelssachen;

das am 12. Juli 1977 in Rom unterzeichnete italienisch-Osterreichische Abkommen

tiber Konkurs und Ausgleich;

den am 30. August 1962 in Den Haag unterzeichneten deutsch-niederldndischen
Vertrag iiber die gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung gerichtlicher

Entscheidungen und anderer Schuldtitel in Zivil- und Handelssachen;
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i)  das am 2. Mai 1934 in Briissel unterzeichnete britisch-belgische Abkommen zur
gegenseitigen Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und

Handelssachen mit Protokoll;

j)  dasam 7. November 1993 in Kopenhagen zwischen Dianemark, Finnland, Norwegen,

Schweden und Irland geschlossene Konkursiibereinkommen;

k)  dasam 5. Juni 1990 in Istanbul unterzeichnete Europdische Ubereinkommen iiber

bestimmte internationale Aspekte des Konkurses;

1) das am 18. Juni 1959 in Athen unterzeichnete Abkommen zwischen der Foderativen
Volksrepublik Jugoslawien und dem Konigreich Griechenland {iber die gegenseitige

Anerkennung und Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen;

m) das am 18. Mirz 1960 in Belgrad unterzeichnete Abkommen zwischen der
Foderativen Volksrepublik Jugoslawien und der Republik Osterreich iiber die
gegenseitige Anerkennung und die Vollstreckung von Schiedsspriichen und

schiedsgerichtlichen Vergleichen in Handelssachen;

n) das am 3. Dezember 1960 in Rom unterzeichnete Abkommen zwischen der
Foderativen Volksrepublik Jugoslawien und der Republik Italien iiber die

gegenseitige justizielle Zusammenarbeit in Zivil- und Handelssachen;

0) dasam 24. September 1971 in Belgrad unterzeichnete Abkommen zwischen der
Sozialistischen Foderativen Republik Jugoslawien und dem Konigreich Belgien tiber

die justizielle Zusammenarbeit in Zivil- und Handelssachen;
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p)

Q

t)

das am 18. Mai 1971 in Paris unterzeichnete Abkommen zwischen den Regierungen
Jugoslawiens und Frankreichs iiber die Anerkennung und Vollstreckung gerichtlicher

Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen;

das am 22. Oktober 1980 in Athen unterzeichnete Abkommen zwischen der
Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik und der Hellenischen Republik iiber
die Rechtshilfe in Zivil- und Strafsachen, der zwischen der Tschechischen Republik

und Griechenland noch in Kraft ist;

das am 23. April 1982 in Nikosia unterzeichnete Abkommen zwischen der
Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik und der Republik Zypern tiber die
Rechtshilfe in Zivil- und Strafsachen, der zwischen der Tschechischen Republik und

Zypern noch in Kraft ist;

den am 10. Mai 1984 in Paris unterzeichneten Vertrag zwischen der Regierung der
Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik und der Regierung der
Franzosischen Republik {iber die Rechtshilfe und die Anerkennung und
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil-, Familien- und Handelssachen,

der zwischen der Tschechischen Republik und Frankreich noch in Kraft ist;

den am 6. Dezember 1985 in Prag unterzeichneten Vertrag zwischen der
Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik und der Republik Italien iiber die
Rechtshilfe in Zivil- und Strafsachen, der zwischen der Tschechischen Republik und

Italien noch in Kraft ist;

das am 11. November 1992 in Tallinn unterzeichnete Abkommen zwischen der
Republik Lettland, der Republik Estland und der Republik Litauen {iber Rechtshilfe

und Rechtsbeziehungen;
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v)  das am 27. November 1998 in Tallinn unterzeichnete Abkommen zwischen Estland
und Polen iiber Rechtshilfe und Rechtsbeziehungen in Zivil-, Arbeits- und

Strafsachen,;

w) das am 26. Januar 1993 in Warschau unterzeichnete Abkommen zwischen der
Republik Litauen und der Republik Polen {iber Rechtshilfe und Rechtsbeziehungen

in Zivil-, Familien-, Arbeits- und Strafsachen;

x)  das am 19. Oktober 1972 in Bukarest unterzeichnete Abkommen zwischen der
Sozialistischen Republik Ruménien und der Hellenischen Republik iiber die

Rechtshilfe in Zivil- und Strafsachen mit Protokoll;

y) das am 5. November 1974 in Paris unterzeichnete Abkommen zwischen der
Sozialistischen Republik Ruménien und der Franzosischen Republik iiber die

Rechtshilfe in Zivil- und Handelssachen;

z)  das am 10. April 1976 in Athen unterzeichnete Abkommen zwischen der
Volksrepublik Bulgarien und der Hellenischen Republik {iber die Rechtshilfe in

Zivil- und Strafsachen;

aa) dasam 29. April 1983 in Nikosia unterzeichnete Abkommen zwischen der
Volksrepublik Bulgarien und der Republik Zypern {iber die Rechtshilfe in Zivil- und

Strafsachen;
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ab) das am 18. Januar 1989 in Sofia unterzeichnete Abkommen zwischen der
Volksrepublik Bulgarien und der Regierung der Franzdsischen Republik iiber die

gegenseitige Rechtshilfe in Zivilsachen;

ac) denam 11.Juli 1994 in Bukarest unterzeichneten Vertrag zwischen Ruménien und

der Tschechischen Republik tiber die Rechtshilfe in Zivilsachen;

ad) denam 15. Mai 1999 in Bukarest unterzeichneten Vertrag zwischen Ruménien und

der Republik Polen iiber die Rechtshilfe und die Rechtsbeziehungen in Zivilsachen.

2) Die in Absatz 1 aufgefiihrten Ubereinkiinfte behalten ihre Wirksamkeit hinsichtlich der
Verfahren, die vor Inkrafttreten der Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 eréffnet worden sind.

3) Diese Verordnung gilt nicht

a) in einem Mitgliedstaat, soweit es in Konkurssachen mit den Verpflichtungen aus
einer Ubereinkunft unvereinbar ist, die dieser Mitgliedstaat mit einem oder mehreren

Drittstaaten vor Inkrafttreten der Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 geschlossen hat;

b) im Vereinigten Konigreich GroBbritannien und Nordirland, soweit es in
Konkurssachen mit den Verpflichtungen aus Vereinbarungen, die im Rahmen des
Commonwealth geschlossen wurden und die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der

Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 wirksam sind, unvereinbar ist.
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Artikel 86

Informationen zum Insolvenzrecht der Mitgliedstaaten und der Union

(1) Die Mitgliedstaaten iibermitteln im Rahmen des durch die Entscheidung 2001/470/EG des
Rates' geschaffenen Europiischen Justiziellen Netzes fiir Zivil- und Handelssachen eine
kurze Beschreibung ihres nationalen Rechts und ihrer Verfahren zum Insolvenzrecht,
insbesondere zu den in Artikel 7 Absatz 2 aufgefiihrten Aspekten, damit die betreffenden

Informationen der Offentlichkeit zur Verfiigung gestellt werden kénnen.

2) Die in Absatz 1 genannten Informationen werden von den Mitgliedstaaten regelmafBig
aktualisiert.
3) Die Kommission macht Informationen beziiglich dieser Verordnung 6ffentlich verfiigbar.
Artikel 87

Einrichtung der Vernetzung der Register

Die Kommission erldsst Durchfiihrungsrechtsakte zur Einrichtung der Vernetzung der
Insolvenzregister geméall Artikel 25. Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden gemafl dem in

Artikel 89 Absatz 3 genannten Priifverfahren erlassen.

! Entscheidung 2001/470/EG des Rates vom 28. Mai 2001 {iber die Einrichtung eines
Europiischen Justiziellen Netzes fiir Zivil- und Handelssachen (ABI. L 174 vom 27.6.2001,
S. 25).
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Artikel 88

Erstellung und spditere Anderung von Standardformularen

Die Kommission erldsst Durchfiihrungsrechtsakte zur Erstellung und soweit erforderlich Anderung
der in Artikel 27 Absatz 4, Artikel 54, Artikel 55 und Artikel 64 Absatz 2 genannten Formulare.
Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden gemil3 dem in Artikel 89 Absatz 2 genannten

Beratungsverfahren erlassen.

Artikel 89

Ausschussverfahren

(D) Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstiitzt. Dieser Ausschuss ist ein

Ausschuss im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 4 der Verordnung (EU) Nr.
182/2011.

3) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr.
182/2011.
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(1

2

3)

“4)

Artikel 90
Uberpriifungsklausel

Die Kommission legt dem Europdischen Parlament, dem Rat und dem Européischen
Wirtschafts- und Sozialausschuss spitestens bis zum ..." und danach alle fiinf Jahre einen
Bericht tiber die Anwendung dieser Verordnung vor. Der Bericht enthilt gegebenenfalls

einen Vorschlag zur Anpassung dieser Verordnung.

Die Kommission legt dem Europdischen Parlament, dem Rat und dem Européischen
Wirtschafts- und Sozialausschuss spétestens bis zum ..." einen Bericht iiber die
Anwendung des Gruppen-Koordinationsverfahrens vor. Der Bericht enthilt gegebenenfalls

einen Vorschlag zur Anpassung dieser Verordnung.

Die Kommission iibermittelt dem Europdischen Parlament, dem Rat und dem
Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschuss spétestens bis zum 1. Januar 2016 eine
Studie zu den grenziiberschreitenden Aspekten der Haftung von Geschéftsleitern und ihres

Ausschlusses von einer Tétigkeit.

Die Kommission iibermittelt dem Europdischen Parlament, dem Rat und dem
Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschuss spitestens bis zum ...~ eine Studie zur

Frage der Wahl des Gerichtsstands in missbrauchlicher Absicht.

*

EE s

ABI.: Bitte Datum einfiligen: zehn Jahre nach Anwendungsbeginn dieser Verordnung.
ABIL.: Bitte Datum einfiligen: fiinf Jahre nach Anwendungsbeginn dieser Verordnung.
ABI.: Bitte Datum einfiigen: drei Jahre nach Anwendungsbeginn dieser Verordnung.
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Artikel 91
Aufhebung

Die Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 wird aufgehoben.

Verweisungen auf die aufgehobene Verordnung gelten als Verweisungen auf die vorliegende

Verordnung und sind nach der Entsprechungstabelle in Anhang D dieser Verordnung zu lesen.
Artikel 92

Inkrafitreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der

Europdischen Union in Kraft.
Sie gilt ab dem ...~ mit Ausnahme von
a) Artikel 86, der ab dem ..."" gilt,

b) Artikel 24 Absatz 1, der ab dem ...""" gilt und

*

ABI.: Bitte Datum einfiligen: 24 Monate nach Inkrafttreten dieser Verordnung.
ABIL.: Bitte Datum einfligen: 12 Monate nach Inkrafttreten dieser Verordnung.
ABI.: Bitte Datum einfiligen: 36 Monate nach Inkrafttreten dieser Verordnung.

EE s

PE-CONS 31/15 118
DE



c) Artikel 25, der ab dem ..." gilt.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemifB den Vertrdgen unmittelbar in

den Mitgliedstaaten.

Geschehen zu Straflburg

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates
Der Prdsident Der Prdsident

ABI.: Bitte Datum einfiligen: 48 Monate nach Inkrafttreten dieser Verordnung.
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ANHANG A
Insolvenzverfahren nach Artikel 2 Nummer 4
BELGIQUE/BELGIE
— La faillite//Het faillissement

— De gerechtelijke reorganisatie door een collectief akkoord/La réorganisation judiciaire par

accord collectif,

— De gerechtelijke reorganisatie door een minnelijk akkoord/ La réorganisation judiciaire par

accord amiable,

- De gerechtelijke reorganisatie door overdracht onder gerechtelijk gezag/La réorganisation

judiciaire par transfert sous autorité de justice,
— De collectieve schuldenregeling/Le réglement collectif de dettes,
— De vrijwillige vereffening/La liquidation volontaire,
— De gerechtelijke vereffening/La liquidation judiciaire,

— De voorlopige ontneming van beheer, bepaald in artikel 8 van de faillissementswet/Le

dessaisissement provisoire, visé a l'article 8 de la loi sur les faillites,
BBJITAPUS

— HpOH?;BOI[CTBO 10 HECBCTOATCIIHOCT,
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CESKA REPUBLIKA

- Konkurs,

— Reorganizace,

- Oddluzeni,

— DEUTSCHLAND

- Das Konkursverfahren,

— Das gerichtliche Vergleichsverfahren,
— Das Gesamtvollstreckungsverfahren,
- Das Insolvenzverfahren,

EESTI

- Pankrotimenetlus,

— Vodlgade iimberkujundamise menetlus,
EIRE/IRELAND

— Compulsory winding-up by the court,
— Bankruptcy,

— The administration in bankruptcy of the estate of persons dying insolvent,
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— Winding-up in bankruptcy of partnerships,
— Creditors' voluntary winding-up (with confirmation of a court),

— Arrangements under the control of the court which involve the vesting of all or part of the

property of the debtor in the Official Assignee for realisation and distribution,
— Examinership,
- Debt Relief Notice,
— Debt Settlement Arrangement,
— Personal Insolvency Arrangement,
EAAAAA
- H ntoyevon
— H 101 exxaBdapion ev Aettovpyia,
— 2y€010 avadlopydvmong,
— Amhomoimpévn 01a01Kacia el TTOYEVCEDV PKPOD AVTIKELUEVO,

_ Awdwcacio EEuylavong,
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ESPANA
- Concurso,
— Procedimiento de homologacion de acuerdos de refinanciacion,

— Procedimiento de acuerdos extrajudiciales de pago,

— Procedimiento de negociacion publica para la consecucion de acuerdos de refinanciacion

colectivos, acuerdos de refinanciacion homologados y propuestas anticipadas de convenio,

FRANCE

— Sauvegarde,

— Sauvegarde accélérée,

— Sauvegarde financicre accélérée,
— Redressement judiciaire,

— Liquidation judiciaire,

- HRVATSKA

— Stecajni postupak,
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ITALIA

- Fallimento,

— Concordato preventivo,

— Liquidazione coatta amministrativa,
- Amministrazione straordinaria,

- Accordi di ristrutturazione,

— Procedure di composizione della crisi da sovraindebitamento del consumatore (accordo o

piano),
— Liquidazione dei beni,
KYIIPOZ
— Yroypemtikn ekkabdpion and 1o Akactiplo,
— Exovoia ekkabapion amd péin,
— Exovoun exkaBdpion omd motmtég
- ExkaBdpion pe v enonteio tov Awkaotnpiov,
— Avdtaypo opoarofrg Kot Ttdygvons katomy AtkaoTtikod Alatdyatog,

— Awyeipion g TepLovciag TPOSHTMV oL anePiwcay apepiyyva,
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LATVIJA

— Tiesiskas aizsardzibas process,

— Juridiskas personas maksatnespgjas process,
— Fiziskas personas maksatnespg&jas process,
LIETUVA

— Imonés restruktiirizavimo byla,

— Imonés bankroto byla

— Imonés bankroto procesas ne teismo tvarka,
— Fizinio asmens bankroto procesas,
LUXEMBOURG

- Faillite,

- Gestion contrdlée,

— Concordat préventif de faillite (par abandon d'actif),
— Régime spécial de liquidation du notariat,

— Procédure de réglement collectif des dettes dans le cadre du surendettement,
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MAGYARORSZAG

— Csddeljaras,

— Felszamolasi eljaras,

MALTA

— Xoljiment,

— Amministrazzjoni,

— Stral¢ volontarju mill-membri jew mill-kredituri,
— Stral¢ mill-Qorti,

- Falliment f'kaz ta' kummercjant,

— Proc¢edura biex kumpanija tirkupra’,
NEDERLAND

- Het faillissement,

- De surséance van betaling,

— De schuldsaneringsregeling natuurlijke personen,
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OSTERREICH

— Das Konkursverfahren (Insolvenzverfahren),

— Das Sanierungsverfahren ohne Eigenverwaltung (Insolvenzverfahren),
— Das Sanierungsverfahren mit Eigenverwaltung (Insolvenzverfahren),
- Das Schuldenregulierungsverfahren,

— Das Abschopfungsverfahren,

— Das Ausgleichsverfahren,

POLSKA

- Postgpowanie naprawcze,

— Upadtos¢ obejmujaca likwidacjg,

— Upadto$¢ z mozliwoscig zawarcia uktadu,

PORTUGAL

- Processo de insolvéncia,

— Processo especial de revitalizagao,
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ROMANIA

— Procedura insolventei,

— Reorganizarea judiciara,

- Procedura falimentului,

— Concordatul preventiv,

SLOVENIJA

— Postopek preventivnega prestrukturiranja,

— Postopek prisilne poravnave,

— Postopek poenostavljene prisilne poravnave,

— Stecajni postopek: stecajni postopek nad pravno osebo, postopek osebnega stecaja

and postopek stecaja zapusc€ine,
SLOVENSKO
- Konkurzné konanie,
- Restrukturaliza¢né konanie,

- Oddlzenie,
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SUOMI/FINLAND

- Konkurssi/konkurs,

— Yrityssaneeraus/foretagssanering,

— Yksityishenkilon velkajérjestely/skuldsanering for privatpersoner,
SVERIGE

- Konkurs,

— Foretagsrekonstruktion,

- Skuldsanering,

UNITED KINGDOM

— Winding-up by or subject to the supervision of the court,

— Creditors' voluntary winding-up (with confirmation by the court),

— Administration, including appointments made by filing prescribed documents with the

court,
— Voluntary arrangements under insolvency legislation,

— Bankruptcy or sequestration.
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ANHANG B
Verwalter nach Artikel 2 Nummer 5
BELGIQUE/BELGIE
- De curator/Le curateur,
— De gedelegeerd rechter/Le juge-délégué,
— De gerechtsmandataris/Le mandataire de justice,
- De schuldbemiddelaar/Le médiateur de dettes,
— De vereffenaar/Le liquidateur,
- De voorlopige bewindvoerder/L'administrateur provisoire,
BBJIITAPUA
— HaznaueH npeaBapuUTeIHO BPEMEHEH CUH/IUK,
— Bpemenen cunauk,
— (ITocTosiHeH) CUHAUK,

- Cnyxe0eH CUH]IUK,
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CESKA REPUBLIKA

— Insolven¢ni spravce,

— Ptedbézny insolvencni spravce,

— Oddéleny insolvencni spravce,

— Zvlastni insolvenéni spravce,

— Zastupce insolvenc¢niho spravce,

- DEUTSCHLAND

- Konkursverwalter,

— Vergleichsverwalter,

— Sachwalter (nach der Vergleichsordnung),
- Verwalter,

- Insolvenzverwalter,

— Sachwalter (nach der Insolvenzordnung),
- Treuhénder,

— Vorldufiger Insolvenzverwalter,

— Vorldufiger Sachwalter,
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EESTI
- Pankrotihaldur,

— Ajutine pankrotihaldur,

Usaldusisik,

—~ EIRE/IRELAND

— Liquidator,

— Official Assignee,

— Trustee in bankruptcy,

- Provisional Liquidator,

- Examiner,

— Personal Insolvency Practitioner,
— Insolvency Service,
EAAAAA

— O oVvvadikog,

- O elonyntig,

— H emitponn tov mototdVv,

_ O €181k6¢ ekKaboploTNG,
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ESPANA

- Administrador concursal,

- Mediador concursal,
FRANCE

— Mandataire judiciaire,

— Liquidateur,

— Administrateur judiciaire,

— Commissaire a l'exécution du plan,
HRVATSKA

— StecCajni upravitelj,

— Privremeni stecajni upravitelj,
— Stecajni povjerenik,

- Povjerenik,
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ITALIA

- Curatore,

— Commissario giudiziale,

- Commissario straordinario,

— Commissario liquidatore,

— Liquidatore giudiziale,

- Professionista nominato dal Tribunale,

— Organismo di composizione della crisi nella procedura di composizione della crisi da

sovraindebitamento del consumatore,
— Liquidatore,
- KYIIPOX
— ExxaBapiomg kot [pocmpvog Exkabapiomc,
— Enionpog Moparnmng,
— Awyepromg g Itoyevong,
LATVIJA

— Maksatnespgjas procesa administrators,
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LIETUVA

- Bankroto administratorius,

- Restruktiirizavimo administratorius,
LUXEMBOURG

— Le curateur,

- Le commissaire,

— Le liquidateur,

— Le conseil de gérance de la section d'assainissement du notariat,
- Le liquidateur dans le cadre du surendettement,
MAGYARORSZAG

— Vagyonfeliigyeld,

- Felszamolo,
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MALTA

— Amministratur Provizorju,

— Ricevitur Uffi¢jali,

— Stral¢jarju,

— Manager Specjali,

— Kuraturi f'kaz ta' pro¢eduri ta' falliment,

— Kontrolur Specjali,

NEDERLAND

- De curator in het faillissement,

— De bewindvoerder in de surséance van betaling,

— De bewindvoerder in de schuldsaneringsregeling natuurlijke personen,
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OSTERREICH

- Masseverwalter,

— Sanierungsverwalter,
— Ausgleichsverwalter,
— Besonderer Verwalter,
— Einstweiliger Verwalter,
- Sachwalter,

- Treuhénder,

— Insolvenzgericht,

— Konkursgericht,
POLSKA

— Syndyk,

— Nadzorca sagdowy,

— Zarzadca,
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PORTUGAL

- Administrador da insolvéncia,
— Administrador judicial provisorio,
ROMANIA

— Practician in insolventa,

- Administrator concordatar,

— Administrator judiciar,

— Lichidator judiciar,
SLOVENIJA

— Upravitelj,

SLOVENSKO

— Predbezny spréavca,

— Spravca,

SUOMI/FINLAND

— Pesénhoitaja/boforvaltare,

— Selvittdja/utredare,

PE-CONS 31/15
ANHANG B

DE



SVERIGE

- Forvaltare,

- Rekonstruktor,
UNITED KINGDOM

— Liquidator,

— Supervisor of a voluntary arrangement,
- Administrator,

- Official Receiver,

— Trustee,

— Provisional Liquidator,
- Interim Receiver,

- Judicial factor.
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ANHANG C

Aufgehobene Verordnung mit Liste ihrer nachfolgenden Anderungen

Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 des Rates
(ABI. L 160 vom 30.6.2000, S. 1.)

Verordnung (EG) Nr. 603/2005 des Rates
(ABI. L 100 vom 20.4.2005, S. 1.)

Verordnung (EG) Nr. 694/2006 des Rates
(ABI. L 121 vom 6.5.2006, S. 1.)

Verordnung (EG) Nr. 1791/2006 des Rates
(ABI. L 363 vom 20.12.2012, S. 1.)

Verordnung (EG) Nr. 681/2007 des Rates
(ABI. L 159 vom 20.6.2007, S. 1.)

Verordnung (EG) Nr. 788/2008 des Rates
(ABI. L 213 vom 8.8.2008, S. 1)

Durchfiihrungsverordnung (EU) des Rates Nr. 210/2010
(ABL L 65 vom 13.3.2010, S. 1)

Durchfiihrungsverordnung (EU) Nr. 583/2011 des Rates
(ABI. L 160 vom 18.6.2011, S. 52)
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Verordnung (EU) Nr. 517/2013 des Rates
(ABI. L 158 vom 10.6.2013, S. 1)

Durchfiihrungsverordnung (EU) Nr. 663/2014 des Rates
(ABL. L 179 vom 19.6.2014, S. 4)

Akte liber die Bedingungen des Beitritts der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der
Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik
Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik und die
Anpassungen der die Européische Union begriindenden Vertriage

(ABI. L 236 vom 23.9.2003, S. 33)
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ANHANG D

Entsprechungstabelle

Verordnung (EG) Nr. 1346/2000

In dieser Verordnung wird Folgendes festgelegt:

Artikel 1

Artikel 2 Eingangsteil

Artikel 2 Buchstabe a

Artikel 2 Buchstabe b

Artikel 2 Buchstabe ¢

Artikel 2 Buchstabe d

Artikel 2 Buchstabe e

Artikel 2 Buchstabe

Artikel 2 Buchstabe g Eingangsteil

Artikel 2 Buchstabe g erster Gedankenstrich
Artikel 2 Buchstabe g zweiter Gedankenstrich
Artikel 2 Buchstabe g dritter Gedankenstrich
Artikel 2 Buchstabe h

Artikel 3

Artikel 4
Artikel 5
Artikel 6
Artikel 7
Artikel 8

Artikel 1

Artikel 2 Eingangsteil

Artikel 2 Nummer 4

Artikel 2 Nummer 5

Artikel 2 Nummer 6

Artikel 2 Nummer 7

Artikel 2 Nummer 8

Artikel 2 Nummer 9 Eingangsteil
Artikel 2 Nummer 9 Ziffer vii
Artikel 2 Nummer 9 Ziffer iv
Artikel 2 Nummer 9 Ziffer viii
Artikel 2 Nummer 10

Artikel 2 Nummern 1 bis 3 und 11 bis 13
Artikel 2 Nummer 9 Ziffern 1 bis iii, v, vi
Artikel 3

Artikel 4

Artikel 5

Artikel 6

Artikel 7

Artikel 8

Artikel 9

Artikel 10

Artikel 11 Absatz 1
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Verordnung (EG) Nr. 1346/2000

In dieser Verordnung wird Folgendes festgelegt:

Artikel 9

Artikel 10

Artikel 11

Artikel 12

Artikel 13 Absatz 1

Artikel 13 Absatz 2

Artikel 14 Gedankenstrich 1
Artikel 14 Gedankenstrich 2
Artikel 14 Gedankenstrich 3
Artikel 15

Artikel 16

Artikel 17

Artikel 18

Artikel 19

Artikel 20

Artikel 21 Absatz 1
Artikel 21 Absatz 2
Artikel 22
Artikel 23
Artikel 24
Artikel 25
Artikel 26
Artikel 27
Artikel 28

Artikel 11 Absatz 2
Artikel 12

Artikel 13 Absatz 1
Artikel 13 Absatz 2
Artikel 14

Artikel 15

Artikel 16 Buchstabe a
Artikel 16 Buchstabe b
Artikel 17 Buchstabe a
Artikel 17 Buchstabe b
Artikel 17 Buchstabe ¢
Artikel 18

Artikel 19

Artikel 20

Artikel 21

Artikel 22
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	a) dem Schuldner die Verfügungsgewalt über sein Vermögen ganz oder teilweise entzogen und ein Verwalter bestellt wird,
	b) das Vermögen und die Geschäfte des Schuldners der Kontrolle oder Aufsicht durch ein Gericht unterstellt werden oder
	c) die vorübergehende Aussetzung von Einzelvollstreckungsverfahren von einem Gericht oder kraft Gesetzes gewährt wird, um Verhandlungen zwischen dem Schuldner und seinen Gläubigern zu ermöglichen, sofern das Verfahren, in dem die Aussetzung gewährt wi...
	Kann ein in diesem Absatz genanntes Verfahren in Situationen eingeleitet werden, in denen lediglich die Wahrscheinlichkeit einer Insolvenz besteht, ist der Zweck des Verfahrens die Vermeidung der Insolvenz des Schuldners oder der Einstellung seiner Ge...
	Die Verfahren, auf die in diesem Absatz Bezug genommen wird, sind in Anhang A aufgeführt.
	a) Versicherungsunternehmen,
	b) Kreditinstitute,
	c) Wertpapierfirmen und andere Firmen, Einrichtungen und Unternehmen, soweit sie unter die Richtlinie 2001/24/EG fallen, oder
	d) Organismen für gemeinsame Anlagen.
	i) die in Insolvenzverfahren angemeldeten Forderungen zu prüfen und zuzulassen;
	ii) die Gesamtinteressen der Gläubiger zu vertreten;
	iii) die Insolvenzmasse entweder vollständig oder teilweise zu verwalten;
	iv) die Insolvenzmasse im Sinne der Ziffer iii zu verwerten oder
	v) die Geschäftstätigkeit des Schuldners zu überwachen.
	Die in Unterabsatz 1 genannten Personen und Stellen sind in Anhang B aufgeführt;
	i) in Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben b und c, Artikel 4 Absatz 2, Artikel 5, Artikel 6, Artikel 21 Absatz 3, Artikel 24 Absatz 2 Buchstabe j, Artikel 36, Artikel 39 und Artikel 61 bis Artikel 77 das Justizorgan eines Mitgliedstaats;
	ii) in allen anderen Artikeln das Justizorgan oder jede sonstige zuständige Stelle eines Mitgliedstaats, die befugt ist, ein Insolvenzverfahren zu eröffnen, die Eröffnung eines solchen Verfahrens zu bestätigen oder im Rahmen dieses Verfahrens Entsche...
	i) die Entscheidung eines Gerichts zur Eröffnung eines Insolvenzverfahrens oder zur Bestätigung der Eröffnung eines solchen Verfahrens und
	ii) die Entscheidung eines Gerichts zur Bestellung eines Verwalters;
	i) Namensaktien, soweit sie nicht von Ziffer ii erfasst sind, den Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet die Gesellschaft, die die Aktien ausgegeben hat, ihren Sitz hat;
	ii) Finanzinstrumenten, bei denen die Rechtsinhaberschaft durch Eintrag in ein Register oder Buchung auf ein Konto, das von einem oder für einen Intermediär geführt wird, nachgewiesen wird ("im Effektengiro übertragbare Wertpapiere"), den Mitgliedstaa...
	iii) Guthaben auf Konten bei einem Kreditinstitut den Mitgliedstaat, der in der internationalen Kontonummer (IBAN) angegeben ist, oder im Fall von Guthaben auf Konten bei einem Kreditinstitut ohne IBAN den Mitgliedstaat, in dem das Kreditinstitut, be...
	iv) Gegenständen oder Rechten, bei denen das Eigentum oder die Rechtsinhaberschaft in anderen als den unter Ziffer i genannten öffentlichen Registern eingetragen ist, den Mitgliedstaat, unter dessen Aufsicht das Register geführt wird;
	v) Europäischen Patenten den Mitgliedstaat, für den das Europäische Patent erteilt wurde;
	vi) Urheberrechten und verwandten Schutzrechten den Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet der Eigentümer solcher Rechte seinen gewöhnlichen Aufenthalt oder Sitz hat;
	vii) anderen als den unter den Ziffern i bis iv genannten körperlichen Gegenständen den Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet sich der Gegenstand befindet;
	viii) anderen Forderungen gegen Dritte als solchen, die sich auf Vermögenswerte gemäß Ziffer iii beziehen, den Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet der zur Leistung verpflichtete Dritte den Mittelpunkt seiner hauptsächlichen Interessen im Sinne des ...
	Bei Gesellschaften oder juristischen Personen wird bis zum Beweis des Gegenteils vermutet, dass der Mittelpunkt ihrer hauptsächlichen Interessen der Ort ihres Sitzes ist. Diese Annahme gilt nur, wenn der Sitz nicht in einem Zeitraum von drei Monaten v...
	Bei einer natürlichen Person, die eine selbständige gewerbliche oder freiberufliche Tätigkeit ausübt, wird bis zum Beweis des Gegenteils vermutet, dass der Mittelpunkt ihrer hauptsächlichen Interessen ihre Hauptniederlassung ist. Diese Annahme gilt nu...
	Bei allen anderen natürlichen Personen wird bis zum Beweis des Gegenteils vermutet, dass der Mittelpunkt ihrer hauptsächlichen Interessen der Ort ihres gewöhnlichen Aufenthalts ist. Diese Annahme gilt nur, wenn der gewöhnliche Aufenthalt nicht in ein...
	a) die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens nach Absatz 1 angesichts der Bedingungen, die das Recht des Mitgliedstaats vorschreibt, in dessen Hoheitsgebiet der Schuldner den Mittelpunkt seiner hauptsächlichen Interessen hat, nicht möglich ist oder
	b) die Eröffnung des Partikularverfahrens von
	i) einem Gläubiger beantragt wird, dessen Forderung sich aus dem Betrieb einer Niederlassung ergibt oder damit im Zusammenhang steht, die sich im Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats befindet, in dem die Eröffnung des Partikularverfahrens beantragt wird, ...
	ii) einer Behörde beantragt wird, die nach dem Recht des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet sich die Niederlassung befindet, das Recht hat, die Eröffnung von Insolvenzverfahren zu beantragen.

	Nach der Eröffnung des Hauptinsolvenzverfahrens wird das Partikularverfahren zum Sekundärinsolvenzverfahren.
	Unterabsatz 1 gilt auch für den Schuldner in Eigenverwaltung, sofern der Schuldner in Eigenverwaltung nach nationalem Recht Klage für die Insolvenzmasse erheben kann.
	a) bei welcher Art von Schuldnern ein Insolvenzverfahren zulässig ist;
	b) welche Vermögenswerte zur Insolvenzmasse gehören und wie die nach der Verfahrenseröffnung vom Schuldner erworbenen Vermögenswerte zu behandeln sind;
	c) die jeweiligen Befugnisse des Schuldners und des Verwalters;
	d) die Voraussetzungen für die Wirksamkeit einer Aufrechnung;
	e) wie sich das Insolvenzverfahren auf laufende Verträge des Schuldners auswirkt;
	f) wie sich die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens auf Rechtsverfolgungsmaßnahmen einzelner Gläubiger auswirkt; ausgenommen sind die Wirkungen auf anhängige Rechtsstreitigkeiten;
	g) welche Forderungen als Insolvenzforderungen anzumelden sind und wie Forderungen zu behandeln sind, die nach der Eröffnung des Insolvenzverfahrens entstehen;
	h) die Anmeldung, die Prüfung und die Feststellung der Forderungen;
	i) die Verteilung des Erlöses aus der Verwertung des Vermögens, den Rang der Forderungen und die Rechte der Gläubiger, die nach der Eröffnung des Insolvenzverfahrens aufgrund eines dinglichen Rechts oder infolge einer Aufrechnung teilweise befriedigt...
	j) die Voraussetzungen und die Wirkungen der Beendigung des Insolvenzverfahrens, insbesondere durch Vergleich;
	k) die Rechte der Gläubiger nach der Beendigung des Insolvenzverfahrens;
	l) wer die Kosten des Insolvenzverfahrens einschließlich der Auslagen zu tragen hat;
	m) welche Rechtshandlungen nichtig, anfechtbar oder relativ unwirksam sind, weil sie die Gesamtheit der Gläubiger benachteiligen.
	a) das Recht, den Gegenstand zu verwerten oder verwerten zu lassen und aus dem Erlös oder den Nutzungen dieses Gegenstands befriedigt zu werden, insbesondere aufgrund eines Pfandrechts oder einer Hypothek;
	b) das ausschließliche Recht, eine Forderung einzuziehen, insbesondere aufgrund eines Pfandrechts an einer Forderung oder aufgrund einer Sicherheitsabtretung dieser Forderung;
	c) das Recht, die Herausgabe von Gegenständen von jedermann zu verlangen, der diese gegen den Willen des Berechtigten besitzt oder nutzt;
	d) das dingliche Recht, die Früchte eines Gegenstands zu ziehen.
	a) ein derartiger Vertrag nach den für diese Verträge geltenden Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats nur mit Zustimmung des Gerichts der Verfahrenseröffnung beendet oder geändert werden kann und
	b) in dem betreffenden Mitgliedstaat kein Insolvenzverfahren eröffnet worden ist.
	Unterabsatz 1 gilt auch für eine Behörde, die nach nationalem Recht für die Zustimmung zu einer Beendigung oder Änderung von Verträgen nach diesem Artikel zuständig ist.
	Die Regel nach Unterabsatz 1 gilt auch, wenn in den übrigen Mitgliedstaaten über das Vermögen des Schuldners wegen seiner Eigenschaft ein Insolvenzverfahren nicht eröffnet werden könnte.
	a) Datum der Eröffnung des Insolvenzverfahrens;
	b) Gericht, das das Insolvenzverfahren eröffnet hat, und - soweit vorhanden - Aktenzeichen;
	c) Art des eröffneten Insolvenzverfahrens nach Anhang A und gegebenenfalls Unterart des nach nationalem Recht eröffneten Verfahrens;
	d) Angaben dazu, ob die Zuständigkeit für die Eröffnung des Verfahrens auf Artikel 3 Absatz 1, 2 oder 4 beruht;
	e) Name, Registernummer, Sitz oder, sofern davon abweichend, Postanschrift des Schuldners, wenn es sich um eine Gesellschaft oder eine juristische Person handelt;
	f) Name, gegebenenfalls Registernummer sowie Postanschrift des Schuldners oder, falls die Anschrift geschützt ist, Geburtsort und Geburtsdatum des Schuldners, wenn er eine natürliche Person ist, unabhängig davon, ob er eine selbständige gewerbliche od...
	g) gegebenenfalls Name, Postanschrift oder E-Mail-Adresse des für das Verfahren bestellten Verwalters;
	h) gegebenenfalls die Frist für die Anmeldung der Forderungen bzw. einen Verweis auf die Kriterien für die Berechnung dieser Frist;
	i) gegebenenfalls das Datum der Beendigung des Hauptinsolvenzverfahrens;
	j) das Gericht, das gemäß Artikel 5 für eine Anfechtung der Entscheidung zur Eröffnung des Insolvenzverfahrens zuständig ist und gegebenenfalls die Frist für die Anfechtung bzw. einen Verweis auf die Kriterien für die Berechnung dieser Frist.
	Macht ein Mitgliedstaat von der in Unterabsatz 1 genannten Möglichkeit Gebrauch, so berührt das Insolvenzverfahren nicht die Forderungen der ausländischen Gläubiger, die die Informationen gemäß Unterabsatz 1 nicht erhalten haben.
	a) die technischen Spezifikationen für die elektronische Kommunikation und den elektronischen Informationsaustausch auf der Grundlage der festgelegten Schnittstellenspezifikation für das System zur Vernetzung der Insolvenzregister;
	b) die technischen Maßnahmen, durch die die IT-Mindestsicherheitsstandards für die Übermittlung und Verbreitung von Informationen innerhalb des Systems zur Vernetzung der Insolvenzregister gewährleistet werden;
	c) die Mindestkriterien für den vom Europäischen Justizportal bereitgestellten Suchdienst anhand der Informationen nach Artikel 24;
	d) die Mindestkriterien für die Anzeige der Suchergebnisse in Bezug auf die Informationen nach Artikel 24;
	e) die Mittel und technischen Voraussetzungen für die Verfügbarkeit der durch das System der Vernetzung von Insolvenzregistern angebotenen Dienste und
	f) einen Glossar mit einer allgemeinen Erläuterung der in Anhang A aufgeführten nationalen Insolvenzverfahren.
	Die anfragende Person ist weder verpflichtet, Übersetzungen der Dokumente, die die Berechtigung ihrer Anfrage belegen, zur Verfügung zu stellen, noch dazu, die bei der Behörde möglicherweise aufgrund der Übersetzungen anfallenden Kosten zu tragen.
	Unterabsatz 1 gilt auch für Entscheidungen, die unmittelbar aufgrund des Insolvenzverfahrens ergehen und in engem Zusammenhang damit stehen, auch wenn diese Entscheidungen von einem anderen Gericht erlassen werden.
	Unterabsatz 1 gilt auch für Entscheidungen über Sicherungsmaßnahmen, die nach dem Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens oder in Verbindung damit getroffen werden.
	a) dem Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens,
	b) jeder anderen Person oder Behörde, die nach dem Recht des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet die Eröffnung des Sekundärinsolvenzverfahrens beantragt wird, dazu befugt ist.
	Das in Absatz 1 genannte Gericht kann Sicherungsmaßnahmen zum Schutz des Interesses der lokalen Gläubiger anordnen, indem es dem Verwalter oder Schuldner in Eigenverwaltung untersagt, Gegenstände der Masse, die in dem Mitgliedstaat belegen sind, in de...
	Die Aussetzung der Eröffnung eines Sekundärinsolvenzverfahrens wird vom Gericht von Amts wegen oder auf Antrag eines Gläubigers widerrufen, wenn während der Aussetzung im Zuge der Verhandlungen gemäß Unterabsatz 1 eine Vereinbarung geschlossen wurde.
	Die Aussetzung kann vom Gericht von Amts wegen oder auf Antrag eines Gläubigers widerrufen werden, wenn die Fortdauer der Aussetzung für die Rechte des Gläubigers nachteilig ist, insbesondere wenn die Verhandlungen zum Erliegen gekommen sind oder wenn...
	a) einander so bald wie möglich alle Informationen mitzuteilen, die für das jeweilige andere Verfahren von Bedeutung sein können, insbesondere den Stand der Anmeldung und Prüfung der Forderungen sowie alle Maßnahmen zur Rettung oder Sanierung des Schu...
	b) die Möglichkeit einer Sanierung des Schuldners zu prüfen und, falls eine solche Möglichkeit besteht, die Ausarbeitung und Umsetzung eines Sanierungsplans zu koordinieren;
	c) die Verwertung oder Verwendung der Insolvenzmasse und die Verwaltung der Geschäfte des Schuldners zu koordinieren; der Verwalter eines Sekundärinsolvenzverfahrens gibt dem Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens frühzeitig Gelegenheit, Vorschläge fü...
	a) die Koordinierung bei der Bestellung von Verwaltern,
	b) die Mitteilung von Informationen auf jedem von dem betreffenden Gericht als geeignet erachteten Weg,
	c) die Koordinierung der Verwaltung und Überwachung des Vermögens und der Geschäfte des Schuldners,
	d) die Koordinierung der Verhandlungen,
	e) soweit erforderlich die Koordinierung der Zustimmung zu einer Verständigung der Verwalter.
	a) arbeitet der Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens mit jedem Gericht, das mit einem Antrag auf Eröffnung eines Sekundärinsolvenzverfahrens befasst ist oder das ein solches Verfahren eröffnet hat, zusammen und kommuniziert mit diesem,
	b) arbeitet der Verwalter eines Partikularverfahrens oder Sekundärinsolvenzverfahrens mit dem Gericht, das mit einem Antrag auf Eröffnung des Hauptinsolvenzverfahrens befasst ist oder das ein solches Verfahren eröffnet hat, zusammen und kommuniziert ...
	c) arbeitet der Verwalter eines Partikularverfahrens oder Sekundärinsolvenzverfahrens mit dem Gericht, das mit einem Antrag auf Eröffnung eines anderen Partikularverfahrens oder Sekundärinsolvenzverfahrens befasst ist oder das ein solches Verfahren er...
	soweit diese Zusammenarbeit und Kommunikation mit den für die einzelnen Verfahren geltenden Vorschriften vereinbar sind und keine Interessenkonflikte nach sich ziehen.
	a) auf Antrag des Verwalters des Hauptinsolvenzverfahrens,
	b) von Amts wegen, auf Antrag eines Gläubigers oder auf Antrag des Verwalters des Sekundärinsolvenzverfahrens, wenn sich herausstellt, dass diese Maßnahme insbesondere nicht mehr mit dem Interesse der Gläubiger des Haupt- oder des Sekundärinsolvenzver...
	a) Name, Postanschrift, E-Mail-Adresse sofern vorhanden, persönliche Kennnummer sofern vorhanden sowie Bankverbindung des ausländischen Gläubigers nach Absatz 1,
	b) Forderungsbetrag unter Angabe der Hauptforderung und gegebenenfalls der Zinsen sowie Entstehungszeitpunkt der Forderung und – sofern davon abweichend – Fälligkeitsdatum,
	c) umfasst die Forderung auch Zinsen, den Zinssatz unter Angabe, ob es sich um einen gesetzlichen oder vertraglich vereinbarten Zinssatz handelt, sowie den Zeitraum, für den die Zinsen gefordert werden, und den Betrag der kapitalisierten Zinsen,
	d) falls Kosten für die Geltendmachung der Forderung vor Eröffnung des Verfahrens gefordert werden, Betrag und Aufschlüsselung dieser Kosten,
	e) Art der Forderung,
	f) ob ein Status als bevorrechtigter Gläubiger beansprucht wird und die Grundlage für einen solchen Anspruch,
	g) ob für die Forderung eine dingliche Sicherheit oder ein Eigentumsvorbehalt geltend gemacht wird und wenn ja, welche Vermögenswerte Gegenstand der Sicherheit sind, Zeitpunkt der Überlassung der Sicherheit und Registernummer, wenn die Sicherheit in e...
	h) ob eine Aufrechnung beansprucht wird und wenn ja, die Beträge der zum Zeitpunkt der Eröffnung des Insolvenzverfahrens bestehenden gegenseitigen Forderungen, den Zeitpunkt ihres Entstehens und den geforderten Saldo nach Aufrechnung.
	Der Forderungsanmeldung sind etwaige Belege in Kopie beizufügen.
	a) einander so bald wie möglich alle Informationen mitzuteilen, die für das jeweilige andere Verfahren von Bedeutung sein können, vorausgesetzt, es bestehen geeignete Vorkehrungen zum Schutz vertraulicher Informationen;
	b) zu prüfen, ob Möglichkeiten einer Koordinierung der Verwaltung und Überwachung der Geschäfte der Gruppenmitglieder, über deren Vermögen ein Insolvenzverfahren eröffnet wurde, bestehen; falls eine solche Möglichkeit besteht, koordinieren sie die Ve...
	c) zu prüfen, ob Möglichkeiten einer Sanierung von Gruppenmitgliedern, über deren Vermögen ein Insolvenzverfahren eröffnet wurde, bestehen und, falls eine solche Möglichkeit besteht, sich über den Vorschlag für einen koordinierten Sanierungsplan und d...
	Für die Zwecke der Buchstaben b und c können alle oder einige der in Absatz 1 genannten Verwalter vereinbaren, einem Verwalter aus ihrer Mitte zusätzliche Befugnisse zu übertragen, wenn eine solche Vereinbarung nach den für die jeweiligen Verfahren ge...
	a) die Koordinierung bei der Bestellung von Verwaltern,
	b) die Mitteilung von Informationen auf jedem von dem betreffenden Gericht als geeignet erachteten Weg,
	c) die Koordinierung der Verwaltung und Überwachung der Insolvenzmasse und Geschäfte der Mitglieder der Unternehmensgruppe,
	d) die Koordinierung der Verhandlungen,
	e) soweit erforderlich die Koordinierung der Zustimmung zu einer Verständigung der Verwalter.
	a) in jedem über das Vermögen eines anderen Mitglieds derselben Unternehmensgruppe eröffneten Verfahren gehört werden,
	b) eine Aussetzung jeder Maßnahme im Zusammenhang mit der Verwertung der Masse in jedem Verfahren über das Vermögen eines anderen Mitglieds derselben Unternehmensgruppe beantragen, sofern
	i) für alle oder einige Mitglieder der Unternehmensgruppe, über deren Vermögen ein Insolvenzverfahren eröffnet worden ist, ein Sanierungsplan gemäß Artikel 56 Absatz 2 Buchstabe c vorgeschlagen wurde und hinreichende Aussicht auf Erfolg hat;
	ii) die Aussetzung notwendig ist, um die ordnungsgemäße Durchführung des Sanierungsplans sicherzustellen;
	iii) der Sanierungsplan den Gläubigern des Verfahrens, für das die Aussetzung beantragt wird, zugute käme und
	iv) weder das Insolvenzverfahren, für das der Verwalter gemäß Absatz 1 bestellt wurde, noch das Verfahren, für das die Aussetzung beantragt wird, einer Koordinierung gemäß Abschnitt 2 dieses Kapitels unterliegt;

	c) die Eröffnung eines Gruppen-Koordinationsverfahrens gemäß Artikel 61 beantragen.
	Vor Anordnung der Aussetzung hört das Gericht den Verwalter des Insolvenzverfahrens, für das die Aussetzung beantragt wird. Die Aussetzung kann für jeden Zeitraum bis zu drei Monaten angeordnet werden, den das Gericht für angemessen hält und der mit d...
	Das Gericht, das die Aussetzung anordnet, kann verlangen, dass der Verwalter nach Absatz 1 alle geeigneten Maßnahmen nach nationalem Recht zum Schutz der Interessen der Gläubiger des Verfahrens ergreift.
	Das Gericht kann die Dauer der Aussetzung um einen weiteren Zeitraum oder mehrere weitere Zeiträume verlängern, die es für angemessen hält und die mit den für das Verfahren geltenden Vorschriften vereinbar sind, sofern die in Absatz 1 Buchstabe b Zif...
	a) ein Vorschlag bezüglich der Person, die zum Gruppenkoordinator (im Folgenden: "Koordinator") ernannt werden soll, Angaben zu ihrer Eignung nach Artikel 71, Angaben zu ihren Qualifikationen und ihre schriftliche Zustimmung zur Tätigkeit als Koordina...
	b) eine Darlegung der vorgeschlagenen Gruppen-Koordination, insbesondere der Gründe, weshalb die Voraussetzungen nach Artikel 63 Absatz 1 erfüllt sind;
	c) eine Liste der für die Mitglieder der Gruppe bestellten Verwalter und gegebenenfalls die Gerichte und zuständigen Behörden, die in den Insolvenzverfahren über das Vermögen der Mitglieder der Gruppe betroffen sind;
	d) eine Darstellung der geschätzten Kosten der vorgeschlagenen Gruppen-Koordination und eine Schätzung des von jedem Mitglied der Gruppe zu tragenden Anteils dieser Kosten.
	a) die Eröffnung eines solchen Verfahrens die effektive Führung der Insolvenzverfahren über das Vermögen der verschiedenen Mitglieder der Gruppe erleichtern kann,
	b) nicht zu erwarten ist, dass ein Gläubiger eines Mitglieds der Gruppe, das voraussichtlich am Verfahren teilnehmen wird, durch die Einbeziehung dieses Mitglieds in das Verfahren finanziell benachteiligt wird, und
	c) der vorgeschlagene Koordinator die Anforderungen gemäß Artikel 71 erfüllt.
	a) die Einbeziehung des Insolvenzverfahrens, für das er bestellt wurde, in ein Gruppen-Koordinationsverfahren oder
	b) die als Koordinator vorgeschlagene Person.
	Der Einwand kann mittels des nach Artikel 88 eingeführten Standardformulars erhoben werden.
	a) einen Koordinator zu bestellen,
	b) über den Entwurf der Koordination zu entscheiden und
	c) über die Kostenschätzung und den Anteil, der von den Mitgliedern der Gruppe zu tragen ist, zu entscheiden.
	a) ein Einwand gegen die Einbeziehung des Insolvenzverfahrens in das Gruppen-Koordinationsverfahren erhoben wurde oder
	b) ein Insolvenzverfahren über das Vermögen eines Mitglieds der Gruppe eröffnet wurde, nachdem das Gericht ein Gruppen-Koordinationsverfahren eröffnet hat.
	a) er davon überzeugt ist, dass unter Berücksichtigung des Stands, den das Gruppen-Koordinationsverfahren zum Zeitpunkt des Antrags erreicht hat, die Voraussetzungen gemäß Artikel 63 Absatz 1 Buchstaben a und b erfüllt sind, oder
	b) alle beteiligten Verwalter gemäß den Bestimmungen ihres nationalen Rechts zustimmen.
	Folgt er den Empfehlungen des Koordinators oder dem Gruppen-Koordinationsplan nicht, so informiert er die Personen oder Stellen, denen er nach seinem nationalen Recht Bericht erstatten muss, und den Koordinator über die Gründe dafür.
	a) legt Empfehlungen für die koordinierte Durchführung der Insolvenzverfahren fest und stellt diese dar,
	b) schlägt einen Gruppen-Koordinationsplan vor, der einen umfassenden Katalog geeigneter Maßnahmen für einen integrierten Ansatz zur Bewältigung der Insolvenz der Gruppenmitglieder festlegt, beschreibt und empfiehlt. Der Plan kann insbesondere Vorsch...
	i) den Maßnahmen, die zur Wiederherstellung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und der Solvenz der Gruppe oder einzelner Mitglieder zu ergreifen sind,
	ii) der Beilegung gruppeninterner Streitigkeiten in Bezug auf gruppeninterne Transaktionen und Anfechtungsklagen,
	iii) Vereinbarungen zwischen den Verwaltern der insolventen Gruppenmitglieder.

	a) in jedem Insolvenzverfahren über das Vermögen eines Mitglieds der Unternehmensgruppe gehört werden und daran mitwirken, insbesondere durch Teilnahme an der Gläubigerversammlung,
	b) bei allen Streitigkeiten zwischen zwei oder mehr Verwaltern von Gruppenmitgliedern zu vermitteln,
	c) seinen Gruppen-Koordinationsplan den Personen oder Stellen vorzulegen und zu erläutern, denen er aufgrund der nationalen Rechtsvorschriften seines Landes Bericht erstatten muss,
	d) von jedem Verwalter Informationen in Bezug auf jedes Gruppenmitglied anzufordern, wenn diese Informationen bei der Festlegung und Darstellung von Strategien und Maßnahmen zur Koordinierung der Verfahren von Nutzen sind oder sein könnten, und
	e) eine Aussetzung von Verfahren über das Vermögen jedes Mitglieds der Gruppe für bis zu sechs Monate zu beantragen, sofern die Aussetzung notwendig ist, um die ordnungsgemäße Durchführung des Plans sicherzustellen, und den Gläubigern des Verfahrens, ...
	a) unverzüglich die beteiligten Verwalter zu informieren und
	b) die vorherige Zustimmung des Gerichts einzuholen, das das Gruppen-Koordinationsverfahren eröffnet hat.
	a) das am 8. Juli 1899 in Paris unterzeichnete belgisch-französische Abkommen über die gerichtliche Zuständigkeit, die Anerkennung und die Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen, Schiedssprüchen und öffentlichen Urkunden;
	b) das am 16. Juli 1969 in Brüssel unterzeichnete belgisch-österreichische Abkommen über Konkurs, Ausgleich und Zahlungsaufschub (mit Zusatzprotokoll vom 13. Juni 1973);
	c) das am 28. März 1925 in Brüssel unterzeichnete belgisch-niederländische Abkommen über die Zuständigkeit der Gerichte, den Konkurs sowie die Anerkennung und die Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen, Schiedssprüchen und öffentlichen Urkunden;
	d) den am 25. Mai 1979 in Wien unterzeichneten deutsch-österreichischen Vertrag auf dem Gebiet des Konkurs- und Vergleichs-(Ausgleichs-)rechts;
	e) das am 27. Februar 1979 in Wien unterzeichnete französisch-österreichische Abkommen über die gerichtliche Zuständigkeit, die Anerkennung und die Vollstreckung von Entscheidungen auf dem Gebiet des Insolvenzrechts;
	f) das am 3. Juni 1930 in Rom unterzeichnete französisch-italienische Abkommen über die Vollstreckung gerichtlicher Urteile in Zivil- und Handelssachen;
	g) das am 12. Juli 1977 in Rom unterzeichnete italienisch-österreichische Abkommen über Konkurs und Ausgleich;
	h) den am 30. August 1962 in Den Haag unterzeichneten deutsch-niederländischen Vertrag über die gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen und anderer Schuldtitel in Zivil- und Handelssachen;
	i) das am 2. Mai 1934 in Brüssel unterzeichnete britisch-belgische Abkommen zur gegenseitigen Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen mit Protokoll;
	j) das am 7. November 1993 in Kopenhagen zwischen Dänemark, Finnland, Norwegen, Schweden und Irland geschlossene Konkursübereinkommen;
	k) das am 5. Juni 1990 in Istanbul unterzeichnete Europäische Übereinkommen über bestimmte internationale Aspekte des Konkurses;
	l) das am 18. Juni 1959 in Athen unterzeichnete Abkommen zwischen der Föderativen Volksrepublik Jugoslawien und dem Königreich Griechenland über die gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen;
	m) das am 18. März 1960 in Belgrad unterzeichnete Abkommen zwischen der Föderativen Volksrepublik Jugoslawien und der Republik Österreich über die gegenseitige Anerkennung und die Vollstreckung von Schiedssprüchen und schiedsgerichtlichen Vergleichen ...
	n) das am 3. Dezember 1960 in Rom unterzeichnete Abkommen zwischen der Föderativen Volksrepublik Jugoslawien und der Republik Italien über die gegenseitige justizielle Zusammenarbeit in Zivil- und Handelssachen;
	o) das am 24. September 1971 in Belgrad unterzeichnete Abkommen zwischen der Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien und dem Königreich Belgien über die justizielle Zusammenarbeit in Zivil- und Handelssachen;
	p) das am 18. Mai 1971 in Paris unterzeichnete Abkommen zwischen den Regierungen Jugoslawiens und Frankreichs über die Anerkennung und Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen;
	q) das am 22. Oktober 1980 in Athen unterzeichnete Abkommen zwischen der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik und der Hellenischen Republik über die Rechtshilfe in Zivil- und Strafsachen, der zwischen der Tschechischen Republik und Griechenla...
	r) das am 23. April 1982 in Nikosia unterzeichnete Abkommen zwischen der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik und der Republik Zypern über die Rechtshilfe in Zivil- und Strafsachen, der zwischen der Tschechischen Republik und Zypern noch in K...
	s) den am 10. Mai 1984 in Paris unterzeichneten Vertrag zwischen der Regierung der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik und der Regierung der Französischen Republik über die Rechtshilfe und die Anerkennung und Vollstreckung gerichtlicher Ents...
	t) den am 6. Dezember 1985 in Prag unterzeichneten Vertrag zwischen der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik und der Republik Italien über die Rechtshilfe in Zivil- und Strafsachen, der zwischen der Tschechischen Republik und Italien noch in ...
	u) das am 11. November 1992 in Tallinn unterzeichnete Abkommen zwischen der Republik Lettland, der Republik Estland und der Republik Litauen über Rechtshilfe und Rechtsbeziehungen;
	v) das am 27. November 1998 in Tallinn unterzeichnete Abkommen zwischen Estland und Polen über Rechtshilfe und Rechtsbeziehungen in Zivil-, Arbeits- und Strafsachen;
	w) das am 26. Januar 1993 in Warschau unterzeichnete Abkommen zwischen der Republik Litauen und der Republik Polen über Rechtshilfe und Rechtsbeziehungen in Zivil-, Familien-, Arbeits- und Strafsachen;
	x) das am 19. Oktober 1972 in Bukarest unterzeichnete Abkommen zwischen der Sozialistischen Republik Rumänien und der Hellenischen Republik über die Rechtshilfe in Zivil- und Strafsachen mit Protokoll;
	y) das am 5. November 1974 in Paris unterzeichnete Abkommen zwischen der Sozialistischen Republik Rumänien und der Französischen Republik über die Rechtshilfe in Zivil- und Handelssachen;
	z) das am 10. April 1976 in Athen unterzeichnete Abkommen zwischen der Volksrepublik Bulgarien und der Hellenischen Republik über die Rechtshilfe in Zivil- und Strafsachen;
	aa) das am 29. April 1983 in Nikosia unterzeichnete Abkommen zwischen der Volksrepublik Bulgarien und der Republik Zypern über die Rechtshilfe in Zivil- und Strafsachen;
	ab) das am 18. Januar 1989 in Sofia unterzeichnete Abkommen zwischen der Volksrepublik Bulgarien und der Regierung der Französischen Republik über die gegenseitige Rechtshilfe in Zivilsachen;
	ac) den am 11.Juli 1994 in Bukarest unterzeichneten Vertrag zwischen Rumänien und der Tschechischen Republik über die Rechtshilfe in Zivilsachen;
	ad) den am 15. Mai 1999 in Bukarest unterzeichneten Vertrag zwischen Rumänien und der Republik Polen über die Rechtshilfe und die Rechtsbeziehungen in Zivilsachen.
	a) in einem Mitgliedstaat, soweit es in Konkurssachen mit den Verpflichtungen aus einer Übereinkunft unvereinbar ist, die dieser Mitgliedstaat mit einem oder mehreren Drittstaaten vor Inkrafttreten der Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 geschlossen hat;
	b) im Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland, soweit es in Konkurssachen mit den Verpflichtungen aus Vereinbarungen, die im Rahmen des Commonwealth geschlossen wurden und die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Verordnung (EG) Nr. 1346/...

